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I. 

Die  Ausfuhrpolitik  der  Kartelle. 

In  seinem  Werke  rDas  Nationale  System  der  Politischen 
Oekonomie"  behauptet  Friedrich  List,  der  Schutzzoll  gewähre, 
wenn  er  auch  für  einige  Zeit  die  inländischen  Manufakturwaren 
verteure,  in  Zukunft  infolge  der  inländischen  Konkurrenz 
wohlfeilere  Preise.  List  schrieb  sein  Werk  zu  einer  Zeit,  wo 
man  von  Kartellen  überhaupt  noch  sehr  wenig  wusste  und 
ihren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  Volkswirtschaft  gar  nicht 
ahnte;  der  von  ihm  aufgestellte  Grundsatz  über  die  Wirkung 
des  Schutzzolles  mochte,  angewandt  auf  die  zu  seiner  Zeit 
herrschende  Wirtschaftsordnung,  richtig  gewesen  sein.  Heute 
aber,  wo  die  Kartellentwicklung  bereits  zu  einer  bedeutenden 
Höhe  gekommen  ist,  wo  sie,  wie  in  Deutschland  und  Ame- 
rika, das  ganze  Wirtschaftsleben  durchdringt  und  beherrscht, 
wird  man  dem  Satze  List's  kaum  noch  beipflichten  können. 
Es  genügt,  einen  Blick  in  die  Preistabellen  der  wichtigsten 
Produkte  Deutschlands  zu  werfen,  um  sich  davon  zu  über- 
zeugen, dassseit  1879,  dem  Jahre  des  Uebergangs  Deutschlands 
zum  ausgesprochenen  Schutzzollsystem,  die  Preise  eine  stän- 
dige aufwärtsstrebende  Entwicklung  aufweisen;  es  liegen  z.  Zt. 
auch  keine  Anhaltspunkte  dafür  vor,  dass  diese  Entwicklung 
eine  andere  Richtung  einschlagen  wird;  im  Gegenteil,  alles 
spricht  dafür,  dass  die  Tendenz  auch  in  Zukunft  eine  steigende 
sein  wird. 

Woher  kommt  nun  die  Möglichkeit  dieser  hohen  Preis- 
haltung? Es  ist  einerseits  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Produktionskosten  in  Deutschland  während  der  letzten  dreissig 


Jahre  eine  sehr  starke  Erhöhung  durch  die  Steigerung  der 
Arbeitslöhne  und  der  sozialen  Lasten  erfahren  haben;  ande- 
rerseits steht  es  aber  fest,  dass  auch  die  Produktionstechnik 
eine  immer  grössere  Vervollkommnung  zeigt,  welche  die 
erhöhten  Löhne  und  die  sozialen  Lasten  mindestens  aufwiegt. 
Hinzu  kommt  noch,  dass  die  Steigerung  der  Löhne  zum 
grössten  Teil  eine  unausbleibliche  Folge  des  Schutzzolles  ist: 
der  Arbeiter  brauchte  zur  Bestreitung  seiner  notwendigen 
Bedürfnisse  eine  grössere  Summe  Geldes  als  zuvor,  die  ihm 
nur  durch  Erhöhung  des  Lohnes  zugeführt  werden  konnte. 
Demnach  liegt  die  letzte  Ursache  der  Erhöhung  der  Pro- 
duktionskosten zum  grossen  Teile  in  dem  Schutzzolle. 

Der  Schutzzoll  ist  es  auch,  welcher  den  modernen 
Industrieorganisationen  die  Hochhaltung  der  Preise  im  Inlande 
ermöglicht.  Im  freien  Wettbewerb  sind  für  den  Absatz  von 
Produkten  in  einem  bestimmten  Gebiete  die  Produktions- 
kosten der  Ware  und  die  Transportkosten  bis  zu  diesem 
Gebiete  massgebend.  So  wird  die  ausländische  Konkurrenz, 
welche  für  eine  gewisse  Ware  dieselben  Produktionskosten 
wie  die  inländische  aufwendet,  von  dem  Absatz  in  dem  betr. 
Inland  durch  die  Transportkosten  abgehalten.  Die  geogra- 
phische Lage  bildet  demnach  bei  sich  gleichbleibenden  Pro- 
duktionskosten gewissermassen  die  natürliche  Grenze  der 
möglichen  Konkurrenz  unter  zwei  Produzenten.  Dieses  natür- 
liche Mittel  reicht  aber  nicht  aus,  sobald  ein  Produzent  die  betr. 
Ware  um  die  Transportkosten  bis  zum  bestrittenen  Absatz- 
gebiet billiger  produziert.  Um  in  solchen  Fällen  den  inlän- 
dischen Produzenten  gegen  den  ausländischen  zu  schützen, 
hat  man  den  Zoll.  Hinter  den  Mauern  desselben  können 
die  inländischen  Produzenten  je  nach  der  Höhe  des  Zolles 
mehr  oder  weniger  frei  walten,  wenn  sie  unter  einander  den 
Wettbewerb  ausschliessen. 

Nur  Ausnahmefälle  können  die  gezogenen  natürlichen 
Grenzen  der  Konkurrenz  durchbrechen.  Zu  solchen  gehören 
in  erster  Linie  Krisen.  Gilt  es,  einen  inländischen  Markt 
von  der  Ueberproduktion  zu  entlasten,  dann  wird  ins  Ausland 
oft  zu  Verlustpreisen  verkauft.  Diese  Ausnahme  ist,  so  wenig 
man  für  sie  schwärmen  kann,  im  allgemeinen   nicht   zu  ver- 


urteilen.  Es  gibt  eben  in  solchen  Zeiten  kein  besseres  Ventil 
für  die  Entlastung  der  Ueberproduktion  nach  dem  Auslande. 
Dass  es  dabei  oft  zur  Preisschleuderei  kommt,  ist  zwar  zu 
bedauern,  doch  der  beabsichtigte  Zweck  wird  dadurch 
schliesslich  erreicht 

Ein  anderer  Fall,  wo  ins  Ausland  ohne  grössere  Schä- 
digung der  Volkswirtschaft  mit  Verlust  verkauft  wird,  tritt  ein, 
wenn  man  einen  alten  Markt  vor  neuer  Konkurrenz  beschützen 
oder  einen  neuen  erobern  will.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
gewisse  Opfer  gebracht  werden.  Wer  grössere  Opfer  zu 
tragen  imstande  ist,  dass  heisst,  wer  es  länger  aushält,  mit 
Verlust  zu  arbeiten,  dem  wird  schliesslich  der  Sieg  zuteil. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  Industrieen,  die  durch  hohe 
Zölle  geschützt  werden.  Sind  die  Zölle  so  bemessen,  dass 
sie  fremde  Konkurrenz  ausschliessen,  dann  hat  man  im  Inlande 
für  die  geschützten  Produkte  solche  Preise,  die  den  Produ- 
zenten einen  nicht  übertriebenen  Nutzen  abwerfen,  sofern 
sie  sich  untereinander  inbezug  auf  die  Preise  nicht  verab- 
reden: der  von  List  aufgestellte  Grundsatz  kommt  in  diesem 
Falle  zu  seiner  Geltung.  Tritt  jedoch  eine  Verabredung  unter 
den  Produzenten  inbezug  auf  die  Preise  ein,  oder  mit  anderen 
Worten,  werden  Preiskartelle  unter  ihnen  geschlossen,  dann 
hat  man  für  die  Bemessung  der  Preishöhe  keinen  anderen 
Massstab  als  die  Stärke  und  den  guten  Willen  der  Kartelle. 
Der  Hauptzweck  eines  jeden  Kartells,  mag  man  die  Definition 
des  Kartells  aufstellen,  wie  man  will,  besteht  darin,  den  kar- 
tellierten Unternehmern  einen  „angemessenen"  Gewinn  zu 
sichern.  Was  „angemessener"  Gewinn  ist,  bestimmen  sie 
aber  selbst  und  daher  kommt  es  auch,  dass  dieser  „ange- 
messene" Gewinn  gar  zu  oft  zu  einem  ganz  enormen  und 
die  ganze  Volkswirtschaft  schädigenden  wird.  Wir  wollen 
hier  nicht  die  hohe  Rentabilität  der  in  feste  Kartelle  geschlos- 
senen Industrieen  näher  beweisen.1)  Die  kontradiktorischen 
Verhandlungen    über   deutsche  Kartelle,    die   vom    Reichsamt 

■)  Vergl.  hierüber  die  „Nationalökonomischen  Forschungen" 
von  Dr.  Oskar  Stillich  über  die  deutsche  Steinkohlen-,  Eisen-  und 
Stahlindustrie.     (Bd.  I.  Berlin  1904,  Bd.  II.  Leipzig  1906). 
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des  Innern  veranstaltet  wurden,  haben  zur  Genüge  dargelegt, 
dass  die  Kartelle  bei  ihrer  Preisfeststellung  nicht  im  geringsten 
massvoll  gewesen  sind.  Noch  klarer  sieht  man  dies  an  den 
amerikanischen  Trusts,  die  für  die  „Angemessenheit"  ihrer 
Gewinne  überhaupt  keine  Grenze  kennen. 

Von  vielen  Kartellschriftstellern  wird  bestritten,  dass  die 
Kartelle  nur  in  Schutzzollländern  bestehen  können.  Man 
braucht  aber  nur  die  englische  Kartellentwicklung  oberflächlich 
zu  verfolgen,  um  zur  Ueberzeugung  zu  gelangen,  dass  diese 
einen  anderen  Gang  genommen  hat  als  die  deutsche  oder 
die  amerikanische  Trustbewegung.1)  Industriekartelle  sind  in 
freihändlerischen  Ländern  wohl  möglich,  doch  sie  können 
eine  ständige  Dumping-Politik  nich  betreiben.2)  Um  eine 
solche  Politik  zur  Anwendung  zu  bringen,  d.  h.  um  im  In- 
lande  die  Preise  möglichst  hoch  zu  halten  und  den  im  Inlande 
nicht  unterzubringenden  Teil  der  Produktion  zu  jedem  Preise 
ins  Ausland  zu  verkaufen,  sind  Schutzzölle  nötig.  Morgenroth 
sagt  mit  Recht,  „die  Kartelle  brauchen  meist  zu  ihrem  Be- 
stehen den  Schutzzoll,  und  der  Schutzzoll  braucht,  um  voll 
zur  Geltung  zu  kommen,  das  Kartell"  3) 

Bereits  auf  Grund  dieser  Betrachtungen  können  wir  zu 
dem  Schlüsse  kommen,  dass  es  für  ein  Industriekartell  in 
einem  freihändlerischen  Lande  unmöglich  ist,  dauernd  den 
Preis  viel  höher  über  dem  des  Weltmarkts  zu  halten;  es  müsste 
höchstens  das  Kartell  in  einem  Lande  seinen  Sitz  haben,  zu 

*)  S.  hierüber  das  Buch  von  Francis  W.  Hirst:  Monopolies, 
Trusts  and  Kartells  (London,  Methuen  and  Co),  wo  er  über  englische 
Kartelle  im  Teil  II.  Kap.  3,  S.  152  fi.  spricht. 

a)  Fr.  W.  Hirst  schreibt  hierüber  in  seinem  zitierten  Buche 
auf  S.  107:....  we  have  hardly  any  cases  of  combinations  strong 
enough  to  fix  prices  above  their  natural  level;  and  none  in  which 
an  English  firm  has  made  its  price  at  which  it  sells  the  same 
article  to  foreign  purchasers.  For  at  the  moment  that  such  a  policy 
were  established,  it  would  pay  English  merchants  to  reimport  the 
article  from  abroad.  „Dumping"  therefore,  as  a  policy,  is  confined 
to  countries  with  a  protective  tariff,  and  to  the  particular  industries 
which  have  grown  up  ander  the  shelter  of  such  a  tariff. 

i)  Willy  Morgenroth :  Exportpolitik  der  Kartelle,  Leipzig  1907 S. 9. 
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dem  die  Transportkosten  von  den  dasselbe  Produkt  erzeu- 
genden und  für  den  Wettbewerb  in  Betracht  kommenden 
Ländern  ungemein  hoch  sind,  oder  das  Kartell  müsste  dem- 
entsprechende  Vereinbarungen  mit  den  ausländischen  Wett- 
bewerbern getroffen  haben,  worauf  wir  im  letzten  Abschnitt 
dieser  Abhandlung  zu  sprechen  kommen  werden.  Infolge- 
dessen ist  die  Wirkung  der  Kartelle  in  freihändlerischen 
Ländern  von  vornherein  eng  begrenzt;  sie  bezieht  sich  im 
allgemeinen  meist  auf  technische  Vervollkommnung  und  Ver- 
minderung der  Produktions-  und  Absatzkosten. 

Dass  die  Kartelle  am  besten  im  Schatten  der  Schutzzölle 
gedeihen,  beweist  auch  recht  deutlich  ein  Blick  in  die  bis- 
herige Entwicklung  der  industriellen  Monopolorganisationen. 
Das  klassische  Land  der  höchsten  Schutzzölle,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  weist  auch  die  stärksten  und  grössten 
monopolistischen  Organisationen  in  der  Form  von  Trusts  auf. 
Aehnlich  geht  es  Deutschland  seit  dem  Jahre  1879,  wo  es 
zum  Protektionssystem  übergeschritten  ist.  Auch  hier  finden 
wir  sehr  starke  Syndikate  und  Kartelle,  die  stärksten  von 
ganz  Europa.  Russland  und  Polen  mit  ihren  noch  in  der 
Wiege  sich  befindenden  Industrieen  raffen  alle  Kräfte  zusammen, 
um  ebenfalls  Syndikate  und  Kartelle  von  Macht  und  Kraft 
zu  schaffen.  Wie  die  bisherigen  Resultate  zeigen,  ist  diesen 
Bemühungen  der  Erfolg  nicht  ganz  ausgeblieben,  was  man 
den  hohen  Zöllen  zu  verdanken  hat.  Dagegen  haben  in  dem 
freihändlerischen  England,  das  doch  eine  sehr  starke  und 
die  älteste  Industrie  besitzt,  die  Kartelle  eine  ganz  geringe 
Bedeutung.  Eine  derartige  Entwicklung  der  Kartelle  und 
Trusts  in  den  einzelnen  Ländern  wird  man  nicht  als  zufällig 
bezeichnen  können.  Es  ist  eben  der  Schutzzoll  und  die  Höhe 
desselben,  welcher  hierbei  fast  immer  den  Ausschlag  gibt. 

Wir  haben  eingangs  bemerkt,  dass  der  Hauptzweck  der 
Kartelle  die  Erzielung  möglichst  hoher  Gewinne  ist.  In  schütz  - 
zöllnerischen  Ländern  wird  sich  im  allgemeinen  der  Höchst- 
preis für  ein  gewisses  Produkt  auf  dem  Niveau  des  Weltmarkt- 
preises plus  Zoll  halten,  abgesehen  von  den  Transportkosten. 
Steigt  er  noch  höher,  dann  eilt  sofort  die  ausländische  Kon- 
kurrenz mit  ihrem  Angebot  herbei  und  drückt  den  Preis  herab 
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Ein  Kartell,  das  den  grössten  Teil  der  inländischen  Unternehmer 
eines  Produktionszweiges  umfasst,  der  durch  Protektionszölle 
geschützt  ist,  wird  demnach  fast  immer  in  der  Lage  sein,  den 
Preis  seiner  Produkte  im  Inlande  um  die  Höhe  des  Zolles 
und  oft  derTransportkosten  über  dem  Weltmarktpreise  zu  halten. 
Will  es  aber  seine  Waren  im  Auslande  absetzen,  dann  muss 
es  mit  den  Preisen  vorlieb  nehmen,  die  dort  bestehen  und 
die  durch  den  Wettbewerb  aller  am  Weltmarkte  Beteiligten 
gebildet  werden. 

Es  wäre  jedoch  grundsätzlich  falsch,  die  billigen  Aus- 
landsverkäufe nur  den  Kartellen  zur  Last  zu  legen.  Jede 
Industrie,  die  auf  den  Export  angewiesen  ist,  wird,  auch 
wenn  die  Preise  im  Inlande  durch  ein  Kartell  nicht  höher 
gehalten  werden,  ins  Ausland  billiger  verkaufen  müssen, 
weil  auch  die  Eingangszölle  des  betreffenden  Landes  zu  dem 
Preise  hinzukommen.  „Billigere  Auslandspreise  sind  also 
durchaus  nicht  etwas  erst  durch  Preiskartelle  Hervorgerufenes."1) 
Mit  Recht  führt  Liefmann  an  einer  anderen  Stelle2)  aus,  dass 
es  zur  Zeit  des  ungebundenen  inländischen  Wettbewerbs 
niemandem  eingefallen  war,  von  einer  Verschleuderung 
nationaler  Arbeit  nach  dem  Auslande  zu  reden,  selbst  wenn 
der  Export  zu  noch  so  niedrigen  Preisen  vollzogen  wurde. 
Die  Ansichten  über  die  Schädigung  der  nationalen  Wirtschaft 
durch  billige  Auslandsverkäufe  fassten  immer  festeren  Fuss, 
als  die  Unternehmer  sich  zu  Kartellen  zusammenschlössen, 
um  die  Konkurrenz  untereinander  im  Inlande  auszuschliessen. 
Nicht  gegen  die  billigen  Auslandspreise,  sondern  gegen  die 
hohen  Inlandspreise  der  Kartelle  müsse  demnach  angekämpft 
werden,  meint  Lief  mann.  In  dieser  Hinsicht  hat  er  wohl 
Recht.  Doch  bleibt  immer  noch  zu  erwägen,  ob  die  billigen 
Auslandspreise  die  Hochhaltung  der  Inlandspreise  unter  der 
Herrschaft  der  Kartelle  nicht  nötig  machen.  Es  müsste  nach- 
gewiesen werden,  wenn  die  Ansicht  Liefmanns  ganz  zutreffen 
soll,  dass  die  Kartelle  im  Auslande  nicht  mit  Verlust  verkaufen. 
Ein  solcher  Beweis  wird  aber  kaum  erbracht  werden  können. 


*)  Liefmann:  Die  Unternehmerverbände,  S.  89. 
a)  ebenda,  S.  163. 
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Die  Verluste  beim  Auslandsgeschäft  müssen  eben  die  in- 
ländischen Konsumenten  durch  Bezahlung  höherer  Preise 
decken.  Ausserdem  spielt  sich  der  Vorgang  der  teuren 
Inlands-  und  billigen  Auslandsverkäufe  doch  etwas  anders 
ab,  als  ihn  Liefmann  schildert.  Es  ist  richtig,  dass  auch  ohne 
Kartelle  die  Unternehmer  ins  Ausland  billiger  verkaufen,  doch 
niemand  wird  bezweifeln,  dass  bei  kartelllosen  Verhältnissen 
die  Preise  im  Inlande  durch  die  Konkurrenz  der  einzelnen 
Unternehmer  früher  sinken  werden,  als  bis  man  zum  Export 
zu  noch  niedrigeren  Preisen  als  die  inländischen  Zuflucht 
nehmen  würde.  Man  kann  nicht  einen  Grundsatz  aufstellen, 
der  da  lautet:  eine  Industrie  ist  auf  den  Export  angewiesen, 
sie  muss  deshalb  um  jeden  Preis  exportieren;  das  Wirtschafts- 
leben nimmt  einen  anderen  Lauf:  eine  Industrie  gewinnt  an 
Expansion  nur  dann  wenn  sie  einen  Nutzen  abwirft.  Dieser 
Lauf  wird  im  freien  Wettbewerb  von  selbst  geregelt,  während 
unter  Kartellherschaft  die  Kosten  der  Expansion  gar  zu  oft 
dass  Inland  zahlen  muss. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  sind  die  billigen 
Auslandsverkäufe,  wenn  sie  unter  dem  Selbstkostenpreise  vor- 
genommen werden,  zu  verwerfen.  Hinzu  tritt  noch  eine 
andere  Erwägung,  welche  auf  die  Schädigung  der  Volks- 
wirtschaft durch  billige  Auslandsverkäufe  hinweist:  durch  die 
billigen  Auslandsverkäufe  der  kartellierten  Rohstoff-  und  Halb- 
zeugindustrien wird  die  Konkurrenzfähigkeit  der  von  ihnen  ab- 
hängigen Fertigwarenindustrie  auf  dem  Auslandsmarkte  und 
zum  Teile  sogar  auf  dem  Heimatsmarkte  vermindert.  Die 
Beweisführung  für  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  wird  später 
in  geeigneter  Stelle  geliefert  werden,  während  jetzt  an  der 
Hand  von  Thatsachenmaterial  die  Ausfuhrpolitik  der  wichtig- 
sten Kartelle  in  einer  kurzen  Betrachtung  näher  beleuchtet 
werden  soll. *) 


■)  Ausführliches  über  die  Ausfuhrpolitik  der  deutschen  Kartelle, 
>earbeitet  nach  den  kontradiktorischen  Verhandlungen,  findet  man 
n  der  bereits  erwähnten  Arbeit  Morgenroths,  auf  dessen  Ausführungen 
iich  die  nachfolgenden  diesbezüglichen  Angaben  stützen. 
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Die  deutschen  kartellierten  Industrieen  —  vor  allem 
kommt  hier  die  Montan-  und  Eisenindustrie  in  Frage  —  ver- 
kaufen im  allgemeinen  nach  dem  Auslande  billiger  ihre 
Produkte  als  im  Inlande.  Gewiss  kommt  es  ja  vor,  dass 
hauptsächlich  zur  Zeit  der  Hochkonjunkturen  in  gewissen 
Ländern  die  Kartelle  im  Auslande  höhere  Preise  erzielen  als 
im  Inlande.  Der  vom  Generaldirektor  Kirdorf  bei  den  kontra- 
diktorischen Verhandlungen  angeführte  Fall  über  die  in  Holland 
und  Belgien  erzielten  Preise,  die  höher  waren  als  die  in- 
ländischen vertraglichen  Syndikatskohlenpreise,  gehört,  wie 
der  Redner  selbst  zugegeben  hat,  zu  sehr  seltenen  Ausnahme- 
fällen. Im  allgemeinen  wird  der  von  uns  aufgestellte  Grund- 
satz richtig  sein.  Es  bestätigen  uns  dies  sowohl  die  Berichte 
der  Kartelle  als  auch  ein  Vergleich  der  inländischen  mit  den 
ausländischen  Preisnotierungen.  Während  der  kontradikto- 
rischen Verhandlungen  über  das  Rheinisch-Westfälische  Kohlen- 
syndikat2) im  November  1902  wurde  festgestellt,  dass  das 
Syndikat  seine  Kohlen  zu  folgenden  Durchschnittspreisen  ab- 
gesetzt hat: 

Im  Inlande  Im  Auslande  Differenz  in  0 " 

(frei  Empfangsort) 

1900  Mk.  10,70  Mk.    9,82  —  8,2 

1901  „     11,01       „  11,22      +  1,9 

1902  „  10,45'      „   9,84      —  5,8 

Obwohl  also  in  den  Auslandspreisen  die  Fracht  bereits 
enthalten  ist,  waren  sie,  abgesehen  vom  Jahre  1901,  dem 
Jahre  der  grossen  Kohlennot,  bedeutend  niedrieger  als  die 
Inlandspreise,  wobei  noch  zu  berücksichtigen  bleibt,  dass 
nach  dem  Ausland  bekanntlich  die  beste  Ware  verkauft  wird, 
da  bei  ihr  die  Frachtkosten  einen  kleineren  Prozentsatz  j 
bilden  als  bei  der  minderwertigen  Ware. 

Das  Westfälische  Kokssyndikat  gab  in  seiner  Denkschrift 
zu  den  kontradiktorischen  Verhandlungen  folgende  Durch- 
schnittspreise für  seinen  Absatz  an: 


*)    Kontr.  Verhdl.  über  deutsche  Kartelle  Bd.  I. 


15 


Im  Inlande 

Im  Auslande 
(frei  Empfangsort) 

Differenz  in 

1900 

Mk.  17,00 

Mk.  16,12 

5,5 

1901 

.     17,00 

.      16,86 

-     0,2 

1902 

.      15,00 

■     13,11 

—  12,6 

Hier  begegnet  man  einem  noch  ungünstigeren  Ergebnis 
als  beim  Kohlensyndikat.  Es  ist  ausserdem  zu  erwähnen, 
dass  die  für  das  Ausland  angegebenen  Preise  einfache 
Durchschnittspreise  sind,  während  an  die  inländischen 
jeder  Abnehmer  für  ein  ganzes  Jahr,  ja  1899/1900  sogar  für 
zwei  Jahre,  fest  gebunden  war.  Während  der  kontradikto- 
rischen Verhandlungen  wurde  festgestellt,  dass  das  Syndikat 
grosse  Abschlüsse  ins  Aussland  zu  bedeutend  niedrigeren 
Preisen,  als  wie  oben  angegeben,  gemacht  hat.  So  wurde 
den  böhmischen  Werken  Koks  zu  Mk.  11,—  die  Tonne  ge- 
liefert zu  einer  Zeit,  wo  der  Inlandspreis  auf  Mk.  15, —  stand. 

Die  deutschen  Roheisensyndikate  stellten  die  Preise  für 
Roheisen  in  Deutschland  seit  vielen  Jahren  so,  dass  sie  um 
den  Zoll-  und  Frachtbetrag  über  den  englischen  Preisen 
standen.  Der  Zoll  auf  Roheisen  beträgt  in  Deutschland 
Mk.  10—  für  die  Tonne,  die  Fracht  von  England  nach  dem 
Rheinland  beträgt  Mk.  10—12.  Um  den  Betrag  von  ca.  Mk.  20  — 
waren  auch,  wie  die  nachfolgende  Tabelle  zeigt,  die  deutschen 
Preise  höher  als  die  englischen.  (Siehe  Tab.  auf  S.  16.) 
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Jahresdurchschnitts- 
preise1) für: 
Deutsches         Engl. 
Giesserei-     Cleveland-   S 
rr»h«»i<;en         eisen        N 
No.  III  ab   § 

4) 

Werk  in  Middles-  s= 
Rheinland  borough  Q 
pro  Tonne      pro  ton 


roheisen 
|  No.  III  ab 
*       Werk  in 


M. 


M. 


M. 


Jahresdurch- 
schnittspreise für 
Engl.  Giesserei- 
roheisen 
einschl.  Verzollung 
in  Ruhrort. 
pro  Tonne 

M. 


Jahresdurch- 
schnittspreise für 

West 

Schot-     fälisches  g 

tisches     Thomas-  N 

pier  iron    roheisen,  g 

F*            freiVer-  $> 

brauchs-  S 

Glasgow      steue  Q 

pro  ton    pro  Tonne 


M. 


M.        M. 


1890 

67,23 

45,45 

22 

67,64 

60,96 

50,55 

11 

1891 

60,00 

40,80 

20 

60,50 

49,50 

48,10 

2 

1892 

56,62 

39,25 

18 

57,90 

49,33 

42,00 

8 

1893 

53,83 

34,75 

20 

54,08 

45,54 

43,15 

3 

1894 

53,75 

36,95 

18 

55,00 

45,17 

43,50 

2 

1895 

54,67 

38,80 

19 

56,00 

45,63 

45,30 

1 

1896 

57,50 

38,90 

20 

66,50 

56,58 

47,00 

10 

1897 

60,00 

41,30 

20 

60,00 

56  50 

46,20 

11 

1898 

60,50 

43,00 

19 

61,42 

60,00 

48,10 

12 

1899 

61,30 

75,75 

14 

81,40 

70,25 

65,00 

5 

1900 

97,99 

70,60 

27 

93,83 

87,80 

70,65 

17 

1901 

98,00 

46,30 

52 

80,00 

90,20 

54,80 

36 

1902 

60,67 

50,20 

10 

66,77 

57,13 

55,60 

2 

1903 

63,96 

47,15 

16 

66,42 

57,21 

53,30 

4 

1904 

65,50 

44,10 

21 

66,00 

57,80 

52,50 

6 

l)  Nach  Morgenroth,  S.  20.  Die  von  Morgenroth  in  Shillings 
angegebenen  englischen  Preise  haben  wir  zum  Kurse  von  20,40  auf 
Mk.  und  Pfg.  umgerechnet. 
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Die  Halbzeugproduzenten,  die  jetzt  im  Stahlwerksverband 
eine  starke  und  mächtige  Organisation  besitzen,  setzen  die 
Preise  für  ihre  Produkte  im  Inlande  ebenfalls  viel  höher  an, 
als  sie  im  Auslande  für  dieselben  erlangen  können.  Die 
Walzdraht-  und  Drahtstiftwerke  haben,  als  sie  kartelliert 
waren,  dieselbe  Preispolitik  befolgt.  Die  Verbände  haben  aber 
in  diesen  Gewerkszweigen  nicht  viel  Glück  gehabt;  sie  wurden 
zu  oft  gelöst  und   waren  nie  straff  genug  organisiert. 

Besonders  rücksichtslos  ist  die  Preispolitik  der  Centrale 
für  Spiritusverwertung,  was  den  Konsumenten  von  Spiritus 
Grund  zu  heftigen  Angriffen  gegen  dieses  Kartell  während  der 
kontr.  Verhandlungen  gegeben  hat.  Der  Spiritusring  verschmähte 
es  nicht,  zur  ausgesprochenen  Dumping- Taktik  zu  greifen, 
als  er  seine  Ware  im  Inlande  zu  den  hohen,  einseitig  von 
ihm  festgesetzten  Preisen  nicht  unterzubringen  vermochte. 
Ein  Vergleich  der  Inlands-  und  Auslandspreise  für  Spiritus 
beweist  die  Berechtigung  der  vorgebrachten  Klagen. 
Der  Preis  für  Spiritus  stellte  sich: 
Im  Freihafen  Hamburg1)  Im  Inland: 

1903  Mai  Mk.  23  —  Mk.  50,60 

1904  Januar        „      42,—  „    60  60 

1904  Juli  ,      37,—  „    62,80 

1905  April  „     35,—  „    70,20 

Es  sei  bemerkt,  dass  diese  Preise  noch  keineswegs  mit 
den  eigentlichen  Exportpreisen  des  Ringes  identisch  sind. 
Der  Ring  hat  der  Denkschrift  des  Verbandes  deutscher 
Spiritus-  und  Spirituosen-Interessenten  vom  Jahre  1906  zu- 
folge grosse  Exporte  ins  Ausland  zu  viel  niedrigeren  Preisen 
abgeschlossen,  als  zu  den  in  der  Tabelle  für  das  Freihafen- 
gebiet Hamburg  verzeichneten.  So  soll  nach  Japan  zum 
Preise  von  Mk.  17,00  pro  Hl.  und  einmal  nach  Triest  franco 
zum  Preise  von  gar  nur  Mk.  15,00  geliefert  worden  sein. 

Es  wäre  zu  weitläufig,  Beispiele  für  andere  deutsche 
Kartelle  und  deren  Preispolitik  anzuführen.  Festzustellen  ist 
hier,  dass  die  Preispolitik  aller  deutschen  Kartelle  denselben 

*)  Die  im  Freihafengebiet  Hamburg  notierten  Preise  sind 
Weltmarktpreise. 
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Grundzug  hat:  hohe  Inlandspreise  gegenüber    niedrigen    Aus- 
landspreisen. 

Die  amerikanischen  Trusts  unterscheiden  sich  in  dieser 
Hinsicht  grundsätzlich  von  den  deutschen  Kartellen  wenig. 
Die  „Industrial-Commission"  wies  in  ihrem  13  Bände  starken 
Report  nach,  dass  „Exporteure  nach  fremden  Ländern  die 
Güter  zu  niedrigeren  Preisen  verkaufen,  als  sie  für  dieselben 
im  Inlande  erhalten".  Der  bekannte  Statistiker  Schloss  führt 
in  seinem  Memorandum1)  über  die  Exportpolitik  der  Trusts 
zahlreiche  Fälle  von  billigeren  Auslandsverkäufen  an.  Ein 
Trust,  der  60%  der  amerikanischen  Eisenstabproduktion  er- 
zeugt und  für  über  21/*  Millionen  Dollars  exportiert,  erklärte, 
dass  seine  Preise  „durch  die  Marktverhältnisse  geregelt  werden", 
und  dass  durch  die  Unterhaltung  des  billigeren  Exportes  die 
allgemeinen  Produktionskosten  herabgesetzt  werden.  Andere 
Trusts  geben  an,  dass  sie  im  Auslande  ihre  Waren  um  ca. 
5 — 10%  billiger  verkaufen  als  im  Inlande.  Ein  klassisches 
Beispiel  aus  dem  Bereiche  der  Stahlindustrie  führt  Levy2)an: 
Der  Vicepräsident  der  grössten  amerikanischen  Schifffahrts- 
gesellschaft erklärte,  dass  die  U.  S.  Steel  Corporation  in  Pitts- 
burg Stahlbleche  zu  22  Dollars  pro  Tonne  nach  England 
geliefert  hatte,  für  welche  dem  amerikanischen  Schiffsbauer 
32  Dollars  abgenommen  wurden.  Die  Differenz  allein  würde 
nach  der  Bererechnung  der  Sachverständigen  bedeuten,  dass 
der  Bau  eines  Schiffes  von  8000  Tonnen  Gehalt  ca.  28,000 
Dollars  in  England  weniger  kosten  würde  als  in  den  Ver. 
Staaten.  Aber  selbst  ein  und  demselben  Abnehmer  forderte 
der  Stahltrust  verschiedene  Preise  ab,  je  nach  dem  Zwecke, 
zu  welchem  das  Material  verwendet  wurde.  In  den  Ver. 
Staaten  wird  bekanntlich  Zollfreiheit  für  Schiffsbaumaterialien 
gewährt,  wenn  das  betr.  Schiff  entweder  für  fremde  Rechnung 
gebaut  wird,  oder  dessen  Besitzer  sich  verpflichten,  auf  die 
Berechtigung   zur   nordamerikanischen  Küstenschiff  fahrt,    ein 

J)  Memorandum  on  the  Export  policy  of  Trusts  in  certain 
Foreign  Countries  S.  300  u.  ff. 

2)  Levy:  Die  Stahlindustrie  der  Ver.  Staaten  von  Amerika. 
S.  276-7. 
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Privileg  der  nordamerikanischen  Flagge,  zu  verzichten.  Dem- 
gemäss  ist  die  Zahl  jener  Seh  ffsbauten,  denen  die  Zoll- 
freiheit zugute  kommt,  nur  gering,  reicht  aber  immerhin  aus, 
um  den  Unterschied  festzustellen,  der  zwischen  jenen  Preisen 
bestehi,  welche  vom  nordamerikanischen  Stahltrust  für  das 
Material  zum  Bau  der  in  der  Küstenschiffahrt  tätigen  Schiffe 
verlangt  werden,  und  jenen  anderen  Preisen,  die  von  ihm  in 
Konkurrenz  mit  dem  Weltmarkte  für  Baumaterialien  verwendet 
werden  dürfen.  So  wurde  von  der  Kommission  gefunden, 
dass  nordamerikanische  Werften  für  Schiffe  in  jenen  Fällen, 
die  zur  Küstenschifffahrt  dienen  sollten,  Stahlplatten  nur  zu 
32  Dollars  pro  Tonne  erhalten  konnten,  während  der  Stahl- 
trust die  gleichen  Stahlplatten  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
sich  die  Werften  der  zollfreien  Einfuhr  bedienen  konnten,  zu 
24  Dollars  pro  Tonne  berechnete. 

In  anderen  Ländern  sehen  wir  ebenfalls  die  Erscheinung, 
dass  die  Inlandspreise  bedeutend  höher  gehalten  werden,  als 
die  Exportpreise.  Die  spanische  Eisenindustrie-Gesellschaft 
Altos  Hornos  de  Vizcaya  in  Bilbao  verkaufte  im  Jahre  1905 
nach  Kalifornien  21000  Tonnen  Eisenbahnschienen  zum  Preise 
von  27  Dollars  für  die  Tonne  zoll-  und  frachtfrei.  Mit  Abschlag 
des  amerikanischen  Zolles  von  4  Dollars  und  der  Fracht- 
spesen von  3  Dollars  für  die  Tonne  ergiebt  dies  einen  Verkaufs- 
preis ab  Fabrik  von  21  Dollars  =  135  Pesetas  pro  Tonne, 
während  dieselbe  Gesellschaft  diesen  Artikel  in  Spanien  zum 
Preise  von  216  Pesetas  abzusetzen  gewohnt  war.  *) 

Das  österreichische  Eisenkartell  gibt  ebenfalls  seine  Pro- 
dukte an  ausländische  Abnehmer  viel  billiger  ab  als  an  die  in- 
ländischen. Diese  Praxis  des  Kartells  gab  Grund  zu  sehr 
heftigen  Angriffen  gegen  dasselbe  im  österreichischen  Parlament. 
Sie  wurden  nicht  nur  von  privater,  sondern  auch  von  öffen- 
tlicher Seite,  namentlich  von  der  österreichischen  Admiralität 
geführt. 

Ueber  die  Lodzer  Baumwollspinner  berichtet  das 
österreichisch  -  ungarische    Generalkonsulat      in     Warschau 


')  Handelmuseum  vom  1.  März  1906. 
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folgendes:  l)  „Nachdem  die  russische  Regierung  sich  ent- 
schlossen hatte,  eine  Zollrestitution  von  Rubel  5,30  für  Baum- 
wollgarn roh  und  gebleicht  und  Rubel  5,55  für  gefärbte  Baum- 
wollgarne ausser  türkisch -rot  zu  gewähren,  vereinigten  sich 
fast  alle  Baum  Wollspinner  in  Lodz  zu  einem  Exportverein, 
welcher  die  Aufgabe  hatte,  im  Auslande  Absatz  für  hiesige 
Gespinnste  zu  suchen  und  hierdurch  die  herrschende  Ueber- 
produktion  weniger  sichtbar  zu  machen.  Die  im  Auslande 
erhaltenen  Preise  sind  selbstredend  schlecht  und  nicht  gewinn- 
bringend, der  Verlust  trifft  aber  nicht  den  Einzelnen,  sondern 
sämtliche  dem  Verbände  Angehörigen  proportionell.  Die 
Verbandsmitglieder  haben  das  Prinzip  adoptiert,  dass  jeder 
an  dem  Exportverbande  Beteiligte  für  jede  bei  ihm  arbeitende 
Spindel  ca.  1  Kopeke  wöchentlich  in  die  Verbandskasse  ein- 
zahlt und  dieser  Beitrag  zur  Deckung  des  Verlustes  Ver- 
wendung findet.  Der  Vorteil  dieser  Kombination  liegt  darin, 
dass  die  Spinner,  da  infolge  des  Exportes  das  Angebot  am 
Platze  kleiner  ist,  hier  die  Preise  behaupten  resp.  erhöhen 
konnten,  und  als  Exempel  angenommen  werden  kann,  dass 
sie  für  jedes  angefertigte  Bündel  Garn  dem  Verbände  10  Ko- 
peken einzahlten,  dagegen  aber  bei  dessen  Verkauf  50  Kopeken 
erzielten.  Bis  zum  Schluss  des  Berichtsjahres  verkaufte  der 
Verband  ungefähr  800000  Pfund  Garn  hauptsächlich  nach 
Deutschland  und  dem  Orient". 

Aus  dem  Verfahren  der  Lodzer  Baumwollspinner  sieht 
man  bereits,  dass  das  Kartell  zur  Bestreitung  der  durch  den 
Auslandsverkauf  erlittenen  Verluste  von  seinen  Mitgliedern 
Beiträge  erhob.  Diese  Einrichtung  besteht  aber  keineswegs 
bei  allen  Kartellen.  Es  sind  verhältnismässig  nur  wenig 
Kartelle,  welche  auch  den  Auslandsverkauf  syndizieren  und 
die  dabei  erlittenen  Verluste  gemeinschaftlich  tragen.  Bei  den 
meisten  bestehen  Preisvereinbarungen  nur  für  das  Inland, 
während  der  Auslandsmarkt  den  Beteiligten  sowohl  bezüglich 
der  Mengen  als  auch  der  Preise  vollständig   freigegeben    ist. 


i)  Citiert    nach   der    Kartellrundschau    vom    September    1906. 
S.  602. 


21 


Die  Freigabe  des  ausländischen  Geschäfts  und  gleich- 
zeitige Syndizierung  des  Inlandsgeschäfts  zieht  fast  immer 
böse  Folgen  nach  sich.  Die  am  Kartell  Beteiligten  werden 
nämlich  durch  die  hohen  und  grossen  Gewinn  sichernden 
Inlandspreise  angespornt,  ihre  Produktion  möglichst  auszu- 
dehnen und  schreiten  zur  Erweiterung  ihrer  Betriebsanlagen. 
Wenn  es  sich  aber  zeigt,  dass  die  so  vermehrte  Produktion 
im  Inlande  zu  den  hohen  Preisen  keinen  Absatz  finden  kann, 
so  wird  exportiert,  wobei  sich  die  einzelnen  Kartellmitglieder 
gegenseitig  eine  starke  Konkurenz  bereiten.  Es  wird  zu  Spott- 
preisen und  unter  den  Selbstkosten  verkauft,  da  man  keinen 
anderen  Ausweg  finden  kann;  die  Anlagen  dürfen  nicht  müssig 
stehen,  das  ist  der  Grundsatz  der  Fabrikanten  in  solchen 
Fällen.  Die  Dumping-Verkäufe  unterlassen  es  aber  nicht, 
eine  höchst  verwerfliche  Wirkung  auf  die  Inlandspreispolitik 
auszuüben.  Je  billiger  man  exportiert,  desto  grösser  wird 
der  Wunsch,  die  dabei  erlittenen  Verluste  die  Inlands- 
konsumenten durch  umso  höhere  Inlandspreise  zahlen  zu 
lassen.  Raffallovich  hat  den  Kernpunkt  dieses  Uebels  erkannt, 
indem  er  sagt,  „Je  teurer  der  inländische  Konsument  die 
Ware  bezahlt,  desto  billiger  bekommt  sie  der  ausländische." *) 
Wir  können  auf  Grund  der  vorangegangenen  Be- 
trachtungen den  Satz  aufstellen,  dass  in  Deutschland  unter 
der  Herrschaft  der  das  Inlandsgeschäft  kontrollierenden  Kar- 
telle billige  Auslandsverkäufe  in  hohem  Masse 
gefördert  werden,  während  die  Inlandspreise 
eine  umso  stärkere  Tendenz  nach  oben  be- 
sitzen. 

Die  Folgen  dieser  Erscheinung  sind  für  die  deutsche 
Volkswirtschaft  von  sehr  einschneidender  Wirkung,  haupt- 
sächlich in  den  Industriezweigen,  welche  eine  starke  Ausfuhr 
aufweisen.  Die  deutsche  Eisenindustrie  exportiert  etwa  ein 
Viertel  der  Gesamtproduktion,  wovon  der  grösste  Teil  nach 
England  geht,  also  einem  Lande,  das  mit  der  deutschen 
Eisenfertigwarenindustrie  in  heftigstem  Wettbewerb  steht.  Da 
nun   die    deutsche    Ausfuhr   oft   in   sehr   starkem  Masse  aus 


»)  Raffalovich:  Trusts,  Cartels  et  Syndicats,  Paris  1903.  S.  206. 
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Halbzeug  besteht,  so  werden  die  englischen  Weiterverarbeiter 
in  der  Lage  sein,  das  nötige  Halbzeug  viel  billiger  einzukaufen 
und  infolgedessen  auch  ihre  Fertigfabrikate  billiger  anzubieten 
als  die  deutschen,  die  für  ihr  Halbzeug  weit  höhere  Preise 
zahlen  müssen. 

Einen  eklatanten  Beweis  dafür,  dass  die  deutschen 
Weiterverarbeitungsindustrieen  durch  die  Politik  der  Rohstoff- 
kartelle beeinträchtigt  werden,  bietet  uns  die  Uebersicht  der 
Ausfuhrzahlen  der  deutschen  Eisenindustrie  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren.  Wir  begegnen  da  einer  ungemein  vielsprechen- 
den Tatsache,  dass,  je  weiter  wir  in  die  Verarbeitung  des  Roh- 
eisens und  des  Halbzeugs  eindringen,  die  Steigerung  der 
Ausfuhr  in  viel  kleinerem  Masse  zunimmt,  (s.  S.  23.) 
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AUSFUHR1) 

Roheisen  Halbzeug  Eisendraht  Eisendraht     Draht       Draht- 
Brucheisen                                   roh  verkupfert       seile         stifte 
etc.  verzinnt, 

poliert  etc. 

Jahr              M.  M.                 M.  M.               M.                M. 

1885  2  502  376  265  260  1599  605  330  667  15  101  387  619 

1886  3  029  179  424  008  1  947  187  437  794  13  446  396  725 

1887  2  228  418  401351  1875  221  550  312  13  449  413  032 

1888  1  727  197  222  926  1  263  992  688  624  16  190  487  402 

1889  1896  419  208  077   944  698  619  713  17  433  464  100 

1890  1  577  095  241  409   839  1 19  504  998  14  755  410  402 

1891  1702  503  424  576   985  623  689  094  16  705  497  087 

1892  1777  684  371841   997  876  875  880  17  763  503  231 

1893  1716  293  555  645  1051131  864  051  15  536  548  486 

1894  2  323  698  419  917  1  238  999  859  180  16  138  564  246 

1895  2  201  037  618  075  1  156  325  896  986  18  191  636  620 

1896  1  929  156  495  291  1  138  468  932  690  18  631  581  853 

1897  1  289  866  397  915  1  068  583  920  508  22  635  356  104 

1898  2  724  705  349  636   964  873  922  359  24  531  474  139 

1899  2  351934  234  379   922  508  620  840  29  822  519  968 

1900  1905  042  336  270   940  740  757  652  30  443  469  057 

1901  3  038  462  2  017  163  1  542  850  934  726  39  708  544  769 

1902  5  161  651  6  364  267  1  477  321  857  809  31  305  551  672 

1903  5  273  171  6  381819  1655  104  894  641  37  863  512  917 


*)  Die  Tabelle  ist  den  Beilagen  zu  den  kontradiktorischen  Ver- 
handlungen. Bd.  III.  entnommem. 


24 


Eine  solche  Entwicklung  der  deutschen  Ausfuhr  wird 
man  wohl  kaum  dem  Zufall  zuschreiben  können.  Zwar 
wurde  die  Roh-  und  Halbzeugindustrie  in  den  letzten  Jahren 
durch  Zuführung  grosser  Kapitalien  seitens  der  Grossbanken 
in  viel  höherem  Grade  gestärkt  als  die  Fertigindustrieen. 
Doch  ist  dabei  immer  im  Auge  zu  behalten,  dass  die  Gross- 
banken sich  auf  dieses  Geschäft  vor  allem  deshalb  einliessen, 
weil  ihnen  die  betr.  schweren  Industrieen  durch  feste  Kartel- 
lierung eine  sichere  Handhabe  für  eine  sehr  gute  Verzinsung 
ihrer  Kapitalien  boten.  Die  fest  geschlossenen  strammen 
Syndikate  sind  eben  im  Allgemeinen  fast  immer  imstande, 
hohe  Preise  für  ihre  Produkte  zu  erlangen,  auch  wenn  ihre 
Abnehmer  darunter  noch  so  stark  leiden  sollten. 

Unter  der  Auslandspolitik  der  Kartelle  haben  die- 
jenigen Fertigwarenindustrieen  am  meisten  zu  leiden, 
welche  selbst  auf  Export  angewiesen  sind.  Klagen 
über  die  Ausbeutung  seitens  der  Kartelle  sind  schon  vor 
vielen  Jahren  erhoben  worden.  Während  der  kontr. 
Verhandlungen  über  deutsche  Kartelle  sind  solche  Klagen 
von  fast  allen  Weiterverarbeitungsindustrieen  geführt  worden. 
Es  seien  hier  nur  einige  wenige  von  ihnen  erwähnt.  Die 
deutschen  Schiffsbauer  erhoben  1902  einen  Alarmruf  gegen 
die  holländische  Konkurrenz.  Denn  letztere  erhielt  aus 
Deutschland  ihre  Rohstoffe  viel  billiger  als  die  Deutschen 
selbst;  der  Unterschied  war  so  gross,  dass  die  deutschen 
Schiffsbauer  ihre  Rohstoffe  nicht  direkt  in  Deutschland  sondern 
auf  holländischen  Märkten  ankauften,  nach  denen  die  deutschen 
Kartelle  exportierten.  Trotzt  des  hohen  Zolles  und  der  dop- 
pelten Transportkosten  kamen  sie  ihnen  billiger  zu  stehen, 
als  wenn  sie  in  Deutschland  direkt  die  Käufe  abgeschlossen 
hätten.  Dass  die  Klagen  der  deutschen  Schiffsbauer  berechtigt 
waren,  beweist  der  Umstand,  dass  der  Staat  schliesslich  zoll- 
freie Einfuhr  für  Schiffsbaurohstoffe  bewilligte.  —  Remscheider 
Stahlwerkzeugfabrikanten  kauften  ebenfalls  ihre  HalLfabrikate, 
die  deutschen  Ursprungs  waren,  aus  denselben  Gründen  in 
Holland  an.  —  Die  Stahlwerkzeugfabrikanten  von  Shefifeld 
bezogen  ihre  Halbstoffe  aus  Deutschland  viel  billiger  als  die 
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Remscheider.  Chemische  Fabriken,  die  starken  Bedarf  an 
Sprit  haben  und  die  gleichzeitig  einen  grossen  Export  in 
sprithaltigen  Erzeugnissen  unterhalten,  haben  vergeblich  bei 
der  Zentrale  für  Spiritusverwertung  zu  erreichen  versucht, 
dass  ihnen  wenigstens  für  ihren  Exportbedarf  an  Sprit  die  in 
Hamburger  Freihafengebiet  notierten  Preise  gewährt  werden. 
Sie  sind  infolge  der  Weigerung  der  Zentrale  gezwungen 
worden,  im  Auslande  Filialfabriken  zu  errichten,  um  auf  diese 
Weise  Sprit  zu  Preisen  zu  erhalten,  die  es  ihnen  ermöglichen, 
unter  annährend  gleichen  Bedingungen  wie  die  ausländische 
Konkurrenz  zu  arbeiten.  —  Schütte,  Direktor  einer  Kölner 
Eau  de  Cologne- Fabrik,  die  seit  dem  Jahre  1842  grosse 
Mengen  ihrer  Produkten  nach  Bombay  exportierte,  berichtete, 
dass  die  Fabrik  seit  1900,  also  der  Zeit,  wo  sie  ihren  Spiritus 
von  der  Zentrale  beziehen  musste,  gezwungen  war,  die  Preise 
infolge  der  hohen  Spirituspreise  um  30—40  Pfennig  pro  Liter 
zu  erhöhen.  Die  Wirkung  davon  war  nun  die,  dass  der 
Export  scharf  zurückging.  Eine  einzige  Mark,  von  der  man 
früher  jährlich  10,000  Dutzend  Flaschen  dorthin  verkauft 
hatte,  wurde  jetzt  kaum  in  einem  Tausend  exportiert.  Diesen 
Markt  versorgt  jetzt  hauptsächlich  die  englische  Konkurrenz, 
die  infolge  des  billigeren  Spirituspreises  auch  niedrigere  Preise 
für  das  fertige  Fabrikat  ansetzen  kann.  Die  Zentrale  lieferte 
an  die  grossen  englischen,  Lingnerischen  Fakriken  Spiritus, 
loco  London  zu  Mk.  22,  während  die  Kölner  Fabrikanten 
dieselbe  Ware  bereits  nach  Abzug  der  Steuervergütung  mit 
Mk.  39,50  bezahlen  mussten. 

Solche  und  ähnliche  Beschwerden  wurden  und  werden 
jetzt  noch  von  anderen  Industriekreisen  vorgebracht.  Auf 
die  Klagen  der  reinen  Walzwerke  und  der  Drahtstiftfabriken, 
welche  mehrmals  bereits  Zollaufhebung  für  die  nötigen  Roh- 
stoffe forderten,  einzugehen,  würde  uns  etwas  zu  weit  führen. 
Diese  Beschwerden  sind  bereits  allgemein  bekannt  und  dürfen 
fast  als  klassische  Beispiele  für  die  Wirkungen  der  Kartelle 
gelten;  bei  diesen  Produkten  kommt  noch  der  starke  Gegen- 
satz zwischen  reinen  und  gemischten  Werken  in  Anbetracht, 
den  wir    bei    der   vorliegenden    Frage    nicht    näher    erörten 
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können.    Ausführliches    hierüber   ist   in   dem  Buche  Diepen- 
horsts  zu  finden1). 

Viele  Kartelle  sahen  es  bald  ein,  dass  ihre  bisherige 
Preispolitik  für  die  ganze  nationale  Wirtschaft  höchst  schä- 
digend ist  und  nicht  zum  geringsten  Teile  für  sie  selbst, 
denn  „sie  sägen  ja  —  wie  es  Professor  Wagner  trefflich 
bezeichnete,  —  selbst  den  Ast  ab,  auf  dem  sie  sitzen."  Wenn 
nämlich  die  inländische  Aufnahmefähigkeit  geschwächt  wird, 
dann  müssen  ja  darunter  die  Kartelle  selbst  leiden,  denn  der 
inländische  Markt  ist  der  lukrativste  für  sie.  Die  fortwährenden 
Klagen  der  Veredelungindustrieen,  der  Hinweis  auf  ihren 
Rückgang,  sowie  die  schliessliche  Einsicht  der  Kartelle  selbst 
hat  sie  endlich  veranlasst,  zuzusehen,  wie  dem  bestehenden 
Uebel  abgeholfen  werden  könnte.  Die  Inlandspreise  wollte 
man  unter  keinen  Umständen  herabsetzen;  dass  hiesse,  einen 
Gewinn  zurückweisen,  den  ihnen  niemand  streitig  machen 
kann.  Mann  fand  ein  anderes  Mittel,  welches  den  weiter- 
verarbeitenden Industrieen  das  Leben  leichter  machen  und  ihnen 
wenigstens  etwas  zu  exportieren  ermöglichen  sollte.  Dieses 
Mittel  besteht  in  der  Gewährung  von  Ausfuhrunterstützungen, 
zu  deren  näherer  Betrachtung  wir  im  folgenden  Kapitel 
übergehen.) 


x)  Dr.  Fritz  Diepenhorst:  Die  handelspolitische  Bedeutung  der 
Ausfuhrunterstützungen  der  Kartelle  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
ihre  Bedeutung  für  die  reinen  Walzwerke.    Leipzig  1908. 
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Die  Ausfuhrunterstützungen 
der  Kartelle. 


Ausfuhrunterstützungen  oder  wie  man  sie  immer  nannte, 
Ausfuhrprämien,  sind  eine  Erfindung  der  merkantilistischen 
Handelspolitik.  Man  verstand  darunter  gewöhnlich  staatliche 
Unterstützungen  zur  Förderung  der  Ausfuhr  gewisser  Waren, 
gleichviel  ob  sie  unmittelbar  für  sich  oder  im  Zusammen- 
hange mit  der  Rückvergütung  des  Eingangszolles  oder  einer 
Steuer  den  exportierenden  Kaufleuten  und  Fabrikanten  gegeben 
wurden.  Die  von  merkantilistischen  Anschauungen  be- 
herrschten Staaten  sahen  in  dieser  Einrichtung  eins  der  besten 
Mittel,  die  Ausfuhr  zu  vergrössern  und  das  Geld  im  Lande 
zu  erhalten.  Gegen  diese  Ausfuhrprämien  zog  zuerst  Adam 
Smith  zu  Felde  *)  und  versushte  nachzuweisen,  dass  diese 
Politik  auf  sehr  schwachen  Füssen  stehe.  Sie  bringe  nur 
ganz  wenigen  Inländern  Nutzen,  schade  aber  der  Gesamtheit 
und  nütze  dem  Auslande.  Das  System  des  Exportprämien- 
wesens erfreute  sich  in  den  meisten  europäischen  Ländern 
im  18.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  einer 
grossen  Anwendung.  Zuerst  war  es  England,  dass  die  zahl- 
reichsten Ausfuhrprämien  einführte.    Nicht  nur  auf  Fabrikate 


x)  Wealth  of  Nations    Buch    IV,    Kap.    5,    Stöpel'sche    Ueber- 
setzung,  Bd.  III,  S.  1—20. 
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sondern  auch  auf  Waren  wie  Weizen,  Gerste,  Malz,  Hafer 
u.  s.  w.  wurden  sie  gezahlt.  Ihre  Entstehung  fällt  in  das 
Jahr  1689.  Die  englischen  Ausfuhrprämien  standen  immer 
in  einem  bestimmten  Zusammenhange  mit  dem  System  der 
damaligen  Getreidezölle.  Sie  wurden  nur  dann  gewährt,  so- 
lange der  Preis  unterhalb  einer  gewissen  Grenze  stand. 
Wurde  ein  bestimmter  Grenzpreis  überschritten,  dann  trat 
nicht  nur  Ermässigung  der  Prämie,  sondern  zuweilen  sogar 
Ausfuhrverbot  ein.  Ganz  aufgeräumt  mit  den  Ausfuhrprämien 
hat  man  in  England  im  Jahre  1806  und  sie  seidtem  auch 
nicht  wieder  eingeführt. 

Zu  seiner  glänzendsten  und  vollkomsten  Ausbildung 
gelangte  das  Exportprämienwesen  in  Frankreich.1)  Es  gab 
in  diesem  Lande  eine  Zeitlang  nur  wenige  Artikel,  auf  die 
bei  der  Ausfuhr  nicht  eine  Bonifikation  in  irgend  einer  Form 
gezahlt  worden  wäre.  Diese  Bonifikationen  erlangten  manch- 
mal eine  enorme  Höhe,  wie  z.  B.  die  Prämie  auf  Zucker,  die 
vom  Jahre  1826  bis  1822  frs.  120  für  den  Doppelzentner 
betrug.  Noch  heute  gehört  Frankreich  zu  denjenigen  Län- 
dern, welche  sich  der  Ausfuhrprämien  als  einer  handels- 
politischen Massnahme  in  sehr  starkem  Masse  bedienen,  ob- 
wohl im  allgemeinen  die  „Prämienwirtschaft"  im  Zusammen- 
hange mit  der  Revidierung  der  handelspolitischen  Anschau- 
ungen nirgends  mehr  die  früherere  Bedeutung  besitzt. 

Die  deutschen  Staaten,  welche  der  merkantilistischen 
Schule  gehuldigt  hatten,  befolgten  bis  ins  19.  Jarhundert 
hinein  natürlicherweise  dieselbe  Politik  wie  s.  Z.  England 
und  Frankreich.  Der  Zollverein  erhielt  mehrere  auf  die  Aus- 
fuhrprämien bezügliche  Bestimmungen.  In  neuerer  Zeit 
wurde  in  Deutschland  vielfach  die  Einführung  einer  unmittel- 
baren Getreideausfuhrprämie  von  Seiten  der  Agrarier  verlangt. 
Obwohl  die  betr.  Anträge  im  Reichstag  keinen  Anklang  fanden, 
gelang  es  den  Agrariern  trotzdem  eine  Bestimmung  durch- 
zubringen, welche  in  der  Praxis  ähnlich  wirkt  wie  die  Aus- 
fuhrprämie. Das  aus  dem  Jahre  1894  stammende  Gesetz 
führt  für    die  Ausfuhr  von  Getreide    sog.  Einfuhrscheine   ein, 


*)  W.  Kaxis:  Die  französischen  Ausfuhrprämien.      Bonn  1870. 
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welche  nach  ihrem  vollen  Betrage  zu  Zollzahlungen  für 
gleichartiges  Getreide  und  gewisse  andere  Waren  verwendet 
werden  können.1;.  Eine  grosse  Ausdehnung  erlangten  sowohl 
in  Deutschland  wie  in  den  übrigen  Staaten  die  Exportprämien 
auf  Zucker.  Die  meisten  Staaten  machten  es  sich  zur  Auf- 
gabe, in  ihren  Grenzen  den  Bebau  der  Zuckerrübe  möglichst 
zu  fördern.  Da  nun  die  Produktion  mit  der  Zeit  so  stark 
gewachsen  ist,  dass  sie  im  Inlande  nicht  mehr  untergebracht 
werden  konnte,  griffen  die  Staaten  den  Produzenten  mit  Ex- 
portprämien auf  Zucker'unter  die  Arme,  um  die  Ausfuhr  zu 
heben.  Diese  Bonifikationen  führten  aber  zu  so  starken  Un- 
zuträglichkeiten und  internationalen  Zollkonflikten,  dass  man 
schliesslich  im  Jahre  1903  durch  die  ,  Brüsseler  Zucker- 
konvention" die  Ausfuhrprämien  auf  Zucker  abschaffte. 

Die  staatlichen  Exportprämien  pflegen  gewöhnlich  in 
offene  und  versteckte  eingeteilt  zu  werden.  Offene 
sind  solche,  die  ohne  jede  weitere  Bedingung  lediglich  auf 
Grund  der  Ausfuhr  einer  bestimmten  Ware  gegeben  werden. 
Versteckte  dagegen  solche,  bei  denen  der  Staat  die  Zahlung 
auf  die  ausgeführten  Waren  zwar  nicht  leistet,  aber 
auf  andere  Weise  den  Exporteuren  gewisse  besondere 
Vorteile  zukommen  lässt.  Nicht  nnter  den  Begriff  der 
Ausfuhrprämie  fällt  die  Rückerstattung  eines  die  Aus- 
fuhrware belastenden  Steuer-  oder  Zollbetrages,  wenn  sie 
den  wirklich  bezahlten  Betrag  überhaupt  nicht  oder  nur  wenig 
übersteigt.  Diese  Rückerstattung,  die  häufig  fälschlicherweise 
als  Exportprämie  betrachtet  wird,  ist  volkswirtschaftlicht  nicht 
nur  gerechtfertigt,  sondern  sogar  notwendig,  da  Waren,  welche 
ganz  oder  teilweise  durch  die  inländische  Arbeit  geschaffen 
werden,  mit  einer  Zoll-  oder  Steuerbelastung  im  Auslande 
wohl  kaum  abgesetzt  werden  können;  sie  würden  den  Pro- 
duzenten zu  teuer  zu  stehen  kommen,  als  dass  er  mit  ihnen 
auf  fremden  Märkten  konkurrieren  könnte.  Auch  der  Ver- 
edelungsverkehr ist  scharf  von  den  Exportprämien  zu  unter- 
scheiden. Hierunter  versteht  man  die  zeitweilige  zollfreie 
Zulassung   von   Roh-   und   Halbstoffen   zur   Verarbeitung   im 


x)  Vgl. Art.  „Ausfuhrprämien"  im  Hdwbch.  d.  Staatswissenschaften. 
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Inlande  und  Wiederausfuhr  nach  dem  Auslande.  Nach  diesen 
kurzen  Bemerkungenüberdiestaatlichen  Ausfuhrunterstützungen, 
die  uns  deshalb  als  angebracht  erscheinen,  da  wir  später 
ihren  Unterschied  von  den  privaten  festzustellen  haben  werden» 
mag  jetzt  zur  Betrachtung  der  letzteren  übergegangen  werden. 

Eine  Erwähnung  von  privaten  Ausfuhrunterstützungen 
finden  wir  in  der  Literatur  zum  ersten  Male  bei  Adam  Smith. 
In  seinem  Wealth  of  Nations1)  führt  er  einen  Fall  auf,  in  wel- 
chem „verschiedene  Fabrikanten  untereinander  die  Verabredung 
getroffen  hatten,  auf  die  Ausfuhr  eines  gewissen  Teiles  ihrer 
Waren  aus  ihrer  eigenen  Tasche  eine  Prämie  zu  zahlen.  Dieses 
Mittel  schlug  so  gut  an,  dass  es  trotz  der  sehr  bedeutenden 
Produktionsvermehrung  der  Preis  ihrer  Waren  auf  dem 
heimischen  Markte  verdoppelte".  In  der  späteren  Zeit  begegnen 
wir  privaten  Ausfuhrunterstützungen  erst  bei  den  Kartellen. 

Die  Literatur  über  diese  Tätigkeit  der  Kartelle,  so 
umfangreich  sie  auch  über  das  Kartellwesen  im  allgemeinen 
ist,  hat  bis  jetzt  nur  sehr  weniges  und  lückenhaftes  zu  ver- 
zeichnen. Dies  mag  ja  wohl  zum  grossen  Teile  darauf  be- 
ruhen, dass  die  Ausfuhrunterstützungstätigkeit  seitens  der 
Kartelle  aus  ganz  unbekannten  Gründen  möglichst  geheim 
gehalten  wird.  Ueber  diese  Frage  schweigen  sich  die  Kartell- 
und  Syndikatsberichte  entweder  vollständig  aus  oder  enthalten 
so  allgemein  gefasste  Angaben,  dass  sie  wissenschaftlich 
schwerlich  verwendet  werden  können.  Selbst  die  kontra- 
diktorischen Verhandlungen  über  deutsche  Kartelle  haben  in 
dieses  Dunkel  sehr  wenig  Licht  hineingebracht.  Es  haben 
sich  mehrere  Schriftsteller  mit  dieser  Frage  beschäftigt,  doch 
neues  Tatsachenmaterial  haben  sie,  Vogelstein2)  ausgenommen, 
fast  gar  nicht  beigebracht.  Eine  Zusammenstellung  der 
Ausfuhrunterstützung  auf  Grund  der  kontradiktorischen  Ver- 
handlungen, die,  wie  bereits  erwähnt,  ziemlich  wenig  in  dieser 
Richtung  bieten,  bringt  Morgenroth  in  seinem  bereits  zitierten 
Buche.3) 

i)  Buch  IV,  Kap.  5  — Bd.  III,  S.  17  der  genannten  Ueber- 
setzung. 

*)  Vogelstein:  die  Industrie  der  Rheinprovinz  1902. 
a)  S.  52—56 
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Dagegen  giebt  es  kurze  kritische  Betrachtungen  über 
diesen  Gegenstand  in  etwas  umfangreicherem  .Masse.  — 
Dr.  S.  Tschiersky  befasste  sich  in  seiner  Schrift  „Kartell- 
prämien" J)  mit  unserem  Problem  und  seiner  Anwendbarkeit 
auf  die  Textilindustrie.  Ausserdem  erschienen  in  der 
periodischen  Presse  mehrere  Abhandlungen  über  die  Ausfuhr- 
unterstützungen, von  denen  der  in  der  Kartellrundschau  er- 
schienene Artikel  von  Dr.  Trescher  zur  Frage  der  Ausfuhr- 
vergütungen und  Exportprämien"8)  eine  besondere  Beachtung 
verdient.  Dr.  Trescher  führt  zum  ersten  Male  eine  genaue 
Scheidung  zwischen  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhrvergütungen 
ein.  Diese  Scheidung  in  etwas  verunstalteter  Form  wurde 
auch  von  Diepenhorst  aufgenommen,  ohne  dass  er  sich  auf 
die  zeitlich  vorangegangene  Arbeit  Treschers  beruft.3) 

Private  Ausfuhrvergütungen  definiert  Trescher  als  „Ent- 
schädigungen der  weiterverarbeitenden  Abnehmer  eines  Kartells 
durch  das  (Lieferanten-)  Kartell  für  die  Benachteiligung,  die 
ihnen  durch  die  Differenz  zwischen  den  Preisen  des  In-  und 
Auslandes  für  ihre  Rohmaterialien  erwachsen.  Diese  De- 
finition liegt  der  Wahrheit  nicht  mehr  fern,  kann  aber  unseres 
Erachtens  nicht  den  Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben. 
Es  ist  in  ihr  nämlich  nicht  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die 
Entschädigungen  nur  dann  gegeben  werden,  wenn  die  betr.  Ab- 
nehmer die  Ware  in  verarbeitetem  Zustande  exportieren. 
Denn  Vergütungen  auf  Produkte,  die  im  Inlande  abgesetzt 
werden,  mag  der  Unterschied  des  Preises  der  dazu  ver- 
wendeten Rohstoffe  zwischen  In-  und  Ausland  noch  so  gross 
sein,  werden  u.  W.  bis  jetzt  wenigstens  von  keinem  Kartell 
gegeben.  Die  Definition  Treschers  muss  deshalb  auf  diesen 
Punkt  erweitert  werden,  und  würde  demnach  folgendermassen 
lauten:      Kartellvergütungen    sind  Entschädigungen,    die   den 


•)  Erschienen  in  Leipzig  1906. 

»)  Kartell-Rundschau  1907,  Heft  2  und  3,  S.  76— 80  u.  143—148. 

»)  Dr.  Trescher  bezeichnet  die  bereits  von  uns  erwähnte  Arbeit 
Diepenhorsts  als  ein  Plagiat.  Tatsächlich  bringt  diese  Schrift  nichts 
Neues.  Diepenhorst  vertritt  in  ihr  ausserdem  einen  sehr  ober- 
flachlichen  und  einseitigen,    die  Kartelle  verteidigenden  Standpunkt. 
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weiterverarbeitenden  Abnehmer  eines  Kartells  durch  diese 
gewährt  werden,  um  sie  beim  Verkauf  ihrer  Produkte  ins 
Ausland  dafür  zu  entschädigen,  dass  sie  ihre  Rohstoffe  bei 
dem  Kartell  teurer  einkaufen  müssen,  als  letzteres  sie  den 
ausländischen  Konkurrenten  verkauft. 

Private  Ausfuhrprämien  nennt  Trescher  »die  Unter- 
stützungen der  Mitglieder  eines  Kartells  durch  das  Kartell,  um 
ihre  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkte  zu  erhöhen 
und  sie  für  die  Verluste  durch  niedrigere  Auslandspreise 
schadlos  zu  halten.«  Zu  dieser  Definition  wird  wohl  nichts 
hinzuzufügen  sein.  —  Folgendes  Beispiel  soll  diese  Definitionen 
näher  beleuchten:  Erhält  ein  Walzwerk,  das  Mitglied  des 
Walzwerkverbandes  ist,  von  demselben  eine  Ausfuhrunter- 
stützung, dann  wird  diese  nach  unserer  Definition  eine 
Kartellprämie  sein;  erhält  dasselbe  Werk  aber  vom  Kohlen- 
syndikat eine  Ausfuhrunterstützung,  dann  wird  dieselbe  unter 
den  Begriff  der  Ausfuhrvergütung  fallen.  Demnach  kann  ein  und 
dasselbe  Werk  sowohl  Ausfuhrvergütungen,  als  auch  Ausfuhr- 
prämien geniessen,  und  umgekehrt  ein  und  dasselbe  Kartell 
sowohl  Ausfuhrprämien  als  auch  Ausfuhrvergütungen  verteilen. 

Die  Entschädigungen  werden  sowohl  bei  Kartell- 
vergütungen als  auch  bei  Kartellprämien  durch  Umlagen  er- 
hoben, die  von  den  einzelnen  Kartellmitgliedern  entsprechend 
der  Höhe  ihres  Absatzes  entrichtet  werden. 

Nach  den  oben  gegebenen  Definitionen  haben  Kartell- 
prämien den  Zweck,  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Kartell- 
mitglieder,  Kartellausfuhrvergütungen  dagegen,  die  der  Ab' 
nehmer  ihrer  Produkte,  wenn  dieselben  nach  Verarbeitung 
exportiert  werden,  auf  den  ausländischen  Märkten  zu  erhöhen. 
Es  handelt  sich  also  bei  beiden  Arten  von  Ausfuhrunterstützungen 
lediglich  um  den  ausländischen  Markt  einen  direkten  Einfluss  auf 
den  inländischen  Markt  oder  die  inländischen  Preise  üben  dieAus- 
fuhrunterstützungen  kaum  aus,  wohl  aber  wirken  sie  auf  ihn 
indirekt.  —  Eine  Unterscheidung  zwischen  aktiven  und  passiven 
Ausfuhrunterstützungen  wie  sie  Diepenhorst1)  vornimmt,  halten 
wir  weder  für  zweckmässig,  noch  für  präzise  genug. 


*)  w.  o.  S.  8. 
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Es  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  wir  an  den  oben  auf- 
gestellten Definitionen  im  Folgenden  festhalten  werden  und 
sie,  soweit  dies  möglich  sein  wird,  bei  den  zahlenmässigen 
Angaben  berücksichtigen  werden;  dass  es  uns  aber  nicht  immer 
möglich  sein  wird,  bei  den  letzteren  Angaben  die  Scheidung 
zwischen  Prämien  und  Vergütungen  durchzuführen.  Die  vor- 
liegenden Zahlen  der  Kartelle  machen  diese  Scheidung  nicht 
und  deshalb  ist  es  oft  ganz  unmöglich,  festzustellen,  was  an 
Ausfuhrvergütungen  und  was  an  Ausfuhrprämien  verausgabt 
worden  ist. 

Von  den  beiden  Arten  der  Ausfuhrunterstützungen  der 
Kartelle  sind  die  Ausfuhrprämien  älteren  Datums;  sie  sind  so 
alt  wie  die  Kartelle  selbst  und  der  von  Adam  Smith  angeführte, 
von  uns  oben  zitierte  Fall  gehört  unter  diese  Kategorie. 
Die  historische  Entwicklung  entspricht  auch  übrigens  ganz 
der  Natur  der  Sache,  da  Kartelle  nicht  deshalb  enstanden  sind, 
um  ihren  Abnehmern,  sondern  in  erster  Linie  und  nur  des- 
halb, um  den  kartellierten  Abnehmern  gewisse  Vorteile  zu 
verschaffen.  Erst  dadurch,  dass  die  Zuführung  der  be- 
absichtigten Vorteile  mit  grossen  Schädigungen  der  Abnehmer- 
kreise verbunden  war,  sahen  sich  die  Kartelle  genötigt, 
letzteren  ein  Teil  dieser  Vorteile  in  gestalt  von  Ausfuhr- 
vergütungen zuzuführen. 

Es  mag  hier  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die 
hohen  Inlandspreise,  die  den  Produzenten  starken,  oft  über- 
mässigen Gewinn  sichern  und  die  erst  durch  das  Zustande- 
kommen von  kräftigen  Kartellen  herbeigeführt  und  aufrecht 
erhalten  werden,  dieselbe  Wirkung  für  viele  Kartellmitglieder 
haben,  wie  die  Ausfuhrprämien.  Durch  sie  wird  eben  ein 
Export  zu  verlustbringenden  Preisen  ermöglicht;  würden  die 
Preise  im  Inlande  nicht  ein  Gewinn  abwerfen,  der  die  beim 
Export  erlittenen  Verluste  kompensiert,  dann  würde  der 
Unternehmer  es  vorziehen,  seine  Produktion  einzuschränken, 
statt  auf  Export  zu  arbeiten. 

Die  Höhe  der  Ausfuhrprämien  bei  den  einzelnen 
Syndikaten  und  Kartellen  zu  ermitteln,  ist  keine  leichte  Aufgabe. 
Sie  ist  viel  schwieriger  als  die  Feststellung  der  Ausfuhr- 
vergütungen.   Letztere  werden  nämlich  an  dritte,  dem  Kartell 
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fernstehende  Personen  gezahlt,  von  denen  von  Zeit  zu  Zeit 
gewisse  Angaben  zu  erhalten  sind.  Bei  den  Ausfuhrprämien 
bleibt  aber  alles  —  in  der  Familie.  Da  wird  nur  wenig  aus 
dem  Hause  geplaudert.  Die  Berichte  der  Kartelle  enthalten 
gewöhnlich  nur  die  Umlagesummen,  die  meisten  in  Prozenten 
der  für  den  Ankauf  der  Produkte  von  den  Mitgliedern  veraus- 
gabten Summen  angegeben  werden.  Da  nun  die  Kartelle 
ausser  Ausfuhrprämien  an  ihre  Mitglieder  auch  Ausfuhr- 
vergütungen an  Dritte  verteilen,  welch  letztere  ebenfalls  aus 
den  Umlagesummen  bestritten  werden,  so  kann  man  in  den 
meisten  Fällen  die  Höhe  der  Ausfuhrprämien  überhaupt  nicht 
ermitteln.  Nur  ganz  vereinzelt  findet  man  daher  Angaben 
über  Ausfuhrprämien,  während  über  Ausfuhrvergütungen  die- 
selben, wenn  auch  nicht  reichlich,  so  doch  wenigstens  etwas 
zahlreicher  sind. 

Ueber  die  Ausfuhrprämien  des  westfälischen  Koks- 
syndikats in  den  Jahren  1890/91  berichtet  Vogelstein1)  Fol- 
gendes: „Bei  den  sehr  hohen  Sätzen,  zu  denen  das  Kartell 
seine  Produkte  in  unbestrittenen  Absatzgebiet  verkauft,  war 
die  Differenz  der  Auslands-  und  Inlandspreise  sehr  gross. 
Um  die  zu  niedrigeren  Preisen  an  das  Ausland  liefernden 
Werke  schadlos  zu  halten,  wurden  von  der  Vereinigung 
allein  in  dritten  Quartal  1890  Mk.  147  420.—  ausgegeben 
also  zu  Gunsten  der  ausländischen  Werke  verschenkt."  Im 
Folgenden  Halbjahre  war  die  Summe  der  für  Ausfuhrprämien 
gezahlten  Gelder  noch  viel  höher;  denn  während  das  Syn- 
dikat im  Inlande  die  Preise  auf  Mark  13—14  für  die  Tonne 
festsetzte,  gestattete  es,  die  Auslandspreise  noch  unter  Mk.  11,50 
zu  setzen,  indem  es  gleichzeitig  den  Mitgliedern  gegenüber 
die  Verpflichtung  übernahm,  sie  beim  Absatz  ins  Ausland  (es 
kam  hier  vor  allem  die  Ausfuhr  nach  Frankreich  in  Betracht) 
für  die  Differenz  zwischen  dem  wirklichen  Verkaufspreise 
und  dem  Satze  von  Mk.  11,50  schadlos  zu  halten  In  der 
Folgezeit  hat  das  Kartell  weiterhin  den  Mitgliedern  Prämien 
für  exportiertes  Koksgewährt  und  als  die  Koksvereinigung  in 
dem     Rheinisch-westfälischen    Kohlensyndikat     aufgegangen 


x)  w.  o.    S.  76. 
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war,  übernahm  dieses  die  Aufgabe  der  weiteren  Prämien- 
zahlung. Die  Höhe  derselben  unterlag  häufigen  Schwankungen, 
je  nachdem  die  Konjunkturen  für  Koks  mehr  oder  weniger 
günstig  waren. 

Aehnlich  wie  das  westfälische  Kokssyndikat  gewährte 
auch  das  Rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat  den  syndi- 
zierten Kohlenzechen  Prämien  bei  verlustbringender  Ausfuhr. 
Ihre  Höhe  ist  aber  vollständig  unbestimmbar,  da  die  von  dem 
Syndikat  angegebene  Umlageprozente  sich  ebensowohl  für 
die  Ausfuhrprämien  als  auch  für  die  Ausfuhrvergütungen  ver- 
stehen. Das  gleiche  gilt  vom  Siegerländer  Eisensteinsyndikat, 
das  bereits  in  den  achtziger  Jahren  Prämien  zu  zahlen  ge- 
wohnt war,  sowie  von  dem  Halbzeug-  und  Trägerverband, 
die  vom  März  1904  an  den  jetzt  noch  bestehenden  Stahl- 
werksverband bilden. 

Wenden  wir  uns  zu  den  Ausfuhrvergütungen,  so  haben 
wir  von  vornherein  folgende  allgemeine  Tatsachen  zu  be- 
achten. Die  Ausfuhrvergütungen  können  auf  zweierlei  Art 
gewährt  werden:  entweder  wird  den  Abnehmern  des  Kartells 
ein  Preisnachlass  auf  denjenigen  Teil  der  gekauften  Ware 
zuerkannt,  den  sie  nach  Verarbeitung  exportieren,  oder  es 
wird  ihnen  ein  entsprechender,  nach  besonderen,  von  Zeit 
zu  Zeit  schwankenden  Grundsätzen  berechneter  Betrag  ver- 
gütet In  beiden  Fällen  hat  der  Vergütungsnehmer  den  Nach- 
weis über  die  Ausfuhr  des  Produktes  zu  liefern  und  auf  Ver- 
langen des  Vergütungsgebers  Einsicht  in  seine  Handelsbücher 
zu  gestatten.  Die  Vergütungen  werden  meistens  unter  der 
Bedingung  gegeben,  dass  derjenige,  welcher  sie  erhält,  sie 
auch  den  Weiterverarbeitern  seiner  Produkte  für  ihren  Export 
zahlt.  Im  allgemeinen  werden  die  Vergütungen  nur  an  Mit- 
glieder von  Kartellen  gegeben.  Näher  auf  diese  sowie  noch 
andere  im  Falle  des  Empfanges  von  Ausfuhrvergütungen  zu 
erfüllende  Bedingungen  wird  später  eingegangen  werden, 
während  jetzt  zur  Betrachtung  ihres  tatsächlichen  Umfanges 
geschritten  werden  soll.  • 

Die  ersten  derselben  wurden  von  dem  Rheinisch-west- 
fählischen  Kohlen-  und  dem  Siegerländer  Eisensteinsyndikat 
gemeinsam  den  Walzwerken  für  das  zu   den   Exportzwecken 
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verarbeitete  Roheisenquantum  gewährt.  Die  Walzwerke  be- 
fanden sich  damals  in  einer  ganz  verzweifelten  Lage.  Sie- 
selbst waren  nicht  syndiziert,  die  Preise  für  Walzwerks- 
erzeugnisse standen  infolge  von  Ueberproduktion  auf  einem 
sehr  niedrigen  Niveau,  während  die  Rohstoffe  durch  Kartelle 
hochgehalten  wurden.  Um  nun  einen  grossen  Teil  ihrer  Ab 
nehmer  nicht  gänzlich  dem  Verderben  preiszugeben,  sahen 
sich  die  genannten  Kartelle  genötigt,  zu  den  obigen  Mass- 
regeln zu  greifen.  Die  Ausfuhrvergütung  bestand  im  Preis- 
nachlass  auf  das  bezogene  Roheisen.  Im  Jahre  1888  hat 
auch  der  Walzdrahtverband  Ausfuhrvergütungen  an  Giessereien 
gegeben;  diese  Entschädigungen  waren  von  kleinem  Umfang 
und  kurzer  Dauer.  Auch  andere  Kartelle  griffen  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  dieser  Massnahme,  doch  geschah  dies  immer  nur 
von  Fall  zu  Fall  und  vorübergehend. 

Erst  in  den  neunziger  Jahren,  als  das  Rheinisch-west- 
fälische Kohlensyndikat  u.  das  westfälische  Kokssyndikat 
eine  vollkommenere  Organisation  erhalten  hatten,  haben 
sich  die  Ausfuhrvergütungen  zu  einer  ständigeren  Ein- 
richtung ausgebildet.  Das  Kohlensyndikat  nimmt  bei 
seiner  Gründung  im  Jahre  1893  folgende  Bestimmung 
in  sein  Statut  auf:  „Zur  Deckung  der  Geschäftsunkosten 
und  Subventionen  der  Verkäufe  ins  Ausland  werden 
von  den  Mitgliedern  Beiträge  eingezogen,"  und  der  Ver- 
schmelzungsvertrag mit  dem  Kokssyndikat  von  dem  Jahre 
1897  enthält  folgendes  diesbezl.  Passus:  „ Die  für  Preisverluste 
und  Geschäftsunkosten  erforderlichen  Beiträge  werden  durch 
Umlagen  von  Koks  produzierenden  Mitgliedern  des  Rheinisch- 
westfälischen Kohlensyndikats  allein  aufgebracht."  Wir  sehen, 
dass  beide  Bestimmungen  eigentlich  auf  Ausfuhrprämien  und 
nicht  auf  Ausfuhrvergütungen  zugeschnitten  waren.  Nichts 
destoweniger  haben  mit  der  Zeit  beim  Kohlensyndikat  gerade 
die  letzteren  das  Uebergewicht  gewonnen.  Am  1.  August 
1893  begann  das  Syndikat  seine  Verkaufstätigkeit.  Während 
der  fünf  Monate  bis  zum  Jahresschluss  wurden  im  Ganzen 
für  Rechnung  des  Syndikats  ca.  2,8  Millionen  Tonnen  ab- 
gesetzt.   Die  Umlagen  betrugen  für  diese  Zeit  Mk.  912143,26, 
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davon  wurden  als  Entschädigungen  Mk.  643799,26  verausgabt.1) 
In  den  folgenden  Jahren  geben  die  Geschäftsberichte  die 
Einnahmen  durch  Umlagen  sowie  die  Ausgaben  für  Ent- 
schädigungen nicht  mehr  an,  sondern  nur  ihre  Differenz. 
Vogelstein  schätzt  für  das  Jahr  1897  die  Höhe  der  Umlagen 
auf  Mk.  19  200  000  Mk.,  die  der  gezahlten  Unterstützungen 
dagegen  auf  Mk.  17000000  Diepenhorst2)  hält  die  letzte  Summe 
für  viel  zu  hoch  gegriffen,  indem  er  bemerkt,  Vogelstein  habe 
die  Geschäftsunkosten  des  Syndikats  nicht  berücksichtigt. 
Obwohl  dieser  letzte  Vorwurf  begründet  ist,  so  scheint  die 
Schätzung  der  Unterstützungen  auf  Mk.  17  Millionen  nicht 
zu  hoch  zu  sein.  Vogelstein  hat  nämlich  die  Summe  der 
durch  Umlagen  erziehlten  Einkünfte  viel  zu  niedrig  an- 
genommen. Nach  der  vom  Kohlensyndikat  für  die  kontra- 
diktorischen Verhandlungen  aufgestellten  Statistik  setzte  es 
im  Jahre  1897  rund  30  000  000  Tonnen  für  den  Betrag  von 
rund  Mrk.  254  000  000  ab.  Die  Höhe  der  Umlagen  belief  sich 
anfangs  1897  auf  10%,  später  ging  sie  auf  8—9  herunter. 
Nimmt  man  nun  die  Jahresdurchschnittsumlage  zu  9%  an,  so 
erhält  man  eine  Einnahme  für  das  Syndikat  hiervon  von 
fast  23  000  000  Mk.  an  statt  Mk.  19  200  000,  wie  Vogelstein 
es  schätzt.  Die  Geschäftsunkosten  konnten  nicht  mehr  als 
2— 3  Prozent  der  Umlagen  betragen;  war  doch  im  Jahre  1900 
die  ganze  Umlage  auf  nicht  höher  als  drei  Prozent  bemessen. 
Bringen  wir  rund  6  Millionen  Geschäftsunkosten  in  An- 
rechnung, so  verbleiben  immer  noch  Mk.  17  000  000,  die  für 
Ausfuhrunterstützungen  verwendet  worden  sind.  Es  sei  hier 
aber  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  in  diesem  Betrage 
sowohl  Ausfuhrprämien  als  auch  Ausfuhrvergütungen  enthalten 
sind;  wieviel  auf  die  ersteren  und  auf  die  letzteren  entfällt, 
lässt  sich  leider  nicht  feststellen. 

Dagegen  geben  wohl  die  Berichte  des  Kohlensyndikats 
die  prozentuale  Höhe  der  Umlagen  immer  an.  Diese  be- 
trugen zu  Anfang  des  Jahres  1896  10°/0»  sanken  in  der  Folge 
etwas,  hielten  sich  aber  bis  zum  April  1899  immer  noch   auf 

l)  Diese  Zahlen  sind  dem  zitiertem  Buche  Vogelsteins 
entnommen. 

*)    w.  o.     S.  30  und  31. 
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der  Höhe  von  8-9%.  Am  1.  April  1899  wurde  die  Umlage 
auf  672°/o  herabgesetzt  und  ein  Jahr  später  in  Anbetracht  der 
grossen  Kohlennot  sogar  auf  nur  3%.  Erst  im  Oktober  1901 
wurde  sie  wieder  bis  auf  6%  erhöht.  Für  das  ganze  Jahr 
1907  betrug  sie  7%.  Die  Umlage  auf  Koks  und  Briketts  ist 
nicht  die  gleiche  wie  auf  Kohlen.  Sie  belief  sich  im  Jahre 
1907  für  das  eiste  Vierteljahr  auf  7%.  für  die  übrigen  auf  4°/0 
auf  Koks  und  die  auf  Briketts  hielt  sich  das  ganze  Jahr  hin- 
durch auf  4%. 

Das  westfälische  Kokssyndikat,  das  bereits  im  Jahre  1890 
den  gemeinsamen  Verkauf  der  Produktion  in  seine  Hand  ge- 
nommen hatte,  gab  seit  dem  Jahre  1892  eine  Vergütung  von 
Mk.  —  1.50  pro  Tonne  exportierten  Roheisens  an  die  Walz- 
werke und  hat  sie  bis  zur  Vereinigung  mit  dem  Rheinisch- 
westfälischen Kohlensyndikat  im  Jahre  1897  beibehalten.  Für 
manche  Erzeugnisse  wurde  die  Vergütung  noch  höher  be- 
messen, so  z.  B.  für  Siegerländer  Spiegeleisen,  das  in  höherem 
Masse  als  anderes  auf  den  Export  angewiesen  ist.  Die  Um- 
lagen, welche  das  Kokssyndikat  von  seinen  Mitgliedern  bezog, 
machten  im  allgemeinen  dieselben  Schwankungen  durch,  wie 
die  des  Kohlensyndikats.  Auch  hier  war  die  Konjunktur  das 
entscheidende  Moment  für  die  Bemessung  ihrer  Höhe. 

Das  Roheisensyndikat,  das  es  mit  am  besten  verstanden 
hat,  die  Inlandspreise  für  seine  Erzeugnisse  um  den  Zoll  und 
die  Frachtkosten  über  dem  Weltmarktpreise  zu  halten,  hatte 
natürlich  mindestens  ein  ebenso  grosses  Interesse  an  dem 
Gedeihen  der  seine  Produkte  verarbeitenden  Industrieen,  als 
die  zwei  bereits  behandelten  Verbände.  Es  erhielt  ja  zuweilen 
selbst  Beihilfen  zum  Export  von  Ihnen;  umsomehr  war  es 
deshalb  verpflichtet,  solche  seinen  Abnehmern  zu  geben.  Es 
gewährte  im  Jahre  1897  in  Verbindung  mit  dem  Siegerländer 
Eisenstein  und  dem  Kohlensyndikat  den  Siegerländer  Halb- 
zeugfabrikanten Mk.  6,2/3  Ausfuhrvergütung  für  die  Tonne 
exportierten  verarbeiteten  Roheisens.  Man  begegnet  hier  also 
der  Tatsache,  dass  sich  mehrere  Syndikate  zusammentun,  um 
einer  weiterverarbeitenden  Industrie  gemeinsam  Ausfuhrver- 
gütungen zu  zahlen.  Im  Jahre  1898  wurde  die  Entschädigung 
infolge  der  eingetretenen   Besserung   auf    dem    inländischen 
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Markte  allmählig  herabgesetzt,  bis  sie  schliesslich  ganz  fort- 
gefallen ist.  Erst  mit  der  Krisis  vom  Jahre  1909  wurde  sie 
wieder  in  Höhe  von  Mk.  10  an  die  Siegerländer  Halbzeug- 
fabrikanten gezahlt.  Das  Roheisensyndikat  gewährte  auch 
anderen  Werken  zu  gewissen  Zeiten  Ausfuhrvergütungen. 
Es  erhielten  solche  von  ihm  die  Trägerwalzwerke,  die  Blech- 
fabriken und  die  Kesselfabriken.  Doch  dauerte  dies  nur  bis 
zum  Jahre  1898  und  ausser  dem  Roheisensyndikat  steuerte 
zu  ihnen  auch  der  Halbzeugverband  bei.  Nach  1898  wurden 
sie  aufgehoben,  um  in  der  Depressionsperiode  von  1901  im 
erhöhten  Massstabe  wieder  hergestellt  zu  werden.  Sie  be- 
liefen sich  in  dieser  Zeit  für  die  Blech-  und  Kesselwerke  auf 
Mk.  20  für  die  Tonne. 

Verfolgt  man  die  weiteren  Stufen  der  Eisenverarbeitung, 
dann  gelangt  man  zu  den  Drathwalzwerken.  Der  Export 
dieser  Industrie  ist  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtproduktion 
der  stärkste  unter  allen  Zweigen  der  Eisenindustrie.  Natur- 
gemäss  vollzieht  er  sich  zu  viel  niedrigeren  Preisen  als  der 
inländische  Absatz.  So  erzielte  man,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  im  Februar  1901  auf  dem  Auslandsmarkte  Mk.  105 
für  die  Tonne,  während  im  Inlande  dieselbe  Ware  Mk.  150 
eingebracht  hatte.  Die  grosse  unlohnende  Ausfuhr  konnte  nur 
dadurch  aufrecht  erhalten  werden,  dass  die  Vorgänger  im 
Produktionsprozesse  den  Drathwalzwerken  Ausfuhrvergütungen 
gewährten.  Sie  erhielten  im  Jahre  1897  für  einen  Teil  der 
von  ihnen  verarbeiteten  Stahlknüppel  eine  Vergütung  in  der 
Weise,  dass  ihnen  dieselben  anstatt  zu  dem  Kartellpreise  von 
Mk.  94-  95.—  zu  Mark  87.  -  für  die  Tonne  geliefert  wurden. 
Hier  besteht  demnach  die  Ausfuhrvergütung  im  Preisnachlass. 
Beteiligt  an  ihr  war  zur  einen  Hälfte  der  Halbzeugverband, 
zur  anderen  das  Roheisen-  und  das  Kohlensyndikat.  Im  An- 
fange des  folgenden  Jahres  wurde  diese  Vergütung  noch 
etwas  erhöht,  gegen  Ende  desselben  aber  bereits  wegen  ge- 
besserter Konjunkturen  abgeschafft;  erst  das  Krisenjahr  1900 
erblickt  sie  wieder  und  zwar  in  einer  grösseren  Höhe  als 
vorher.  Die  Drahtwalzwerke  erhielten  nämlich  seit  1900 
50°/0  ihres  Stahlknüppelbedarfs  mit  15  Mk.  für  die  Tonne 
Ausfuhrvergütung  geliefert;  hatten    aber   gleichsam    die    Ver- 
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pflichtung,  ihrerseits  ihren  Abnehmern  Ausfuhrvergütungen  zu 
geben.  Die  15  Mk.  Subvention  wurden  zu  je  einem  Dritteil 
vom  Hrlbzeugverband,  Roheisensyndikat  und  Kohlensyndikat 
aufgebracht. 

Die  Drahtwalzwerke  kamen  der  ihnen  auferlegten  Ver- 
pflichtung nach  und  gaben  ihren  Abnehmern  im  Jahre  1898 
M.  10. —  und  Ende  1900  sogar  M.  20. —  Exportvergütung. 
Auf  das  Drahtstiftsyndikat  allein  entfiel  hiervon  im  Jahre  1898 
eine  Summe  von  1,2  Millionen  Mark. 

Auf  Grund  der  bisherigen  Betrachtungen  kann  für  die 
Ausfuhrvergütungen  in  der  Montan-  und  Eisenindustrie  nach- 
stehende Reihenfolge  aufgestellt  werden,  nach  der  sie  von 
dem  einen  Industriezweig  an  einen  anderen  gegeben  werden; 
es  kommt  aber  oft  vor,  dass  diese  Reihenfolge  nicht  ein- 
gehalten wird,  dass  z.  B.  ein  Kartell  sich  weigert,  seinen 
Abnehmern  eine  Ausfuhrvergütung  zu  gewähren,  während 
dagegen  dessen  Produktionsvorgänger  sie  denselben  einräumen. 
Die  Reihe  würde  lauten: 

1)  Brennmaterialsyndikate 

2)  Erz-  und  Roheisensyndikate  mit  Unterstützung  von 
Brennmaterialsyndikaten 

3)  Halbzeug-  mit   Unterstützung   der  Erz-   und   Roh- 
eisen- und  Brennmaterialsyndikate 

4)  Walzdrath   mit  Unterstützung   der   Brennmaterial- 
Erz-,  Roheisen-  und  Halbzeugsyndikate. 

5)  Drahtstift-    mit  Unterstützung    der    Brennmaterial- 
Erz-,  Roheisen-,  Halbzeug-  und  Walzdrahtsyndikate, 

Leider  hört  im  allgemeinen  hier  bereits  die 'Reihe  auf. 
Könnte  und  würde  sie  erweitert  werden,  so  wäre  dies  von 
grossem  Nutzen  für  die  industrielle  Entwicklung  des  ganzen 
Landes.     Doch  davon  später! 

Das  System  der  Ausfuhrvergütungen  und  Ausfuhrprämien, 
wie  wir  es  bis  jetzt  geschildert  haben,  besass  sehr  viele 
Mängel.  Es  war  weder  übersichtlich,  noch  gestattete  es  die 
Anwendung  notwendiger  Kontrollmassregeln.  Seine  Unzu- 
länglichkeit trat  recht  deutlich  dann  zu  Tage,  wenn  mehrere 
Kartelle  an  der  Gewährung  von  Ausfuhrvergütungen  beteiligt 
waren.    Obwohl  die  Unterstützungen  zuweilen  sehr  beträchtlich 
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waren,  kam  es  sehr  oft  zu  Unzufriedenheiten,  Streitigkeiten 
und  zahlreichen  Klagen  derjenigen,  die  sie  erhielten.  Die 
Beschwerden  mehrten  sich  in  demselben  Verhältnis  als  die 
Reihe  der  die  Unterstützung  Gebenden  und  Nehmenden  wuchs. 
Es  traten  Fälle  ein,  dass  ein  Kartell,  welches  von  seinem 
Vorgänger  eine  Subvention  mit  der  Bedingung,  sie  weiterzu- 
geben, erhalten  hatte,  die  Bedingung  nicht  erfüllte.  Alle 
diese  Unzuträglichkeiten  gaben  neben  anderem  den  Anlass 
zur  Schaffung  einer  Zentrale  für  die  Abrechnung  der  Ausfuhr- 
unterstützungen. 

Es  war  kurz  nach  der  Kriese  von  1900/01:  Man  ver- 
kaufte zu  Schleuderpreisen  im  Auslande,  die  Inlandspreise 
waren  tief  gesunken,  es  machte  sich  infolgedessen  eine  all- 
gemeine Geschäftsunlust  breit.  Diese  Apathie  griff  immer 
weiter  um  sich  und  drohte  das  ganze  Geschäftsleben  lahm 
zu  legen.  Es  galt  deshalb,  den  Wirtschaftsorganismus  aufs 
neue  zu  beleben,  die  ruhenden  Schwungräder  wieder  in  Be- 
wegung zu  setzen.  Ein  geeignetes  Mittel  hierzu  erblickte 
man  in  einer  straffen  Kartellierung  der  Industrieen,  wodurch 
man  vor  allem  die  Preise  im  Inlande  zuerst  wieder  auf  ein 
höheres,  gewinnbringendes  Niveau  hinaufzusetzen  und  dadurch 
wenigstens  eine  Entschädigung  für  die  Verluste  am  Auslands- 
geschäft zu  erlangen  hoffte.  Doch  musste  die  Auszahlung 
der  Entschädigungen  irgendwie  besser  geregelt  werden.  Von 
solchen  Gesichtspunkten  geleitet,  traten  die  hervorragendsten 
Vertreter  der  westdeutschen  Industrie  anfangs  1902  in  Köln 
zusammen,  um  gemeinsam  über  die  Besserung  der  Lage  zu 
beraten.  Am  1.  Februar  1902  kam  dann  eine  Verständigung 
mehrerer  Kartelle  zustande,  die  sich  auf  die  Schaffung  einer 
»Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr"  in  Düsseldorf  bezog. 
Diese  Abrechnungsstelle  sollte  eine  gemeinsame  Zentrale  für 
die  einheitliche  Regelung  der  Ausfuhrunterstützungen  bilden. 
Beteiligt  an  ihrer  Gründung  waren  folgende  Kartelle:  Rheinisch- 
westfälisches Kohlensyndikat,  Düsseldorfer  und  Siegerländer 
Roheisensyndikat,  der  Halbzeugverband  und  der  Trägerverband. 

An  die  gegründete  Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr 
sollten  in  Zukunft  die  Kartelle  sämtliche  Unterstützungs- 
summen, mögen  sie  zu  Prämien  oder  Vergütungen  verwendet 
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werden,  zahlen.  Diese  Subventionen  werden  nicht  an  ein- 
zelne Industrielle,  sondern  nur  von  Verband  zu  Verband  ge- 
geben (Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  bereits  vorgekommen) 
und  erst  der  Verband  vergütete  dieselben  seinen  Mitgliedern. 
Demnach  werden  die  Unterstützungen  von  jetzt  an  der  Form 
nach  immer  nur  Prämien,  dem  Inhalt  nach  sind  sie  es  aber 
nicht  immer.  Von  jetzt  ab  wird  eine  Scheidung  zwischen 
diesen  zwei  Arten  von  Entschädigungen  unmöglich.  Alle 
Anträge  auf  Gewährung  von  Ausfuhrsubventionen  müssen  nun 
an  die  Abrechnungsstelle  gerichtet  werden,  welche  auch  die 
anzumeldenden  Exporte  zu  prüfen  hat.  Sie  stellt  die  Ab- 
rechnungen auf  und  verrechnet  vierteljährlich  postnumerando 
die  Unterstützungen  einem  jeden  Kartell.  Ausfuhrunter- 
stützungen sollen  grundsätzlich  nur  für  direkte  Ausfuhr 
und  nur  solchen  Werken  gewährt  werden,  die  sämtliche 
Rohstoffe  bei  den  zur  Abrechnungsstelle  gehörenden  Kartellen 
einkaufen.  Ausserdem  behält  sich  die  Abrechnungsstelle  das 
Urteil  vor,  ob  eine  Industrie  überhaupt  und  in  welchem  Masse 
einer  Subwention  bedürfe.  Die  Vergütung  solle  nur  gegeben 
werden,  wenn  das  verteuerte  Rohmaterial  zu  „ausgeführten 
nachgewiesener  Massen  notleidenden  Erzeugnissen"  Ver- 
wendung gefunden  hat.  Ob  ein  Erzeugnis  zu  den  notleidenden 
gehört,  darüber  entscheidet  die  Abrechnungsstelle.  Weiter 
heisst  es  in  dem  Statut:  „Die  Regelung  der  Ausfuhrvergütung 
ist  lediglich  Sache  der  Abrechnungsstelle,  dieselbe  ist  in  ihren 
Beschlüssen  vollständig  frei.  Streitigkeiten  betr.  der  Ver- 
rechnungen der  Ausfuhrvergütungen  werden  durch  den 
Aufsichtsrat  der  Abrechnungsstelle  oder  dessen  Vorsitzenden 
entgültig  entschieden.  Der  gerichtliche  Klageweg  kann  nicht 
beschritten  werden."  Die  alle  Vierteljahre  festgesetzten  Unter- 
stützungen haben  den  Charakter  von  Hochsätzen.  Unterhalb 
ihrer  Grenze  hat  die  Abrechnungsstelle  freien  Lauf.  Die 
Höchstsätze  werden  selten  gewährt.  Es  wird  an  die  Ge- 
währung von  Ausfuhrsubventionen  die  ausdrückliche  Bedingung 
geknüpft,  das  die  „Produkte  zu  ausgeführten  Erzeugnissen, 
deren  Verkäufe  nur  im  Auslande  mit  nach  dem  Urteil  der 
Abrechnungsstelle  erheblichen  Zeitaufwand  gegenüber  den 
Inlandpreisen    erfolgen   konnte,    verbraucht    worden    sind" 
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„Ob  ein  solches  Verhältnis  vorliegt  —  besagt  das  Statut 
weiter  —  und  ob  bezw.  in  welcher  Höhe  demnach  Ausfuhr- 
vergütungen gerechtfertigt  erscheinen,  solches  zu  entscheiden, 
behalten  wir  uns  vor."  Von  nicht  syndizierten  Werken  darf 
wenn  man  der  Vergütung  nicht  dauernd  verlustig  gehen  will, 
überhaupt  nichts  gekauft  werden,  mit  anderen  Worten,  man 
darf  nur  noch  mit  Kartellmitgliedern  Geschäfte  abschliessen. 
Ausserdem  sind  die  Antragsteller  auf  Genuss  der  Ausfuhr- 
subventionen verpflichtet,  auf  Wunsch  der  Abrechnungsstelle 
Einsicht  in  die  Geschäftsbücher  und  Korrespondenzen  zu  ge- 
statten. Die  Anmeldungen  über  die  erfolgte  Ausfuhr  sind  von 
den  betr.  Werken  für  jeden  Monat  unter  Benutzung  der  vor- 
geschriebenen und  in  allen  Rubriken  auszufüllenden  Formu- 
laren aufzustellen  und  spätestens  bis  zum  20.  des  der  Ver- 
sendung folgenden  Monats  der  Abrechnungsstelle  einzuliefern. 
Als  Belege  sind  bei  direktem  Versand  ins  Ausland  bekanntlich 
gestempelte  Duplikat-Frachtbriefe  und  bei  solchen  Sendungen, 
die  nur  auf  dem  Wasserwege  oder  teils  auf  dem  Wasserwege 
und  teils  mit  der  Eisenbahn  ins  Ausland  befördert  werden, 
Duplikat-Frachtbriefe  und  gezeichnete  Schiffskonssemente  bei- 
zubringen. Zur  Deckung  der  Kosten  der  Abrechnungstelle 
werden  ein  Prozent  von  dem  Betrage  der  Unterstützungen 
gekürzt.  Das  wären  so  die  wichtigsten  Bestimmungen  der 
neugeschaffenen  Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr.  Sie  ent- 
halten eine  Unmenge  von  Verklausulierungen  und  Einschrän- 
kungen, die  später  noch  näher  zur  Sprache  kommen  werden. 
Gleichzeitig  wurden  folgende  Normalverbrauchssätze  für  die 
einzelnen  Produkte  festgesetzt,  welche  dann  der  Abrechnung 
der  Ausfuhrvergütungen  zugrunde  gelegt  werden. 
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Für  1  Tonne:  wird  angenommen: 

I. 

Bessemer  Rohblöcke    ...    ein  Kohlenverbrauch  v.  150  kg 

Siemens  Martinblöcke .    .    .      „  „                 „  350  „ 

Knüppel  und  Platten    .    ,    .  „                 „  550  „ 

Schienen,  Schwellen  u.  Laschen  „  „                 „  600  „ 
Walzdraht  aus  gekauften  Platten 

fabriziert „  „                 „  500  „ 

Gezog.  Drahts  u.  Stifte    .    .  „                 „  800  „ 

Stabeisens,  Kleinformeisens         „  „                 „  350  „ 

Bleche  und  Bremmen .    .    .      „  „                 „  700  „ 

II. 

Roheisens ein  Koksverbrauch  von  1 100  kg 

Rohblöcke „  .  „    1300  „ 

Halbzeugschienen,   schweres 

Formeisen                                „  „  „1 350  „ 

Stabeisens,  Walzdrahts     .    .      „  „  „    1400  „ 

Qezog.  Drahts „  „  „    1500  „ 

III. 

Rohblöcke ein  Roheisenverbr.  v.    1 150  M 

Halbzeug  und  Schienen    .    .      „  „  „    4200  „ 

Stabeisens „  „  n    1250  „ 

IV. 

Walzdraht ein  Halbzeugverbrauch  v.  1 060  „ 

Stabeisens  u.  Bleche  .    .      „  „  „  1 100  „ 

V. 
Drahtstifte  u.  Drahtschnur    ein  Walzdrahtverbrauch  v.  1 100  „ 
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Nach  dieser  kurzen  Darstellung  der  Organisation  der 
Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr  verfolgen  wir  nun  die 
weitere  Entwicklung  des  Subventionswesens.  Vom  1.  April 
1902  gewährte  das  Kohlensyndikat  durch  Vermittelung  der 
Abrechnungsstelle  eine  Ausfuhrunterstützung  bis  zu  einem 
Höchstbetrage  von  1.50  für  die  Tonne  exportierter  Kohle  oder 
Koks,  wobei  letzterer  gleich  70°/0  der  Kokskohle  gesetzt 
wurde.  Diese  Unterstützung  wurde  auch  auf  die  zu  exportier- 
tem Roheisen  verbrauchten  Mengen  gewährleistet.  Sie  war 
also  im  ersten  Falle  eine  Prämie,  im  letzteren  dagegen  eine 
Vergütung.  Am  31.  Dezember  1902  bestanden  bei  der  Ab- 
rechnungsstelle folgende  Höchstsätze  für  die  Ausfuhrunter- 
stützungen: 

Mk.  1,50  für  die  Tonne  Kohle 

„     2,50  „  „  Roheisen  ausschl.  d.  Vergüt.  auf  Kohle 

..  10,00  „  „        „  Halbzeug  ]     einschl.    der    Vergütung 

„  10,00  -  M        „  Träger       |     auf  Kohle  und  Roheisen. 

Diese  Sätze  galten  für  die  im  letzten  Vierteljahr  1902 
gestätigten  Exporte  und  wurden  naturgemäss  nur  bei  verlust- 
bringenden Ausfuhrgeschäften  gewährt.  Bei  der  anhaltend 
ungünstigen  Lage  der  Industrie  musste  die  Abrechnungsstelle 
diese  Sätze  in  der  Folge  noch  erhöhen.  So  verlieh  sie  im 
Jahre  1904  auf  Halbzeug  eine  Unterstützung  von  Mk.  15.—, 
auf  Formeisen  sogar  Mk.  20. —  für  die  Tonne.  Im  zweiten 
Vierteljahr  1905  wurde  dann  die  Subvention  beim  Roheisen- 
export auf  Mk.  4,86  für  die  Tonne  erhöht,  worin  jedoch  die 
auf  Kohle  gewährte  Unterstützung  bereits  enthalten  ist.  Für 
das  dritte  Quartal  1905  bestanden  demnach  folgende  Höchst- 
sätze: Mk.  1,50  pro  Tonne  Brennstoffe;  Mk.  4,86  pro  Tonne 
Roheisen,  Mk.  15,—  pro  Tonne  Halbzeug;  Mk.  20, —  pro 
Tonne  Formeisen  Seitens  des  Kohlensyndikats  und  des 
Stahlwerksverbandes  ist  die  Vergütung  in  gleicher  Höhe 
auch  für  das  letzte  Quartal  zugesagt  und  gegeben  worden 
Die  Ausfuhrvergürung  auf  Roheisen  für  diese  Zeit  wurde 
nur  unter  der  Bedingung  gewährt,  dass  die  Empfänger  dei 
Vergütung  das  Roheisen,  worunter  auch  Spiegeleisen  zu  ver- 
stehen war,  von  ausserhalb  des  Roheisensyndikats  stehenden 
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Hochofenwerken  ohne  dessen  besondere  Genehmigung   nicht 
beziehen  durften. 

Seit  Anfang  1906,  in  welchem  Jahre  die  Konjunktur 
wieder  eine  steigende  Richtung  eingeschlagen  hatte,  erfahren 
die  Ausfuhrunterstützungen  eine  immer  stärkere  Herabsetzung. 
Die  Verluste  bei  Exporten  nahmen  in  dieser  Zeit  naturgemäss 
ab,  wodurch,  der  Meinung  der  Abrechnungsstelle  zufolge,  die 
Ausfuhrunterstützungen  überflüssig  geworden  waren.  Für  das 
dritte  Quartal  des  Jahres  1906  hörte  sowohl  das  Kohlen- 
syndikat als  auch  das  Roheisensyndikat  mit  der  Gewährung 
von  Ausfuhrunterstützung  ganz  auf.  Zuerst  wurde  im  Anfange 
des  Jahres  die  Vergütung  auf  Halbzeug  von  15  auf  10  Mark 
herabgesetzt.  In  der  gleichen  Zeit  wurde  jedoch  „in  An- 
erkennung der  für  die  Verbandsbildung  herrschenden  schwie- 
rigen Verhältnisse  bei  direkter  Ausfuhr  ausnahmsweise 
nachstehende  Vergütungen  bewilligt: 

a)  Für  Stabeisen  und  Bandeisen  nach  folgenden  festen 
Sätzen  (also  ohne  Rücksicht  auf  die  Unterschiede 
zwischen  In-  und  Auslandspreisen): 

Mk.  0,70  pro  Tonne  Kohle 

Mk   7,00    „        „       weiches  Halbzeug. 

b)  Für  Abnehmer  von  Giesserei-Roheisen: 

Mk.  1,00  pro  Tonne  Kohle 

Mk.  4,08    „        „       Roheisenverbrauch. " 

Das  Schreiben  der  Abrechnungsstelle,  durch  das  sie  die 
Einstellung  der  Subventionsgewährung  seitens  des  Kohlen- 
syndikats und  der  Roheisenverbände  bekannt  gibt,  datiert 
vom  27.  April  1906  und  lautet  folgendermassen: 

„Wir  teilen  Ihnen  hierdurch  ergebenst  mit,  dass  der 
Stahlwerksverband,  Aktiengesellschaft,  Düsseldorf,  uns  er- 
mächtigt hat,  an  festgeschlossene  Verbände,  die 
den  Verkauf  sowohl  für  das  Inland,  als  auch  für  das  Ausland 
besorgen,  für  die  im  dritten  Vierteljahr  1906  direkt  zur 
Ausfuhr  gelangte  syndizierte  Ware  Ausfuhrvergütung 
in  der  Höhe  von: 
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Mk.  5,—  pro  Tonne  weiches  Halbzeug  bis  maximal 
0,6°,0  Kohlenstoff  oder  maximal  70  kg  Festigkeit  zu  be- 
willigen. 

Für  indirekte  Ausfuhr  kann  eine  Vergütung  nur 
in  Betracht  kommen,  wenn  auch  hierfür  festgeschlossene 
Verbände  für  den  Verkauf  nach  dem  In-  und  Auslande  be- 
stehen. 

Für  nicht  syndizierte  Ware  wird  eine  Aus- 
fuhrvergütung im  allgemeinen  nicht  gewährt,  jedoch  soll  in 
Anerkennung  der  für  die  Verbandsbildung  herrschenden 
schwierigen  Verhältnisse  bei  der  d  i  r  e  k  t  e  r  Ausfuhr 
ausnahmsweise  noch  für  Stabeisen  und  Bandeisen  die  Ver- 
gütung bewilligt  werden. 

Bezgl.  der  näheren  Bestimmungen  erweisen  wir  auf 
das  Ihnen  s.  Zt.  zugegangene  grüne  Heft. 

Das  Rheinisch  westfälische  Kohlensyndikat  hat  beschlossen, 
mit  Rücksicht  auf  die  günstigen  Marktverhältnisse,  vom 
1.  Juli  ds.  Js.  ab  bis  auf  weiteres  Ausfuhrvergütung  nicht 
mehr  zu  gewähren,  infolgedessen  auch  die  Roheisenverbände 
die  Weitergewährung  der  Ausfuhrvergütung  ablehnen." 

Infolge  der  beschlossenen  Aufhebung  der  Ausfuhr- 
vergütung auf  Kohle  und  Roheisen  für  das  dritte  Vierteljahr 
sind  von  Seiten  verschiedener  Gruppen  Proteste  und  Re- 
klamationen bei  den  betreffenden  Syndikatem  erhoben  worden, 
die  Veranlassung  gegeben  haben,  die  Frage  der  Weiter- 
gewährung der  Ausfuhrvergütungen  nochmals  in  Erwägung 
zu  ziehen.  Zuerst  hat  sich  das  Roheisensyndikat  entschlossen, 
die  Entziehung  der  Ausfuhrvergütung  wieder  rückgängig  zu 
machen;  es  knüpfte  aber  an  die  Weitergewährung  allerdings 
die  Bedingung,  dass  auch  das  Kohlensyndikat  seinen  Beschluss 
rückgängig  mache,  was  letzteres  schliesslich  auch  getan  hat. 
Das  diesbezgl.  Rundschreiben  der  Abrechnungsstelle  hat  fol- 
genden Wortlaut: 

„Im  Auschluss  an  unsrer  Rundschreiben  vom  27.  April 
ds.  Js.  können  wir  ihnen  heute  mitteilen,  dass  nachstehende 
Verbände:  Rheinischwestfälisches  Kohlensyndikat,  Essen, 
und  das  Roheisensyndikat,  Düsseldorf,  sich  bereit  erklärt 
haben,  auch  für  das  dritte  Viertel  ds.  Jahres  Ausfuhrvergütung 


48 


in  der  für  das  zweite  Viertel  d.  Js.  beschlossenen  Höhe  und 
unter  den  für  diesen  Zeitraum  festgesetzten  Bedingungen 
(s.  Rundschreiben  vom  5.  Januar  1906)  zu  gewähren,  jedoch 
mit  der  Einschränkung,  dass  die  Kühlenvergütung  nur  für 
diejenigen  Ausfuhrleferungen  bezahlt  wird,  welche  auf  Ver- 
käufe zur  Ausführung  gelangen,  die  bis  zum  21.  April  ds.  Js. 
abgeschlossen  wurden.  Wir  weisen  ausdrücklich  darauf  hin, 
dass  die  in  dem  Rundschreiben  vom  5.  Januar  1906  er- 
wähnten Roheisensätze  von  Mk.  4,86  bezw.  4,08  Mk.  sich 
ausschliesslich  der  auf  der  Herstellung  von  Roheisen  ent- 
fallenden Kohlenvergütungen  verstehen.  Diese  Sätze  er- 
mässigten  sich  daher  für  Ausfuhrlieferungen  auf  Verkäufe,  die 
nach  dem  21.  April  getätigt  sind,  auf  den  nackten  Roheisen- 
satz von  Mk.  2,50  pro  Tonne  Roheisenverbrauch." 

Doch  schon  in  dem  nächstem  Vierteljahre  wurden 
diese  Reste  von  Ausfuhrvergütungen  unwiderruflich  auf- 
gehoben, sodass  von  ihnen  überhaupt  nichts  mehr  übrig 
blieb,  als  eine  Vergütung  des  Stahlwerksverbandes  von 
Mk.  5  —  für  die  Tonne  Halbzeug  und  Mk.  12,50  für  die 
gleiche  Menge  Tiäger.  Für  das  erste  Halbjahr  1907  wurde 
der  Satz  für  Halbzeug  auf  Mk.  2,50  ermässigt,  und  auch  mit 
diesem  Brocken  würde  der  Stahlwerksverband  sicherlich 
aufgeräumt  haben,  hätte  er  sich  damals  nicht  kurz  vor  der 
Verlängerung  des  Kartellvertrages  befunden,  bei  welcher  die 
Frage  der  Ausfuhrvergütungen  eine  nicht  geringe  Schwierigkeit 
bot.  Schliesslich  hat  er  seit  1.  Juli  1907  auch  diesen  letzten 
Rest  aufgehoben.  Bei  dem  letzten  Aufhehungsbeschlusse 
sollen  angeblich  die  Vertragverhandlungen  mit  Amerika  er- 
schwerend ins  Gewicht  gefallen  sein.  Von  den  durch  diesen 
Beschluss  betroffenen  Werken  wurde  die  Entziehung  der  Ver- 
gütung als  grosse  Ungerechtigkeit  empfunden  und  stark 
bekämpft.  Man  behauptete,  dass  die  Ausfuhrvergütung  keinen 
Vorteil  gegenüber  den  ausländischen  Industrieellen  bedeutet 
habe,  sondern  nur  eine  annährende  Gleichstellung,  da  den 
deutschen  Industrielle  nur  diejenigen  Mehraufwendungen 
zurückerstattet  worden  seien,  die  sie  für  das  verteuerte 
Rohmaterial  gemacht  hätten.  Der  Hinweis,  dass  die  Ausfuhr- 
vergütung den  Vertragsverhandlungen  mit  Amerika   im  Wege 
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gestanden  habe,  sei  hinfällig,  da  nach  Beseitigung  der  Aus- 
fuhrvergütung Amerika  mit  seiner  Exportschleuderei  von 
Kohle,  Eisen  und  Halbzeug  trotzdem  fortgefahren  sei.  Der 
wahre  Grund  für  die  Aufhebung  der  Ausfuhrunterstützung  sei 
darin  zu  suchen,  dass  die  gemischten  Werke  ihr  Halbzeug 
selbst  verarbeiten  wollten  und  keine  Halbzeugabnehmer  mehr 
wünschten.  Mit  Rücksicht  auf  einen  Zollschutz,  welcher  der 
gesamten  Eisenindustrie  zugute  kommen  müsse,  sei  die  Auf- 
hebung der  Eisenzölle  unbedingt  erforderlich.  In  diesem 
Falle  sei  allerdings  eine  bedeutendere  Schleuderkonkurrenz 
der  Ver.  Staaten,  Frankreichs  und  Englands  zu  befürchten. 
Um  dieser  Schleuderkonkurrenz  vorzubeugen,  sei  die  inter- 
nationale Regelung  der  Eisenzölle,  ähnlich  wie  sie  für  Zucker 
durch  die  Brüsseler  Konvention  vorgenommen  wurde,  das 
beste  Mittel.1) 

Trotz  solcher  Vorstellungen  blieb  der  Stahlwerksverband 
bei  seinem  Entschlüsse  fest.  Erst  im  Anfange  des  Jahres 
1908,  als  der  wirtschaftliche  Niedergang  bereits  weite  Kreise 
ergriffen  hatte,  sah  er  sich  wieder  genötigt,  seine  Abnehmer 
durch  Ausfuhrsubventionen  zu  unterstützen.  Er  wollte  anfangs 
dabei  nicht  den  bisherigen  Weg  der  Gewährung  von  Ausfuhr- 
vergütungen befolgen,  sondern  auf  das  zu  Exportzwecken 
verarbeitete,  von  ihm  bezogene  Material  Preisnachlässe  ge- 
währen. Doch  blieb  er  schliesslich  bei  dem  alten  System. 
Er  vergütete  anfangs  auf  Formeisen  Mk.  15,—  für  die  Tonne, 
erhöhte  mit  Geltung  vom  1.  August  1908  ab  diesen  Satz 
noch  um  5  Mk.,  also  auf  Mk.  20,  -  für  die  Tonne.  Diese 
Massnahme  verfehlte  nicht  ihren  Z^eck,  denn,  wie  die  Ausfuhr- 
berichte melden,  hat  seit  dieser  Zeit  das  Auslandsgeschäft 
eine  merkliche  Besserung  erfahren. 

Auch    das    Kohlensyndikat    und    das    Roheisensyndikat 
kehrten  im    Jahre    1908   zur   Gewährung   von   Ausfuhrunter 
Stützungen  zurück.     Natürlich  taten  sie  dies  nicht  gern,    son- 
dern nur  auf  Drängen  der  Abnehmer  und  unter  dem  Drucke 
des  starken  Konjunkturrückganges.     Sie    zahlten   gemeinsam 


l)  Nach  der  Kölnischen  Zeitung  v.  24.  August  1907. 
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für  das  erste  Halbjahr  Mk.  4,86  für  die  Tonne  exportierten 
Roheisens.  Wie  sich  dieser  Satz  in  der  Folge  gestaltet  hat, 
namentlich  nach  Auflösung  des  Roheisensyndikats  im  Monat 
September,  ist  z.  Zt.  nicht  bekannt. 

Von  anderen  Verbänden  aus  der  Eisenindustrie  hat  der 
Walzdrahtverband  an  seine  Abnehmer  Ausfuhrvergütungen 
gewährt.  Im  Jahre  1906  und  im  ersten  Halbjahr  1907 
stellten  sie  sich  auf  Mk.  7,50  für  die  Tonne  nach  Ver- 
arbeitung exportierten  Walzdrahtes.  Für  das  zweite  Halb 
jähr  1907  hob  er  diese  Ausfuhrvergütung  auf,  hat  dagegen 
dafür  den  grundlegenden  Preis  für  die  nachgewiesene  direkte 
Ausfuhr  von  verwendetem  Walzdraht  in  gewöhnlicher  Fluss- 
qualität auf  Mk.  140  für  die  Tonne  festgesetzt.  Da  der 
Syndikatspreis  für  inländischen  Absatz  Mk.  150  betrug,  so 
hatte  obige  Massregel  die  Wirkung  einer  Ausfuhrvergütung 
von  Mk.  10.  Es  mag  hierbei  bemerkt  werden,  dass  sowohl 
die  Vergütung  von  7,50  Mk.  als  auch  der  Preisnachlass  an 
nichtsyndizierte  Werke  gewährt  wurde.  Die  Abnehmer  des 
Walzdrahtverbandes  sind  nämlich  Drahtziehereien,  die  in  ein 
Kartell  nicht  geschlossen  sind.  Ausser  dem  Preisnachlass 
traf  der  Walzdrahtverband  gleichzeitig  die  Bestimmung,  dass 
die  Preisspanung  zwischen  Walzdraht  und  Drahtstift  nicht 
unter  Mk.  15.—  herabgehen  soll,  mit  anderen  Worten:  da  der 
Walzdrahtpreis  im  Inlande  Mk.  150.—  betrug,  —  der  Draht- 
stiftpreis  nicht  unter  165  Mk.  ab  Werk  herabgehen  sollte. 
In  der  Hauptversammlung  des  Walzdrahtverbandes  vom  6.  und 
7.  September  1907  reichten  darauf  die  reinen  Drahtziehereien 
einen  Antrag  ein,  „ihnen  den  Export  durch  Erhöhung  der 
Ausfuhrvergütung  auf  Mk.  20.—  für  die  Tonne  nachweislich 
zur  Ausfuhr  verarbeiteten  Walzdrahtes  zu  erleichtern  und 
weiter  den  dem  Walzdrahtverband  angehörigen  gemischten 
Werken  aufzugeben,  Drahtstifte  im  Inlande,  nicht  unter  einem 
Aufpreis  von  Mk.  16,50  zu  verkaufen.  x)  Dieser  Antrag  wurde 
jedoeh  nicht  berücksichtigt. 

Auch  die    übrigen  Kartelle    der  Eisenindustrie    machten 
mehrfache  Versuche,  ihre  Abnehmer  durch  Ausfuhrsubventionen 


*)  Kartell-Rundschau  1907,  Heft  11  im  November  S  780. 
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auf  dem  Auslandsmarkte  zu  kräftigen.  So  haben  die  Blech- 
walzwerke Ende  1907  Anregungen  gegeben  (Bestrebungen 
in  Gang  gebracht),  die  darauf  hinziehlten,  den  Werken  der 
Schwarzblech-Vereinigung  das  Ausfuhrgeschäft,  das  dar- 
niederlag, wieder  zu  ermöglichen.  Durch  gemeinsames  Vor- 
gehen hoffte  man,  die  Rohstoffverbände  zur  Wiedereinführung 
der  Ausfuhrvergütungen  geneigt  zu  machen.  In  der  Tat  ist 
denn  auch  der  Erfolg  diesen  Bestrebungen  nicht  ganz  aus- 
geblieben, da  die  Werke  der  Schwarzblech-Vereinigung  Aus- 
fuhrvergütungsgenossen, zu  denen  neben  anderen  auch  die 
Blechwalzwerke  beigesteuert  hatten. 

Zum  Schlüsse  unserer  Betrachtungen  über  die  Ausfuhrver- 
gütungen in  der  Eisenindustrie  seien  noch  die  Kartelle  aufge- 
zählt, welche  der  Stahlwerksverband  als  „festgeschlossene  Ver- 
bände" ansieht,  also  solche,  die  bei  Gewährung  von  Ausfuhrver- 
gütungen grundsetzlich  berücksichtigt  werden.  Es  gehören  dazu: 
der  Walzdrahtverband,  der  Drahtstiftveiband,  das  Gas-  und 
Siederröhren-Syndikat  und  die  Schwarzblechvereinigung.  Später 
sind  noch  hinzugekommen:  die  Verkaufsstelle  des  Verbandes 
„Deutscher  Gas  und  Siederohrwerke,"  das  Schiffsbaustahl- 
Contor  in  Essen  und  der  Verband  deutscher  Lastwagenwerke 
in  Hagen.  Werke,  welche  diesen  genannten  Verbänden  nicht 
angehören,  werden,  auch  wenn  sie  alle  sonstigen  Bedingungen 
erfüllt  haben,  Ausfuhrvergütungen  grundsätzlich  nicht  gegeben. 

Wie  man  aus  den  bisherigen  Ausführungen  ersehen 
kann,  haben  die  Ausfuhrsubventionen  in  der  Montan-  und 
Eisenindustrie  eine  ziemlich  starke  Verbreitung  gefunden. 
Auf  anderen  Industriegebieten  ist  dies  in  weit  geringerem 
Masse  der  Fall  gewesen.  Es  fehlten  hier  die  nötigen  Voraus- 
setzungen dazu;  denn  entweder  geniessen  diese  Industrie- 
zweige keinen  Schutzzoll  oder  sie  sind  nicht  straff  genug 
in  Verbände  geschlossen.  Geeignet  im  hohen  Masse  zur 
Gewährung  von  Ausfuhrvergütungen  wäre  die  Spiritusindustrie, 
welche  in  der  Zentrale  für  Spiritusverwertung  eine  der  besten 
und  kräftigsten  Monopolorganisationen  besitzt.  Doch  seine 
Macht  nützte  dieses  Kartell  in  ganz  entgegengesetzter  Richtung 
aus:  nicht  zur  Förderung  seiner  Abnehmer  sondern  zur  ihrer 
schändlichsten  Ausbeutung. 
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Die  Zentrale  für  Spiritusverwertung  weist  in  ihrer  Denk- 
schrift zu  den  kontradiktorischen  Verhandlungen  auf  die 
Frage  der  Ausfuhrvergütungen  hin,  indem  sie  Folgendes 
bemerkt:  „Nur  soweit  eine  Ausfuhr  von Alkohol- 
präparaten in  Betracht  kommt,  kann  die  Preisstellung  des 
Syndikats  eine  grössere  Bedeutung  gewinnen,  falls  nähmlich 
die  ausländische  Konkurrenz  mit  billigerem  Spiritus  arbeitet. 
Aus  Rücksichten  dieser  Art  hat  die  Zentrale  einer  Reihe 
von  inländischen  chemischen  Fabriken  wesentliche  Preiss- 
ermässigungen für  Branntweinbezüge  zur  Ausfuhrfabrikation 
in  solchen  Jahren  gewährt,  in  welchen  eine  Entlastung  des 
inländischen  Branntweinmarktes  durch  Ausfuhr  angezeigt 
erschien.  In  den  Jahren  1903/04  und  1904  05  fehlte 
diese  Voraussetzung  ganz."  Aus  diesem,  das  eigen- 
süchtige Gebahren  der  Zentrale  stark  charakterisieren 
dem  Expose-  erhellt  es,  dass  es  dem  Ring  nicht  daran  gelegen 
war,  weiterverarbeitenden  Industrieen  auf  dem  Weltmarkte 
konkurrenzfähig  zu  erhalten,  sondern  lediglich  um  den  eigenen 
Vorteil.  Nur  wenn  es  den  Inlandsmarkt  zu  entlasten  galt, 
wenn  das  Ausland  selbst  zu  Schleuderpreisen  die  angebotenen 
Mengen  nicht  aufnehmen  konnte,  dann  erst  wollte  die  Zen- 
trale grossmütig  den  Weiterverarbeitern  von  Spiritus  zu  Ex- 
portzwecken Preisnachlässe  gewährt  haben!  Die  kontra- 
diktorischen Verhandlungen  baben  aber  gezeigt  dass  auch 
diese  schon  an  und  für  sich  wenig  ruhmvolle  Erklärung  der 
Zentrale  den  Tatsachen  nicht  entsprach.1)  Es  waren  nur 
ganz  vereinzelte  Fälle  während  des  Bestehens  der  Zentrale 
vorgekommen,  in  denen  sie  tatsächlich  unbedeutende  Preis- 
nachlässe auf  Exportsprit  gewährt  hat.  Dagegen  ungemein 
zahlreich  sind  die  Fälle,  wo  sie  ihre  Kunden  nicht  nur 
stark  ausbeutete,  sondern  mit  den  widrigsten  Mitteln  sogar 
schikanierte. 

Zu  dem  Mittel  der  Exportprämien  hat  früher  auch  die 
deutsche  Zuckerindustrie  oft  gegriffen.  Seit  dem  Zustande- 
kommen  der   Brüsseler    Zuckerkonvention   im   Jahre    1903, 


l)  Kontradiktorische  Verhandlungen,  Bd.  IV. 
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heitern  den  Vorschlag,  dass  alle  Löhne,  welche  für  die 
Herstellung  des  zu  exportierenden  Weissblechs  gezahlt  wurden, 
25%  niedriger  sein  sollten,  als  es  die  vereinbarte  Lohnskala 
bestimme.  Geschähe  dies,  so  wolle  man  den  heimischen 
Abnehmern  eine  Preisermässigung  für  solches  Weissblech 
gewähren,  dass  in  rohen  oder  verarbeitetem  Zustand  zur 
Ausfuhr  gelange.  Die  Arbeiterschaft  wies  diesen  Vorschlag 
glatt  ab.  Der  Trust  aber  brachte  ihn  in  schmackhafter  Form 
wieder  auf  den  Tisch  und  zwang  die  Arbeiter  mehr  oder 
weniger,  die  bittere  Pille  zu  schlucken,  nachdem  er  ihnen 
mit  Betriebseinschränkungen  gedroht  hatte.  Zwischen  der 
American  Steel  and  Tin  Plate  Company  und  der  Amalgamated 
Assocciation  wurde  nun  Folgendes  im  Oktober  1906  ver- 
einbart: Von  allen  Löhnen,  die  den  Mitgliedern  des  Gewerk- 
vereines von  Trust  oder  anderen  Unternehmern  gezahlt  werden, 
werden  3%  gekürzt  und  in  einem  „trust  fund"  angesammelt. 
Will  der  Trust  exportierenden  Käufern  von  Weissblech  Preis- 
ermässigungen gewähren,  so  ist  er  berechtigt,  sich  aus  dem 
genannten  Fonds  25%  der  Lohnausgaben,  welche  auf  die 
Produktion  dieser  Menge  Weissblechs  fallen,  zurückvergüten 
zu  lassen.  Dieser  den  Arbeitern  so  geschickt  entlockte  Export- 
subventionsfonds betrug  im  Mai  1904  Dollars  70  000;  das 
bedeutet,  dass  der  Trust  500  000  Kisten  Weisblech  verkaufen 
konnte,  für  die  er  27%  weniger  an  Arbeitslohn  als  sonst  zu 
zahlen  haben  würde.  Diese  Vereinbarung,  die  nur  von  vor- 
übergehender Dauer  sein  sollte,  ist  bis  jetzt  bestehen  ge- 
blieben; man  ermässigte  nur  eine  Zeitlang  den  Lohnabzug 
auf  l°/o,  seit  dem  Sommer  1905  ist  er  aber  wiederum  auf  3%, 
heraufgesetzt  worden.  Durch  das  Mitwirken  der  Arbeiterschaft 
hat  also  der  Trust  ein  Mittel  in  der  Hand,  die  Inlandspreise 
hoch  zu  halten  und  im  Auslande  sogar  zu  verlustbringenden 
Preisen  zu  verkaufen  und  infolgedessen  bei  Absatzstockungen 
im  Inland  die  Produktion  nicht  einschränken  zu  müssen. 
Das  Verhalten  der  Arbeiterschaft  in  diesen  Trusts  beweist, 
auch  wenn  ihnen  die  ganze  Prämiengeschichte  anfangs  auf- 
gedrungen wurde,  grosses  Verständnis  und  Einsicht.  Durch 
eine  kleine  Lohnreduktion  hat  sie  sich  den  Vorteil  ständiger 
Arbeitsgelegenheit  gesichert     Trotzdem  wäre  es  nicht  richtig, 
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aus  diesem  einen  Falle  auf  seine  Anwendbarkeit  auf  anderen 
Gebieten  zu  schliessen.  Es  wäre  denn  doch  etwas  zu  ge- 
fährlich für  alle  wirtschaftlichen  Organismen,  die  durch 
Schleuderexporte  erlittenen  Verluste  sich  von  den  Arbeitern 
entschädigen  zu  lassen. 

Was  Russland  und  Polen  anbetrifft,  so  haben  wir  bereits 
bei  der  Besprechung  der  Ausfuhrpolitik  der  Kartelle  die  Or- 
ganisation der  Lodzer  Baumwollespinner  näher  beleuchtet. 
In  diesem  bekannten  Falle  handelte  es  sich  lediglich  um 
Ausfuhrprämien,  also  Unterstützungen,  die  von  dem  Kartell 
an  seine  Mitglieder  für  verlustbringenden  Export  gegeben 
werden.  Uebrigens  sind  in  diesen  Ländern  diejenigen  In- 
dustrieen,  welche  bis  jetzt  sich  zu  Kartellen  zusammen- 
geschlossen haben,  durch  die  Produktion  für  den  Inlandskonsum 
im  allgemeinen  so  stark  in  Anspruch  genommen,  dass  von 
einem  grosszügigen  Export  bei  ihnen  überhaupt  nicht  die 
Rede  sein  kann. 

In  Frankreich  dagegen  liegen  die  Verhältnisse  ungefähr  so, 
dass  diejenigen  Industriezweige,  welche  am  meisten  expor- 
tieren, am  wenigsten  kartelliert  sind.  Es  sind  das  vor  allem 
leichte  Veredelungsindustrieen,  welche  meistens  aus  sehr 
vielen  Gründen  überhaupt  nicht  kartellierungsfähig  sind.  Von 
privaten  Ausfuhrunterstützungen  in  Frankreich  ist  demnach 
nichts  zu  berichten. 

Auch  in  Oesterreich-Ungarn  haben  die  dort  bestehenden, 
oft  sehr  starken  und  straff  organisierten  Kartelle,  soviel 
bekannt,  nur  selten  zu  Ausfuhrunterstützungen  gegriffen. 
Wohl  hat  das  österreichische  Eisenkartell  in  mehreren  Fällen 
seinen  Abnehmern,  welche  Eisen  zwecks  Verarbeitung  zu 
Exportzwecken  bezogen,  solches  billiger  geliefert,  als  es  sonst 
der  Fall  war;  auch  die  Exportorganisation  der  Oesterreich- 
ungarischen  Petroleumraffinerieen  hielt  die  Ausfuhr  der  Ueber- 
produktion  auf  Raffinate  eine  Zeit  lang  auf  Grund  von  Vor- 
zugspreisen für  Rohöl  aufrecht,  welche  ihr  die  „Petrolea" 
gewährte1).     Doch    diese   Massnahmen   sind    weder  ständig 

l)  Kartell-Rundschau  1905  S.  96. 
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durch  welche  die  Gewährung  von  Exportbonifikationen  ver- 
boten wurde,  kommen  jetzt  solche  in  diesem  Industriezweige 
kaum  noch  vor. 

Die  Textilindustrie,  die  bereits  mehrere  Versuche  zum 
Verteilen  und  Geniessen  von  Exportbonifikationen  gemacht 
hat,  ist  bis  jetzt  aber  das  Versuchstadium  nicht  hinaus- 
gekommen. 

Ausser  Deutschland  kämen  in  die  Frage  der  privaten 
Ausfuhrunterstützungen  hauptsächlich  noch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  in  Betracht.  Sie  sind  das  Land  der 
klassischen  Monopolorganisationen.  Trotzdem  spielen  aber  die 
Ausfuhrunterstützungen  in  Amerika  eine  sehr  geringe  Rolle. 
Und  wenn  sie  auch  in  dem  einen  oder  anderen  Pool  (Pool 
entspricht  am  meisten  dem  deutschen  Kartell)  vielleicht  in 
Anwendung  kommen,  so  ist  ihre  Höhe  und  Handhabung  un- 
nachweisbar; die  Pools  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
setzlich verboten  und  werden  auf  schärfste  verfolgt.  Trotzdem 
bestehen  sie  im  geheimen;  es  ist  aber  erklärlich,  dass  ihre 
innere  Geschäftspraxis  noch  strenger  diskret  gehalten  wird 
als  ihr  Bestehen  selbst. 

Deshalb  wird  man  wohl  für  immer  verzichten  müssen, 
über  Ausfuhrunterstützungen  der  Pools  etwas  Sicheres  zu 
erfahren 

Die  grossen  amerikanischen  Monopolgebilde,  die  Trusts 
gewähren  keine  Ausfuhrprämiem.  Sie  haben  diese  Massnahmen 
nicht  nötig.  Dies  ergiebt  sich  ohne  weiteres  aus  ihrer 
Organisation,  denn  der  Trust  ist  eine  einheitliche  Mono- 
polorganisation, gewissermassen  eine  Gesellschaft  von  Ge- 
sellschaften, ein  einziges  Unternehmen,  welches  auf  seinen 
Nutzen  hin  arbeitet.  Wem  sollten  hier  Ausfurprämien  ge- 
geben werden?  Während  beim  Kartell  mehrere  selbststän- 
dige Unternehmer  als  Träger  der  Produktion  auftreten,  ist  es 
bei  der  Trustorganisation  nur  ein  einziger,  nähmlich  der  Trust 
selbst 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  könnte  dem- 
nach nur  von  Ausfuhrvergütungen  die  Rede  sein.  Solche  sind 
auch  von  Zeit  zu  Zeit  von  verschiedenen  Trusts  den  Weiter- 
verarbeitern  ihrer  Produkte  gewährt  worden.    Sie  bestanden 
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aber  niemals  in  Geldvergütungen  sondern  durchweg  in  Preis- 
nachlässen. Auch  unterlag  ihre  Höhe  nicht  dem  alleinigen 
Ermessen  des  die  Vergütung  gebenden  Trusts,  sondern  hing 
sehr  oft  von  der  wirtschaftlichen  Kraft  und  Stärke  des  die 
Vergütung  Nehmenden  ab.  Nicht  selten  sind  Fälle  vorge- 
kommen, wo  der  Käufer  so  hohe  Preisnachlässe  dem  Trust 
abgezwungen  hat,  dass  dieser  dabei  Verluste  erleiden  musste. 
In  Deutschland  sind  solche  Vorkomnisse  fast  ausgeschlossen . 
Wir  haben  bereits  an  einer  anderen  Stelle  Beispiele  ange- 
führt, in  welchen  die  Trusts  ihre  Produkte,  die  zur  Ver- 
arbeitung zu  Exportzwecken  bezogen  wurden,  ganz  erhebliche 
Preisnachlässe  gewährt  haben.  Schliesslich  mag  zum  selte- 
neren Vorkommen  der  Ausfuhrvergütungen  in  Amerika  auch 
der  Umstand  beitragen,  dass  infolge  der  technischen  Vervoll- 
kommnung des  Produktionsprozesses  heute  die  Produktions- 
kosten Amerikas  wie  Levy  beweist.  *)  für  die  überwiegende 
Menge  des  Roheisens,  Stahls,  Halbzeugs,  ja  selbst  einzelner 
leichterer  Fabrikate  weit  unter  den  Preisen  stehen,  zu  denen 
sie  im  Durchschnitt  auf  den  Weltmärkten  angeboten  werden. 
Auch  muss  man  berücksichtigen,  dass  die  Industrie  der  Verein. 
Staaten  nicht  in  dem  Masse  auf  den  Export  angewiesen  ist 
wie  die  deutsche.  Die  Wirtschaftsorganisation  ist  in  Amerika 
eine  andere,  und  wo  andere  Voraussetzungen  bestehen,  da 
treten  auch  andere  Folgeerscheinungen  ein. 

Einen  ganz  eigenartigen  Fall  von  Ausfuhrunterstützungen 
in  der  amerikanischen  Weissblechindustrie  schildert  Levy  in 
seinem  bereits  erwähntem  Buche1).  Es  mag  vorausgeschickt 
werden,  dass  er  in  einer  Zeit  vorgekommen  ist,  in  der  die 
Weltmarktpreise  für  Weissblecherzeugnisse  um  ca  40°/0  tiefer 
standen  als  die  inländischen,  und  dass  die  Weissblechindustrie 
einen  ziemlich  grossen  Teil  ihrer  Produktion  exportieren  muss, 
wenn  sie  nicht  zum  Mittel  der  Produktionseinschränkung 
greifen  will.  Um  eine  Einschränkung  zu  vermeiden,  hat  man 
die  in  diesem  Zweige  beschäftigten  Arbeiter  zur  Zahlung 
von  Vergünstigungen  für  den  Weissblechexport  herangezogen. 
Dies  geschah   folgendermassen:    Der   Trust   machte   den  Ar- 


*)  Die  Stahlindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
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Grunzel')  meint,  die  Ausfuhrsubventionen  seien  bestimmt, 
die  Differenz  zwischen  den  In-  und  Auslandspreisen,  die  für 
die  Exporteure  von  sehr  schädlicher  Wirkung  wäre,  auszu- 
gleichen. Diesen  Ausgleich  durch  Gewährung  von  Ausfuhr- 
unterstützungen herbeizuführen,  müssten  die  Kartelle  als  eine 
ihrer  höchsten  Pflichten  betrachten;  deshalb  wäre  es  zu  wün- 
schen, dass  die  Kartelle  den  Ausfuhrunterstützungen  ein  noch 
grösseres  Augenmerk  zuwendeten.  Martin  2),  der  den  Aus- 
fuhrunterstützungen die  segenreichste  Wirkung  auf  die  Hebung 
der  deutschen  Ausfuhr  verspricht,  hält  das  heutige  „an  sich 
sehr  verdienstvolle"  System  der  Ausfuhrvergütungen  als  viel 
zu  unzulänglich  und  meint,  es  wäre  im  höchsten  Grade 
wünschenswert,  „wenn  es  gelänge,  die  Ausfuhrvergütung  in 
grösserem  Masse  der  Kleineisenindustrie  und  dem  Maschinen- 
bau zugänglich  zu  machen,  um  diese  Perlen  unserer  Ausfuhr 
noch  glänzender  zu  gestalten".  Kundt3),  der  eine  gross- 
zügige Orgauisation  des  Exportes  als  eines  der  wichtigsten 
Postulate  der  deutschen  Industrie  aufstellt,  hält  die  jetzigen 
Unterstützungen  des  Exportes  seitens  der  Kartelle  für  völlig 
unzureichend.  Die  grossen  Syndikate  sollten  als  Pioniere 
die  grosse  Organisation  der  schwächeren  Industrie  energisch 
fördern,  anstatt  ihnen  auf  den  inländischen  Märkten  immer 
höhere  Preise  abzuzwingen.  Liefmann  erachtet  in  allen  seinen 
Schriften  die  Ausfuhrsubventionen  als  durchaus  notwendig 
und  als  das  wichtigste  Mittel,  den  weiterverarbeitenden  Industrie- 
zweigen trotz  der  hohen  Inlandspreise  die  Ausfuhr  zu  er- 
möglichen. Er  erhofft  für  die  Zukunft  eine  weit  stärkere 
Ausdehnung  des  Subventionssystems.  Diepenhorst  erhebt 
sich  in  seiner  bereits  zitierten  Schrift  in  Lobpreisungen  über 
die  Ausfuhrunterstützungen;  besonders  hoch  pflegt  er  ihre 
Nützlichkeit  für  die  reinen  Walzwerke  anzuschlagen.  „Sie 
gestatten    eine    Belebung    des    Exports   bei  abgeschwächtem 


')  Grunzel:  lieber  Kartelle;  Leipzig  1802. 

*)  Martin:  Die  Eisenindustrie  in  ihrem  Kampfe  um  den  Absatz- 
markt, Leipzig  1904. 

s)  Walther  Kundt  Die  Zukunft  unseres  Ueberseehandels, 
Berlin  1904. 
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Inlandsmarkt  und  führen  einen  Ausgleich  in  den  Preisen  her- 
bei, der  in  der  Spannung  zwischen  Halbzeug-  und  Fertig- 
warenpreisen unter  den  zeitigen  Verhältnissen  nicht  gefunden 
werden  kann."1) 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Ansichten  steht  das  Urteil  Bren- 
tanos, der  auch  auf  die  Ausfuhrunterstützungen  seine  frei- 
händlerischen Theorien  konsequent  anwendet.  So  schreibt 
er  darüber  in  der  „Patria":  „In  dem  Masse,  in  dem  die  Renta- 
bilität der  in  den  kartellierten  Betrieben  angelegten  Kapitalien, 
und  der  Lohn,  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  durch  die  (mit 
Ausfuhrprämien  arbeitenden)  Ausfuhrpolitik  erhöht  wird,  wird 
die  Ergebigkeit  der  übrigen  nationalen  Kapitalien  und  der 
übrigen  heimischen  Arbeiter  gemindert.  —  Das  Ausländ  er- 
hält, wo  eine  Einfuhr  mit  Hilfe  von  Ausfuhrprämien  und 
billigeren  Ausfuhrtarifen  stattfindet,  mehr  an  fremden  Waren, 
Arbeitsleistungen  und  Kapitalnutzungen,  als  es  selbst  dafür 
gibt,  umgekehrt,  das  Land,  aus  dem  die  Ausfuhr  stattfindet; 
es  gibt  mehr  hin,  als  es  vom  Auslande  empfängt.  Ausfuhr- 
prämien bewirken  für  das  ausführende  Land  somit  eine  Min- 
derung der  Ergiebigkeit  der  nationalen  Produktivkräfte,  eine 
Minderung  des  Entgelts  der  nationalen  Arbeit,  des  Gewinnes 
des  nationalen  Kapitals,  eine  verringerte  Zunahme  des  natio- 
nalen Reichtums  Sie  bedeuten  eine  systematische  Schleuderei 
auf  Kosten  der  nationalen  Arbeit  und  des  nationalen  Kapitals. 
Sie  bedeuten  einen  Verlust  für  die  nationale  Volkswirtschaft 
unter  wechselndem  Reichtum  weniger  auf  Kosten  des  Wohl- 
standes sehr  Vieler".1)  Brentanos  Standpunkt  ist  also  der 
des  ausgesprochenen  Freihändlers.  Vogelstein2)  verurteilt 
ebenfalls  die  Ausfuhrunterstützungen  samt  und  sonders.  Seiner 
Ansicht  nach  bedeutet  die  Ausfuhrsubvention  einen  Gewinn 
nur  für  den  Teil  der  Industrie,  „der  schon  von  Natur  und 
durch  seine  Organisation  der  wirtschaftlich  Stärkere  ist, 
während  die  übrigen  die  wirtschaftlich  schwächeren ...  als 
Nebenindustrielle  in  Wahrheit  dadurch  noch  mehr  geschwächt 
und  in  ihrer  Exportfähigkeit  gemindert  werden". 


l)  Patria  1804.  S.  86. 
»)  W.  0.  S.  99. 
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noch  irgendwie  bestimmt  geregelt.  Es  liegt  eben  am  be- 
treffenden Käufer:  kann  er  etwas  abhandeln  für  die  Produkte, 
die  er  exportieren  will,  dann  ist  es  sein  Vorteil. 

Von  allen  Ländern  hat  demnach  Deutschland  allein  eine 
gewisse  Exportunterstützungs  Organisation.  Es  ist  dies  durch 
zwei  Tatsachen  begründet:  Deutschland  ist  von  allen  er- 
wähnten Ländern  am  meisten  auf  Industrie-Export  angewiesen 
und  besitzt  die  stärkste  und  beste  Kartellorganisation 


Kritische  Betrachtungen 

über  die 

Ausfuhrunterstützungen  der  Kartelle. 


Die  Ansichten  über  die  Zweckmässigkeit  der  Ausfuhr- 
unterstützungen gehen  weit  auseinander.  Der  Standpunkt, 
den  die  meisten  Schriftsteller  in  dieser  Frage  einnehmen, 
hängt  gewöhnlich  von  ihrer  allgemeinen  handelspolitischen 
Anschauung  ab:  halten  sie  es  für  notwendig,  das  Deutschland 
exportieren  muss  und  zwar  zu  billigeren  Preisen  als  im  In- 
lande  gezahlt  werden,  dann  sehen  sie  auch  die  Ausfuhrunter- 
stützungen als  berechtigt  an,  als  Massnahmen,  durch  die  der 
Export  von  möglichst  viel  Waren  erreicht  wird;  sind  sie  aber 
inbezug  auf  die  Exporttätigkeit  der  entgegengesetzten  Ansicht, 
dann  wollen  sie  auch  weder  die  Notwendigkeit,  noch  Nützlich- 
lichkeit  der  Ausfuhrunterstützungen  anerkennen.  Der  Gegen- 
satz zwischen  Freihändlern  und  Schutzzöllnern  spielt  dabei 
ebenfalls  eine  grosse  Rolle  mit,  wobei  erstere  sich  gewöhnlich 
noch  in  zwei  Lager  teilen:  in  solche,  die  auf  jeden  Fall  die 
Freihandelstheorie  angewendet  wissen  wollen  und  über  alle 
Zollpolitik  von  vornherein  den  Stab  brechen,  und  sodann  in 
solche,  welche  grundsätzlich  dem  Freihandel  huldigen,  bei 
der  Beurteilung  der  Frage  der  Ausfuhrunterstützungen  aber 
mit  dem  zur  Zeit  herrschenden  Schutzzollsystem  rechnen  und 
ihr  Urteil  auf  dem  nun  einmal  gegebenen  Zustand   aufbauen. 
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Eine  ähnliche  Stellung  den  Ausfuhrunterstützungen  gegen- 
über nehmen  die  Vertreter  der  sozialdemokratischen  Handels- 
politik ein;  Calwer  verhält  sich  der  Schaffung  der  Abrechnungs- 
stelle gegenüber  wenig  freundlich,  er  unterzieht  sie  einer 
scharfen  Kritik,  indem  er  gleichzeitig  gegen  die  billigen 
Auslandsverkäufe  heftig  ankämpft.  rHier  gemeint  ist  die 
Schaffung  der  Abrechnungsstelle)  wird  ganz  offen  das  Prinzip 
proklamiert,  dass  der  Absatz  auf  dem  Weltmarkt  nur  auf 
Kosten  des  Inlandsmarktes  zu  erhalten  sei  —  ein  Prinzip, 
dessen  schädliche  Wirkungen  zur  Zeit  nur  insoweit  aus- 
geglichen werden,  als  auch  der  ausländische  Wettbewerb 
eine  gleichartige  Exportpolitik  verfolgt."1) 

Eine  vermittelnde  Stellung  in  dieser  Frage  nimmt 
Gothein  ein.  Er  ist  grundsätzlich  ein  Gegner  aller  Ausfuhr- 
vergütungen. „Exportprämien,  seien  es  staatliche  oder  private, 
stellen  keinen  wirtschaftlichen  Vorteil  für  das  Land  dar,  das 
sie  gibt,  vielmehr  einen  solchen  für  das,  das  die  damit  ver- 
billigten Waren  empfängt."2)  Trotzdem  verkennt  Gothein 
nicht,  dass  das  bestehende  Uebel  nicht  einfach  durch  Auf- 
hebung der  Zölle  beseitigt  werden  kann.  Er  schlägt  eine 
internationale  Regelung  der  Eisenzölle  vor,  ähnlich  wie  sie 
bereits  für  die  Zuckerindustrie  zustande  gekommen  ist.  Etwas 
nachgiebiger  als  Gothein  zeigt  sich  Morgenroth.  Er  glaubt 
„eine  weitblickende  groszügige  Prämienpolitik  der  Kartelle 
könnte  —  wenn  man  das  Schutzzollsystem  als  nun  einmal 
vorhanden  hinnimmt  —  durch  Stärkung  ihrer  Abnehmer  auf 
den  Auslandsmärkten  sehr  günstig  wirken";3)  doch  „das  aller- 
beste wäre  freilich,  wenn  man  künstliche  Ausfuhrprämien 
überhaupt  nicht  nötig  hätte  Das  würde  der  Fall  sein  beim 
Freihandel.*43) 

Viele  von  denjenigen,  welche  ihre  Ansicht  über  die 
Exportunterstützungen  äussern,  begehen  den  Fehler,  dass  sie 


')  Handel:  Wandel  1902  S.  120. 

«)  Gothein:    Internationale    Regelung    der    Eisenzölle,    Berlin 

1905  S.  1. 

•)  Morgenroth:  w    o.  S.  60. 
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dieselben  nicht  in  zwei  Arten  teilen,  was  zum  Gewinnen 
eines  objektiven  Urteils  durchaus  notwendig  ist.  Ausfuhr- 
prämien haben  andere  Wirkungen,  denn  sie  sind  auch  ihrem 
Wesen  nach  verschieden  voneinander.  Auch  darf  man  sich 
bei  der  Beurteilung  dieser  Fragen  nicht  über  die  zur  Zeit 
herrschenden  Verhältnisse  ganz  hinwegsetzen  und  nur  seinen 
theoretischen  Grundsätzen  Geltung  zu  verschaffen  suchen.  Es 
ist  das  leichteste,  wenn  man  seine  theoretischen  Anschau- 
ungen konsequent  durchzuführen  sucht,  aber  praktisch  ist  es 
wenig  erspriesslich.  Man  muss  eben  damit  rechnen,  dass 
Deutschland  im  Schutzzollsystem  steht,  dass  die  Zölle  zwar 
zeitweilig  eine  Erhöhung  oder  Herabsetzung  erfahren  können, 
dass  sie  aber  in  absehbarer  Zeit  wohl  kaum  ganz  be- 
seitigt werden  dürfen. 

Dies  vorausgeschickt,  wollen  wir  uns  ganz  kurz  zuerst 
mit  den  Ausfuhrprämien  beschäftigen.  Ihr  Zweck  ist,  die 
Mitglieder  eines  Kartells  für  die  Verluste  der  billigen  Auslands- 
verkäufe zu  entschädigen.  Die  Entschädigungen  werden  von 
den  Mitgliedern  des  Kartells  gemeinsam  aufgetrieben.  Die 
Mittel  dazu  holen  sich  diese  in  den  hohen  Inlandspreisen. 
Die  inländischen  Preise  für  die  Produkte  des  Kartells  müssen 
demnach  so  hoch  sein,  dass  sie  ausser  dem  üblichen  Gewinn 
noch  die  beim  Export  erlittenen  Verluste  decken;  das  be- 
deutet, dass  der  Konsument  der  Kartellware  den  Produzenten 
derselben  eine  Angabe  entrichtet,  damit  letztere  ihre  Anlagen 
vergrössern  und  exportieren.  Je  mehr  sie  diese  Anlagen 
erweitern,  die  Produktion  ausdehnen,  sodass  sie  der  Inlands- 
markt nicht  mehr  aufnehmen  kann,  desto  höher  stellt  sich 
die  vom  Konsumenten  zu  entrichtende  Abgabe.  Die  Ausfuhr- 
prämie stellt  sich  deshalb  als  eine  völlig  ungerechtfertigte 
Belastung  des  inländischen  Konsumenten  dar. 

Auf  diejenigen,  welcher  die  Ausfuhrprämie  geniesst, 
kann  sie  oft  eine  nicht  wünschenswerte  Wirkung  ausüben. 
Sie  bietet  ihm  nähmlich  einen  Rückhalt  für  möglicherweise 
eintretende  Verluste.  In  dem  Bestreben,  sein  Unternehmen 
zu  erweitern,  wozu  ihn  die  hohen  Inlandspreise  anreizen, 
sieht  er  nicht  die  Möglichkeit  oder  er  sieht  sie  nicht  klar  genug, 
dass  er  in  seiner  Expansion  doch  zu  weit  gehen  kann;  er  hält 


63 


sich  nahmlich  immer  den  Trost  vor  Augen,  dass  er,  sollte  er 
die  vermehrte  Produktion  nicht  auf  dem  Inlandsmarkte  ab- 
setzen, sie  zu  Verlustpreisen  ins  Ausland  werfen  wird,  wobei 
ihn  die  vom  Kartell  für  die  Ausfuhr  bezogene  Prämie  für  den 
dadurch  erlittenen  Verlust  deckt.  Es  kann  demnach  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Ausfuhrprämien  in  gewissem 
Grade  krisenfördernd  wirken  Wäre  nahmlich  der  Unter- 
nehmer vor  die  allzu  oft  eintretende  Möglichkeit  gestellt,  das 
er  im  Falle  der  Erweiterung  seiner  Produktion  sich  auf  grosse 
verlustbringende  Exporttätigkeit  bei  etwaiger  Absatzstockung 
im  Inlande  gefasst  machen  müsste,  dann  würde  er  oft  von 
einer  Vergrösserung  der  Anlagen  abgesehen  haben. 

Für  die  internationalen  Handelsbeziehungen  bilden  die 
Ausfuhrprämien  eine  sehr  gefährliche  wirtschaftliche  Mass- 
nahme. Denn  sie  reizen  gewöhnlich  die  Industrieen  der 
Länder,  nach  denen  der  Export  durch  Prämien  gefördert  wird, 
zu  Gegenmassregeln.  Oft  führt  sie  zu  sehr  unangenehmen 
Konflikten,  welche  erst  durch  staatliches  Eingreifen  beigelegt 
werden  können. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  man  wohl  schwerlich  zu 
der  Ansicht  gelangen  können,  dass  die  Ausfuhrprämien  einen 
wirtschaftlichen  Nutzen  für  das  Land  bedeuten,  in  dem  sie 
zur  Anwendung  gelangen.  Vom  nationalwirtschaftlichen  Stand- 
punkte muss  man  sie  verwerfen  und  ihre  völlige  Beseiti- 
gung anstreben. 

Ach  bleibt  noch  der  Umstand  zu  erwähnen,  dass  durch 
die  Ausfuhrprämien,  die  ja  den  billigen  Auslandsverkauf  er- 
möglichen resp.  fördern,  die  inländischen  Weiterverarbeitungs- 
industrieen  in  hohem  Masse  geschädigt  werden.  Es  mag  nur 
hier  auf  die  englische  Konfiturenindustrie  hingewiesen  werden, 
die  ihren  ungemein  schnellen  Aufschwung  den  Ausfuhrprämien 
auf  Zucker  des  europäischen  Festlandes  verdankt.  Die  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  inländischen  Weiterverarbeiter  auf  dem 
Weltmarkte  wird  durch  die  Ausfuhrprämien  stärkt  geschwächt; 
die  Exportvergütungen  sind  nahmlich  gewöhnlich  viel  zu  gering 
und  erstrecken  sich  auf  einen  zu  geringen  Teil  der  Weltver- 
arbeiter, als  dass  eine  völlige    Gleichstellung   zwischen    dem 
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in-  und  ausländischen  Käufer  der  Rohprodukte  bewirken 
könnten.  Unzählig  sind  die  Fälle,  wo  die  ausländischen  Pro- 
duzenten einer  Ware  dieselbe  viel  billiger  verkaufen  können 
als  die  deutschen  aus  dem  einzigen  Grunde,  dass  sie  aus 
Deutschland  viel  billiger  ihre  Rohstoffe  beziehen,  als  die 
deutschen  Konkurrenten.  Dies  fällt  jedoch  mit  dem  Kapital 
der  billigen  Auslandsverkäufe  zusammen,  über  die  bereits  eine 
sehr  umfangreiche  Literatur  besteht.  Wir  wollen  hier  nur 
noch  einmal  nachdrücklich  darauf  hinweisen,  dass  die  Aus- 
fuhrprämien diese  beklagenswerte  Erscheinung  des  Kartell- 
wesens im  starkem  Masse  fördern. 

Zu  der  Betrachtung  der  Ausfuhrvergütungen  übergehend, 
müssen  wir  gleich  eingangs  bemerken,  das  unsere  Ausfüh- 
rungen sich  auf  die  bestehenden  Verhältnisse  beziehen.  Wir 
haben  den  Schutzzoll,  die  Kartellierung  der  Rohstoff-  und 
Halbzeugproduzenten,  die  Inlandspreise  und  das  Bestehen 
von  Ausfuhrprämien  —  da  dies  alles  nun  einmal  da  ist  — 
mit  in  Kauf  nehmen  müssen.  Und  von  hier  ausgehend,  wollen 
wir  die  Ausfuhrvergütungen  behandeln. 

Die  Kartelle  fügen  durch  ihre  kurzsichtige  Politik  der 
hohen  Inlandspreise  gegenüber  niedrigen  Auslandspreisen  nicht 
nur  ihren  Abnehmern,  die  Kartellprodukte  nach  Verarbeitung 
exportieren,  sondern  sich  selbst  Schaden  zu.  Um  diesen 
Schaden  zu  vermindern  und  den  klagenden  Abnehmern  ent- 
gegenzukommen, gewähren  sie  ihnen  Ausfuhrvergütungen. 
Es  sind  das  demnach  nur  künstliche  Mittel  zur  Erhaltung  der 
die  Kartellerzeugnisse  verarbeitenden  Industrieen.  Die  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Mittels  wird  wohl  von  Wenigen  be- 
stritten werden,  wenn  die  Kartelle  selbst  sich  zu  ihnen  her- 
abgelassen hatten;  sie  taten  es  wirklich  nicht  mit  Vergnügen. 
Es  handelt  sich  eigentlich  nur  darum,  ob  dieses  Mittel  in  seiner 
Form  und  Handhabung  im  stände  ist,  den  damit  verfolgten 
Zweck  d.  i.  Erhaltung  und  Förderung  der  Fertigwaren  Indu- 
strieen zu  erreichen.  Wir  können  gleich  vorausschicken,  dass 
dies  nur  in  einem  sehr  geringen  Masse  möglich  ist,  da  dem 
bisherigen  System  der  Ausfuhrvergütungen  zu  viele  und  zu 
grosse  Mängel  anhaften. 
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Wie  man  aus  dem  vorangehenden  Kapitel  ersehen  kann, 
wurden  die  Kartellvergütungen  nicht  ständig  gegeben.  Ihre 
Höhe  unterlag  sehr  grossen  und  zahlreichen  Schwankungen, 
9ie  wurden  zeitweise  auch  gänzlich  abgeschafft.  Die 
Schwankungen  beruhen  auf  der  Entwiklung  des  gesamten 
Wirtschaftslebens,  denn  je  besser  die  Beschäftigung  der 
Industrie,  desto  kleiner  sind  die  Ausfuhrvergütungen,  bis  sie 
schliesslich  bei  wirtschaftlichem  Hochstande  ganz  beseitigt 
werden.  So  hat  man  z.  B.  in  den  Jahren  1899  und  1906 
mit  ihnen  ganz  aufgeräumt.  Erst  1901  und  1907  wurden  sie 
wieder  eingeführt.  Dieser  Parallelismus  ist  leicht  versländlich: 
bei  guten  Konjunkturen  steigen  die  Preise  auch  im  Auslande 
so,  dass  sie  auch  den  deutschen  Exporteuren  einen  Gewinn 
abwerfen;  die  die  AusfuhrvergiUungen  gewährenden  Kartelle 
halten  dieses  für  einen  triftigen  Grund  zur  Entziehung  der- 
selben, obwohl  man  einer  solchen  Praxis  im  allgemeinen  nicht 
zustimmen  kann.  Die  Rohstoff-  und  Halbzeugkarteüe  erzielen 
ja  auch  in  solchen  Zeiten  höhere  Gewinne  als  sonst,  haben 
dagegen  in  schlechteren  Zeiten  nicht  so  grosse  Verluste  zu 
tragen  wie  ihre  Abnehmer.  Sollten  sie  deshalb  den  letzteren 
auch  bei  günstigerer  Konjunktur  die  Vergütungen  nich  weiter 
zahlen,  um  auch  ihnen  einen  grösseren  Gewinn  zuzuführen? 
Der  Standpunkt,  dass  ihre  Abnehmer  niemals,  weder  in  fetten 
noch  in  mageren  Jahren,  am  Export  einigermassen  verdienen 
sollen,  kann  kaum  wohl  als  ein  richtiger  bezeichnet  werden. 

Massgebend  für  die  Beurteilung  der  Konjunkturen  und 
infolgedessen  für  die  Gewährung  oder  Nichtgewährung  von 
Ausfuhrvergütungen  ist  der  Beschäftigungsgrad  bei  den  Roh- 
stoff- und  Halbzeugindustrieen.  Gute  und  schlechte  Konjunk- 
turen in  diesen  Zweigen  fallen  aber,  wie  die  Erfahrung  lehrt, 
keineswegs  mit  denen  der  Weiterverarbeitungsindustrieen 
zeitlich  zusammen.  So  klagten  bereits  Ende  1906  viele 
Fertigwarenindustrieen  über  unlohnenden  Auslands- und  mangel- 
haften Inlandsabsatz,  während  noch  um  die  Mitte  des  Jahres 
1907  die  Kohlen-  und  die  schwere  Eisenindustrie  ihren 
eigenen  Berichten  zufolge  voll  und  gut  beschäftigt  waren. 
Dass  nun  durch  Wegbleiben  der  Ausfuhrvergütungen  unter 
solchen   Umständen   eine    Krisis   inmitten   der    Fertigwaren- 
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industrieen  sehr  leicht  heraufzubeschwören  ist,  wird  kaum  be- 
stritten werden  können.  Die  Ausfuhrvergütungen  kommen 
gewöhnlich  zu  spät  und  werden  zu  früh  wieder  entzogen. 

Doch  wenn  es  auch  klar  auf  der  Hand  liegt,  dass  ein 
bestimmter  Industriezweig  Ausfuhrvergütungen  benötigt,  und 
"wenn  er  sämtliche  Vorbedingungen  für  den  Genuss  derselben 
erfüllt  hat,  so  hat  er  dennoch  kein  Recht  auf  dieselbe.  Die 
Gewährung  unterliegt  dem  alleinigen  Ermessen  der 
betr.  Kartelle.  „Ein  Recht  auf  Ausfuhrunterstützung  besitzt 
niemand",  sagt  klipp  und  klar  eine  Bestimmung  der  Ab- 
rechnungsstelle. Es  braucht  nicht  besonders  bewiesen  zu 
werden,  dass  unter  solchen  Umständen  die  eine  Partei  als 
die  bittende,  die  andere  dagegen  als  gross  mutige  Geberin 
auftritt.  Dass  der  Geber  dem  Empfänger  bei  dieser  Gelegen- 
heit so  manche  bittere  Pille  aufdringt,  ist  verständlich.  Es 
wäre  demnach  zu  wünschen,  dass  gleich  beim  Ankauf  der 
Ware  Bestimmungen  getroffen  werden,  durch  die  dem  Käufer 
im  Falle  ihrer  Verwendung  zu  Exportzwecken  eine  feste  von 
Quartal  zu  Quartal  im  voraus  bestimmte  Vergütung  gesichert 
wird.  Der  Käufer  sollte  nicht  dem  Wohlwollen  des  Ver- 
käufers preisgegeben  werden;  ihr  Verhältnis  sollte  vertraglich 
geregelt  werden.  Die  Bestimmung,  dass  niemand  ein  Recht 
auf  Vergütung  habe,  müsste  gestrichen  werden.  Die  Höhe 
der  Ausfuhrvergütungen  könnte  durch  Vertreter  der  Lieferungs- 
und Einkaufskartelle  gemeinschaftlich  festgesetzt  werden. 
Schwierigkeiten  würden  sich  dem  wohl  kaum  entgegenstellen, 
da  doch  die  Vergütungen  nur  an  kartellierte  Industrieen  ge- 
geben werden  und  übrigens  jetzt  bereits  die  meisten  Industrie- 
zweige gewisse  Interessenvertretungen  besitzen. 

Die  Gewährung  der  Ausfuhrvergütungen  nur  an  Ver- 
bände birgt  eine  grosse  Mangelhaftigkeit  und  eine  schwere 
Ungerechtigkeit  in  sich.  Es  ist  dem  zwar  nicht  leicht  abzu- 
helfen. Doch  bei  gutem  Willen  der  Syndikate  würden  sich 
jedenfalls  Auswege  finden  lassen,  welche  die  Ungerechtigkeit 
wenigstens  verringern  würden.  Die  Ausfuhrvergütungen  kön- 
nen allerdings  den  Wettbewerb  nichtsyndizierter  Empfänger 
auf  den  Auslandsmärkten  vergrössern,  den  Schleuderexport 
fördern.   Der  Direktor  des  Stahlwerksverbands,  Schaltenbrandt, 
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erklärte  hierzu  während  der  kontradiktorischen  Verhandlun- 
gen Folgendes:  „Wir  wollen  die  freie  Konkurrenz  im  Export- 
handel vermeiden,  wir  wollen,  das  er  in  eine  Hand  gelegt 
wird,  weil  wir  damit  selbst  ausgezeichnete  Erfahrungen  ge- 
macht haben,  und  es  dann  nicht  nötig  ist,  dass  die  deutschen 
Werke  sich  untereinander  Konkurrenz  machen.  Darum  un- 
terstützen wir  die  Verbände  und  verwenden  diese  Vorzugs- 
bedingungen als  mildestens  Zwangsmittel."1)  Aehnlich  haben 
sich  andere  Syndikatsleiter  über  diesen  Punkt  geäussert. 
Auch  Tschierschky  gibt  in  seinem  bereits  mehrmals  erwähn- 
ten Buche  „Kartellprämien"  der  Anschauung  Ausdruck,  dass 
die  Ausfuhrvergütungen  nur  wieder  an  selbst  organisierte 
Abnehmer  gewährt  werden  könnten.  Doch  gleichzeitig  und 
nicht  minder  nachdrucksvoll  wird  auf  die  Ungerechtigkeit  und 
Benachteiligung  hingewiesen,  welche  durch  eine  solche  Hand- 
habung den  Fertigindustrieen  widerfährt.  Die  Abrechnungs- 
stelle für  die  Ausfuhr  bestimmt  zwar,  dass  für  nichtsyndizierte 
Ware  im  allgemeinen  Ausfuhrvergütungen  nicht  gewährt  wer- 
den, jedoch  lässt  sie  selbst  Ausnahmen  zu.  Wir  haben  bereits 
früher  Gelegenheit  gehabt,  hinzuweisen,  dass  sie  „in  Aner- 
kennung der  für  die  Verbandsbildung  herrschenden  Schwie- 
rigkeiten" bei  direkter  Ausfuhr  ausnahmsweise  Vergütungen 
auch  an  nichtsyndizierte  Werke  gegeben  hat;  sie  waren 
jedoch  um  die  Hälfte  niedriger  als  bei  syndizierten.  Wer 
leidet  nun  am  meisten  unter  einer  solchen  Gepflogenheit? 
Es  sind  dies  die  Industriezweige,  deren  Export  den  aller- 
grössten  Nutzen  für  das  Wirtchaftsleben  bringt,  nämlich  die 
Fertigwarenindustrieen.  Hundert  Tonnen  exportierten  Roh- 
oder Flusseisens  bieten  dem  exportierenden  Lande  bei  weitem 
nicht  denselben  Vorteil,  als  eine  Tonne  exportierter  Werk- 
zeuge oder  Nadeln.  In  jemehr  verarbeitetem  Zustande  ein 
inländisches  Gut  ans  Ausland  gebracht  wird,  desto  grösser 
ist  der  Nutzen  für  die  Volkswirtschaft.  Arbeit,  nicht  Roh- 
oder Halbstoffe  sollten  exportiert  werden.  Bekanntermassen 
befinden  sich  die  Fertigwarenindustrieen  in  einer  solchen 
Lage,    dass    sie    sich    sehr    schwer    in  Kartelle  organisieren 
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lassen,  ja  von  dem  gewiegten  Kartellpraktiker  Tschierschky 
wird  sogar  behauptet,  dass  gewisse  Industriezweige  überhaupt 
nicht  karteliierungsfähig  sind.  Diese  zahlreichen,  für  die 
Volkswirtschaft  wichtigsten  Zweige  gehen  also  immer  der 
Ausfuhrunterstützungen  verlustig. 

Doch  nicht  nur,  dass  sie  dieselben  nicht  gemessen,  sie 
werden  durch  ihr  Bestehen  noch  geschädigt,  wie  sofort  er- 
hellen wird.  Die  Rohstoff-  und  Halbzeugkartelle  knüpfen  in 
richtiger  Erkenntnis,  dass  die  Ausfuhrvergütung  dem  letzten 
Verarbeiter  des  Rohstoffes  im  Inlande  zugute  kommt,  an  die 
Zahlung  der  Vergütung  gewöhnlich  die  Bedingung,  dass  die 
Empfänger  sie  wieder  weiter  geben.  Diese  Bedingung  wird 
und  kann  nicht  eingehalten  werden.  Bis  zum  Walzdraht 
und  sogar  bis  zum  Drahtstift  bleibt  die  Reihe  einigermassen 
geschlossen,  von  da  ab  aber  verlieren  sich  die  Ausfuhrunter- 
stützungen in  den  Taschen  derer,  die  sie  eigentlich  nicht 
bekommen  sollten.  In  je  grösserem  Masse  sie  ungerechter 
Weise  an  sich  gerissen  werden,  desto  mehr  schadet  die  ganze 
Einrichtung  der  Exportsubventionen  den  Veredelungsindustrieen, 
die  ohne  Subventionen  exportieren  müssen.  Denn  die  Halb- 
fabrikate können  dann  von  jenen  umso  billiger  ins  Ausland 
verkauft  werden  und  die  fremde  Veredelungsindustrie  kann, 
da  sie  die  Halbstoffe  viel  günstiger  einkauft,  auch  die  Fertig- 
fabrikate billiger  verkaufen  als  die  inländische.  Man  sieht, 
dass  die  Ausfuhrvergütungen  der  Kartelle  einer  ganzen  Anzahl 
von  Industriezweigen  nicht  nur  nicht  nützen,  sondern  in 
hohem  Masse  schaden. 

Wir  wollen  nun  keineswegs  behaupten,  dass  diesem 
Uebel  mit  Leichtigkeit  abgeholfen  werden  kann,  und  wir 
können  die  Gründe  verstehen,  welche  die  Rohstoff-  und 
Halbzeugkartelle  dazu  bewegen,  nur  an  syndizierte  Werke 
Ausfuhrvergütungen  zu  gewähren.  Trotzdem  erscheint  uns 
doch  die  Behauptung  der  leaders  dieser  Verbände,  dass  an 
nichsyndizierte  Werke  gegebene  Ausfuhrvergütungen  den 
Wettbewerb  derselben  auf  dem  Auslandsmarkte  in  so  hohem 
Masse  verstärken,  als  übertrieben.  Hin  und  wieder  mögen 
ja  solche  Unterbietungen  vorgekommen  sein,  im  allgemeinen 
werden  aber  auch   auf   den   Auslandsmärkten   die   deutschen 
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Exporteure  alles  aufbieten,  um  dort  die  höchst  möglichen 
Preise  zu  erlangen.  Eine  Dumpingpolitik  bei  den  Fertig- 
industrieen  anzunehmen,  liegt  kein  hinreichender  Grund  vor; 
sie  sind  dazu  viel  zu  schwach;  eher  kann  sie  bei  den  kapital- 
kräftigen Rohstoff-  und  Halbzeugindustrieen  zur  Anwendung 
gelangen.  Uebrigens  hat  ja  der  Stahlwerksverband  bereits 
Ausnahmen  hierin  für  die  Stabeisen-  und  Bandeisenwerke 
gemacht,  und  die  dabei  erzielten  Erfahrungen  lassen  wohl 
kaum  darauf  schliessen,  dass  solche  Ausnahmen  auch  nicht 
bei  anderen  Zweigen  befriedigende  Resultate  ergeben  könnten. 
Man  kann  nicht  umhin,  den  Standpunkt  der  schweren 
Industrieen  in  dieser  Angelegenheit  als  einen  zu  egoistischen 
zu  bezeichnen. 

Die  Kartelle  wollen  ihren  eigenen  Aussagen  zufolge  die 
Ausfuhrvergütungen  als  Zwangsmittel  für  die  Organisation  der 
weiterverarbeitenden  Industrien  in  Verbände  anwenden.  Wir 
wollen  einstweilen  davon  absehen,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  eine  solche  Wirtschaftsorganisation  vorteilhaft  wäre  und 
nur  darauf  hinweisen,  dass  sehr  oft  wie  es  die  kontra- 
diktorischen Verhandlungen1)  ergeben  haben,  gerade  die 
Kartelle  der  schweren  Industrieen  einer  Kartellierung  der 
leichteren  Industrieen  nicht  nur  feindlich  gegenüberstanden, 
sondern  sie  sogar  vereitelten.  Wie  soll  man  nun  die  Aus- 
sagen der  Syndikatsleiter  mit  den  Tatsachen  in  Einklang 
bringen?  Wir  vermuten,  dass  in  der  Praxis  doch  zu  oft  noch 
die  kurzsichtige  eigensüchtige  Augenblickspolitik  die  Oberhand 
gewinnt  über  die  grossartig  und  weitblickend  angelegte  und 
von  den  Kartellführern  anerkannte.  Jedenfalls  ist  es  billig, 
von  den  letzteren  zu  fordern,  dass  sie  nicht  nur  schöne 
Worte  verkünden,  sondern  sie  in  die  Wirklichkeit  umsetzen. 
An  ihnen  liegt  es  ja,  sie  haben  die  Mittel  dazu. 

Eine  weitere  Schwäche  des  heutigen  Systems  der  Aus- 
fuhrvergütungen besteht  darin,  dass  sie  nur  bei  direkter  Aus- 
fuhr gewährt  werden.  Es  heisst  diesbezügl.  in  den  Bestim- 
mungen der  Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr:  „Für  indirekte 
Ausfuhr  kann  im  allgemeinen  eine  Vergütung    nur   dann   ge- 
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währt  werden,  wenn  der  Weiterverkauf  an  das  ausführende 
Werk  durch  einen  Verband  erfolgt."  Die  Fassung  dieser 
Bestimmung  ist  nicht  ganz  einwandfrei  in  bezug  auf  Klar- 
heit. Sie  will  jedenfalls  besagen:  will  ein  Werk  Ausfuhr- 
vergütung gemessen,  dann  muss  es  durch  Vermittelung 
eines  Verbandes  exportieren;  verkauft  es  sein.  Produkt  an 
einen  inländischen  Weiterverarbeiter  oder  Exporteur,  dann  kann 
auf  die  verarbeitete  Ware  eine  Ausfuhrvergütung  nur  in  dem 
Falle  gewährt  werden,  wenn  jener  inländische  Weiter- 
verarbeiter oder  Exporteur  einem  Kartell  angehört,  das  den 
gemeinsamen  Auslandsverkauf  seiner  Mitglieder  bewerkstelligt. 
Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist  im  Grunde  genommen  der- 
selbe wie  der  der  vorhin  besprochenen;  sie  soll  die  Verbands- 
bildung fördern,  ihre  praktische  Wirkung  verschärft  noch  die 
der  anderen  Bestimmung.  Wir  haben  bereits  die  Verbands- 
bildung in  den  Fertigwarenindustrieen  beleuchtet.  Die  Vorschrift 
über  die  indirekte  Ausfuhr  macht  es  diesen  Industriezweigen 
noch  mehr  unmöglich,  an  dem  Genuss  der  Ausfurvergütungen 
auch  nur  den  geringsten  Anteil  zu  haben.  Sie  liefert  wiederum 
ein  Beweis  für  die  Kurzsichtigkeit  der  Kartellpolitik.  Die 
Kartelle  müssten  doch  danach  streben,  dass  ihre  Erzeugnisse 
möglichst  weitgehend  im  Inlande  verarbeitet  werden,  ehe  sie 
ins  Ausland  gehen,  da  dadurch  mehr  Arbeitsgelegenheit  für 
die  inländischen  Arbeiter  geschaffen  wird.  Die  in  Frage 
stehende  Bestimmung  aber  bewirkt  gerade  das  Gegenteil:  die 
Produkte  werden  meistens  in  dem  Zustande  exportiert,  in 
welchem  auf  sie  noch  Ausfuhrvergütungen  gewährt  werden, 
daher  kommt  es  auch,  dass  die  deutschen  Fertigwaren- 
industrieen, wie  wir  es  bereits  eingangs  für  das  Eisengewerbe 
bewiesen  haben,  eine  viel  langsamere  Exportvergrösserung 
aufweisen,  als  die  Rohstoff-  und  Halbzeugindustrieen. 

Bei  der  Betrachtung  der  Höhe  der  Ausfuhrvergütungen 
mag  darauf  hingewiesen  werden,  das  sie  den  Zweck  haben^ 
die  weiterverarbeitenden  Abnehmer  eines  Kartells  für  die  Be- 
nachteiligung zu  entschädigen,  welche  sie  beim  Verkauf  ihrer 
Produkte  im  Auslande  dadurch  erleiden,  dass  sie  ihre  Roh- 
stoffe teurer  einkaufen  müssen  als  ihre  ausländische  Konkur- 
renz.     Die    Ausfuhrvergütung    müsste    demnach,    sollte    sie 
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wirklich  eine  Entschädigung  sein,  so  hoch  bemessen  werden, 
wie  die  Differenz  zwischen  den  von  den  Kartellen  für  ihre 
Produkte  erlangten  Inlands-  und  Auslandspreisen  beträgt.  Das 
ist  sie  aber  nicht,  wie  uns  die  Tatsachen  lehren.  Die  Ver- 
gütungen sind  durchweg  viel  niedriger  als  die  Differenz  zwischen 
Inlands-  und  Auslandspreis.  So  gewährte,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  ')  der  Walzdrahtverband  im  November  1900  eine 
Ausfuhrvergütung  von  Mk.  15.-  für  die  Tonne  bei  einem 
Inlandspreise  von  Mk.  185. — ;  die  inländischen  Käufer,  welche 
Walzdraht  vom  Verbände  bezogen,  um  es  nach  der  Ver- 
arbeitung zu  exportieren,  bezahlten  demnach  für  die  Tonne 
Mk.  185  —  15  =  170  Mk.  Zu  Reicher  Zeit  aber  setzte  das 
Kartei!  seinen  Walzdraht  im  Auslande  zu  Mk.  115.—  ab, 
also  um  55  Mk.  billiger,  als  der  inländische  Abnehmer  für 
Exportzwecke  bezahlen  musste.  Von  einer  nur  an- 
nähernden Gleichstellung  des  inländischen  und  ausländischen 
Abnehmers  kann  demnach  überhaupt  keine  Rede  sein.  Da 
nun  Deutschland  einmal  im  Schutzzollsystem  lebt,  das  die 
Kartelle  mit  ihrer  Ausfuhrsubventionswirtschaft  ins  Leben  ge- 
rufen hat,  so  wäre  es  auch  angezeigt,  die  Ausfuhrvergütungen 
so  zu  bemessen,  das  sie  die  Fertigwarenindustrie  wirklich 
auf  dem  Weltmarkte  konkurrenzfähig  erhalten.  In  ihrer 
jetzigen  Höhe  aber  erscheinen  die  Ausfuhrvergütungen  als 
Almosen,  durch  das  man  des  Bettlers  los  werden  will. 

Zuweilen  wird  auch  darüber  geklagt,  dass  bei  der  Ge- 
währung von  Ausfuhrvergütungen  einige  Werke  anderen 
gegenüber  bevorzugt  werden1).  Solche  Bevorzugungen  sind 
tatsächlich  festgestellt  worden,  ohne  das  ein  Grund  für  sie 
angegeben  werden  konnte.  Eine  ungerechte  Handhabung  der 
Vergütungen,  die  ja  schon  an  und  für  sich  einen  grossen 
Zankapfel  bilden,  muss  die  Erbitterung  noch  steigern,  und 
die  kaufmännische  Ehrlichkeit  herabdrücken.     Die  mächtigen 

l)  Die  Kontr.  Verhandlungen  über  den  Halbzeugverband  und 
über  den  Stahlwerksverband  bieten  eine  ganze  Menge  von  solchen 
Beispielen.  Hauptsächlich  sind  sie  in  den  Ausführungen  Springmanns 
und  Gotheins  enthalten. 

:    Kontradiktorische  Verhandlungen  Band  IV,  S.  302  ff. 
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Kartelle  sind  doch  vor  allen  anderen  dazu  berufen,  über 
Treu  und  Glauben  im  Handel  zu  wachen.  Sie  sollten  daher 
selbst  allen  anderen  als  mustergültiges  Beispiel  in  dieser  Be- 
ziehung dienen. 

Für  die  Gewährung  von  Ausfuhrvergütungen  uird 
ausserdem  noch  die  Bedingung  gestellt,  dass  die  Ware,  auf 
welche  dieselbe  gegeben  werden  soll,  direkt  von  dem  Kartell 
bezogen  wird.  Wird  sie  dagegen  bei  einem  Zwischenhändler 
eingekauft,  dann  ist  der  Genuss  der  Vergütung  ausgeschlossen. 
Nun  haben  die  Kartelle  bekannterweise  eine  solche  Geschäfts- 
praxis, dass  sie  nur  gewisse  Minimalquanten  verkaufen.  So 
kann  z.  B.  niemand  beim  Kohlensyndikat  direkt  einkaufen, 
der  nicht  einen  jährlichen  Mindestbedarf  von  5000  Tonnen 
Kohle  hat;  ähnlich  liegen  die  Dinge  bei  anderen  Kartellen. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  von  den  Ausfuhr  Vergütungen  nur 
grössere  Werke  Gebrauch  machen  können.  Und  doch  wären 
sie  in  vielen  Fällen  gerade  den  kleineren  Industriellen  am 
meisten  notwendig;  den  Kartellen  sollte  für  die  Gewährung 
von  Ausfuhrvergütungen  der  Nachweis  genügen,  dass  das 
betr.  Erzeugnis  aus  seinen  Werken  stamme,  gleichgültig,  ob 
es  direkt  oder  durch  einen  Zwischenhändler  eingekauft  wor- 
den ist. 

Auch  die  Bestimmung,  dass  Werke,  welche  eine  Aus- 
fuhrvergütung beanspruchen  wollen,  ihre  sämtlichen  Rohstoffe 
und  Halbfabrikate  von  den  betr.  Kartellen  beziehen  müssen, 
und  dass  sie  im  Uebertretungsfalle  aller  Vergütungen  ver- 
lustig gehen,  ist  nichts  weniger  als  billig.  Sie  bedeutet  eine 
Auswucherung  der  Abnehmer. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  die  Ausfuhr- 
vergütungen geniessenden  Werke  auf  Verlangen  der  Ab- 
rechnungsstelle für  die  Ausfuhr  die  Einsicht  in  ihre  Geschäfts- 
bücher gestatten  müssen.  „Wer  da  weiss  —  schreibt  hierüber 
das  Hamburger  Fremdenblatt1)  —  wie  überaus  empfindlich  ge- 
rade in  diesem  Punkte  jeder  Geschäftsmann  zu  sein  pflegt,  der 
kann  es  verstehen,  wie  die  gesamte  Industrie,  die  hinsichtlich 

x)  Vom  8.  August  1902,  citiert  nach  der  Kartell-Rundschau 
Jahrg.  1907,  S.  145. 


73 


ihres  Bezuges  von  Rohstoff  und  Halbzeug  auf  kartellierte 
Lieferanten  angewiesen  ist,  sich  empört  über  das  Eindringen 
des  Syndikats  in  die  intimsten  Interna  ihrer  Betriebe."  Es 
ist  tatsächlich  eine  unerhörte  Handlungsweise,  von  der  selbst 
der  Staat  seinen  Untertanen  gegenüber  nur  in  Ausnahme- 
fällen Gebrauch  macht.  An  ihrer  Nichtberechtigung  ändert 
auch  die  Erklärung  des  Direktors  Schaltenbrandt  nichts,  der 
da  sagt'):  „Jedes  Werk  schreibt:  „Ich  habe  im  vorigen  .Monat 
mein  ganzes  Material  von  Ihnen  bezogen,  —  und  dann  wird 
das    ad    acta    genommen  .  .  ."     Ich    glaube,    dass    bei    90°/o 

jrer  Abnehmer  noch  nie  kontrolliert  worden  ist,  denn  wir 
halten  unsere  Abnehmer  im  allgemeinen  für  ehrenwerte,  zu- 
verlässige LeLte."  Eigentümlich,  dass  der  Verband,  trotzdem 
er  eine    so    hohe    Meinung   von    seinen    Abnehmern    besitzt, 

n  gegenüber  Bestimmungen  aufrecht  erhält,  die  ge- 
wöhlich  staatsgefährlichen  Verbrechern  gegenüber  zur  An- 
wendung kommen! 

Ferner  liegt  auch  darin  ein  grosser  Mangel  des  heutigen 

:ems  der  Ausfiihrvergütungen,  dass  sie  keine  dauernde 
und  sichere  Einrichtung  sind.  Auf  die  Schwankungen,  die 
sie  durchgemacht  haben,  ist  bereits  hingewiesen  worden.  Der 
Exporteur  kann  auf  sie  nicht  wie  z.  B.  auf  staatliche  Ausfuhr- 
prämien mit  Bestimmtheit  rechnen  und  kann  sie  in  seine 
Preiskalkulation  deshalb  nicht  einbeziehen.  Er  hat  ja  weder 
einen  Rechtsanspruch  auf  sie,  noch  kennt  er  ihre  etwaige 
Höhe,  welche  sprunghaften  Aenderungen  unterliegt.  Die  Un- 
gewissheit  kann  oft  sehr  böse  Folgen  haben,  da  der  Verkäufer 
sich  zuweilen  zu  billigen  Verkäufen  hinreissen  lässt  in  der 
Hoffnung,  den  eventl.  Ausfall  durch  die  Ausfuhrvergütungen 
zu  decken.  In  dieser  Hinsicht  sollten  demnach  die  Kartelle 
eine  Neuerung  vornehmen,  und  die  Höhe  der  Vergütungen 
nicht  für  das  abgelaufene  sondern  für  das  bevorstehende 
Vierteljahr  bestimmen.  Die  festgesetzten  Sätze  sollten  nicht 
nach  dem  Belieben  der  Abrechnungsstelle  erniedrigt  werden, 
sondern  wirklich  fest  und  unverändert  bleiben,  bis  sie  wieder 
geregelt  werden. 

Kontr.  Verh.  5.  d.  Kartelle  Bd.  IV.  S.  42«. 


74 


Vergegenwärtigt  man  sich  noch  einmal  kurz,  was  über 
die  Ausfuhrvergütungen  gesagt  worden  ist,  so  wird  man  zu 
der  Ansicht  kommen  müssen,  dass  es  ein  schwerfälliger,  an 
allen  Ecken  und  Enden  verklausulierter  Apparat  ist,  dessen 
wirklicher  Zweck  dahingeht,  den  klagenden  Fertigwaren- 
industrieen  den  Mund  zu  stopfen,  damit  ihre  Klagen  nicht  zu 
weit  gehöhrt  werden.  Einen  nur  einigermassen  erheblicheren 
Vorteil  für  die  Volkswirtschaft  bilden  sie  nicht,  im  Gegenteil, 
sie  fügen  ihr  sogar  oft  Schaden  zu,  u.  a.  dadurch,  dass  sich 
das  Schwergewicht  von  den  Veredelungs-  auf  die  Rohstoff- 
industrieen  verschiebt.  Nichtsdestoweniger  steht  fest,  dass 
sie  bei  einer  grossmütigeren,  weitsichtigeren  Handhabung, 
als  es  jetzt  der  Fall  ist,  einen  grossen  Nutzen  für  die  Volks- 
wirtschaft bedeuten  würden.  Eine  Reform  im  Sinne  der  in 
obigen  Betrachtungen  skizzierten  Richtung  wäre  demnach  sehr 
erstrebenswert. 


IV. 


Die  Wirkungen 

der 

Ausfuhrunterstützungen  der  Kartelle, 


Die  ganze  Einrichtung  des  Ausfuhrunterstützungswesens 
läuft  darauf  hinaus,  einen  bedeutenderen  Export  unterhalten  zu 
können,  und  es  ist  auch  nicht  zu  bestreiten,  das  einige 
Industriezweige,  vor  allem  die  sogenannten  schweren  Industrieen 
tatsächlich  durch  dieses  xMittel  die  Ausfuhr  ihrer  Produkte 
gefördert  haben.  Dieser  Fortschritt  hatte  für  die  Unternehmer 
ein  grosses  Interesse.  Sie  haben  sich  durch  ein  ständiges 
Offenhalten  von  Ausfuhrventilen  eine  Gleichmässigkeit  in  der 
Produktion  gesichert,  einen  Vorteil,  der  bei  jedem  grösseren 
Unternehmen  in  hohem  Masse  gewürdigt  werden  muss.  Eine 
Zeche  oder  eine  Eisenhütte  kann  nicht  ihre  Produktion  nach 
Belieben  vergrössern  oder  vermindern,  ohne  dass  dabei 
grosse  Kapitalopfer  getragen  werden.  Hat  sie  einmal  ihre 
Kapitalanlage  erweitert,  dann  muss  sie  danach  streben,  die 
Produktionskraft  derselben  voll  auszunutzen.  Tritt  infolge 
Krisen  Absatzstockung  im  Inlande  ein,  dann  wird  ein  solches 
Unternehmen  im  allgemeinen  nicl  t  geneigt  sein,  seine 
Produktion  dem  verminderten  Bedarf  anzupassen,  sondern 
sie  auf  derselben  Höhe  wie  bisher  zu  halten  und  für  das  im 
Inlande  nicht  absetzbare  Quantum    neue  Märkte  im  Auslande 
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aufsuchen;  die  Preise  werden  in  solchen  Fällen  meistens 
keinen  Gewinn  abwerfen,  oft  wird  aber  durch  solchen  Export 
verhindert,  dass  die  Anlagen  ganz  oder  teilweise  geschlossen 
werden,  was  einen  noch  viel  grösseren  Verlust  für  den  Unter- 
nehmer bedeuten  würde.  Die  Ausfuhruntersttitzungen  führen 
demnach  in  die  kartellierten  Industrieen  ein  Moment  der 
Sicherheit  hinein. 

Die  Rentabilität  dieser  Erwerbszweige  wird  zu  einer 
weniger  wechselvollen,  und  da  die  Inlandspreise  hohe  Gewinne 
abwerfen,  auch  zu  einer  guten.  Dies  bestätigt  uns  ein  Blick 
auf  die  Höhe  der  Dividenden  der  grossen  Bergwerks-  und 
Hüttenaktiengesellschaften:  sie  unterliegen  nicht  häufigen 
Schwankungen  und  sind  im  allgemeinen  ziemlich  hoch. 

Anders  liegt  die  Sache  für  die  weiterverarbeitenden  In- 
dustrieen. Wir  haben  bereits  gezeigt,  dass  diese  meistens  kartel- 
lierungsunfähig  sind  und  ausserdem  aus  vielen  anderen  Gründen 
Kartellausfuhrunterstützungen  nicht  gemessen  können.  Für  diese 
Industriezweige,  die  unserer  Ansicht  nach  die  wichtig- 
sten sind,  da  sie  die  meiste  Arbeitsgelegenheit  bieten,  ist  die 
ganze  Einrichtung  der  Ausfuhrunterstützungen  schädigend. 
Sie  leiden  am  stärksten  unter  den  billigen  Auslandsverkäufen 
der  Kartelle,  welche  Verkäufe  durch  die  Ausfuhrunterstützungen 
gefördert,  oft  sogar  erst  ermöglicht  werden.  Diese  Schädigung 
der  Fertigwarenindustrie  soll  hier  nicht  näher  behandelt  werden, 
es  lag  uns  nur  daran,  festzustellen,  dass  die  Ausfuhrunter- 
stützungen mittelbar  an  dieser  Schädigung  beteiligt  und 
schuldig  sind. 

Es  giebt  zwar,  rein  teoretisch  betrachtet,  ein  Mittel, 
welches  dem  Uebel  steuern  könnte;  dieses  Mittel  heisst: 
„Kartellierung  auf  der  ganzen  Linie,"  wie  es  während  der 
kontradiktorischen  Verhandlungen  ein  Kartellleader  bezeichnet 
hat.  Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe  zu  entscheiden,  ob  eine 
Wirtschaftsordnung,  in  welcher  sämtliche  Erwerbszweige  in 
Kartelle  organisiert  wären,  zu  wünschen  wäre  und  nicht  grosse 
Gefahren  in  sich  berge.  Wir  würden  jedenfalls  dadurch  Ver- 
hältnisse schaffen,  die  eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  denen, 
die  zur  Zeit  der  Zünfte  herrschten,  aufweisen  würden.  Die 
wirtschaftliche  Freiheit,  das  Prinzip   der   unbegrenzten   freien 
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Betätigung  in  dem  sozialen  Bau  der  menschlichen  Gesell- 
schaft, ein  Prinzip,  welches  als  die  grösste  Errungenschaft 
des  18.  und  19  Jahrhunderts  gilt,  würde  jedenfalls  durch  die 
„Kartellierung  auf  der  ganzen  Linie"  starken  Abbruch  erleiden. 

Doch  sei  dem,  wie  es  wolle,  es  kann  unter  keinen  Um- 
ständen bezweifelt  werden,  dass  die  Ausfuhrunterstützungen 
auf  die  Bildung  der  Kartelle  fördernd  einwirken  Die  Ab- 
nehmer der  Rohstoff-  und  Halbzeugkartelle  müssen  naturgemäss 
bestrebt  sein,  sich  die  Ausfuhrvergütungen  von  ihren  Lie- 
feranten zu  verschaffen.  Dieselben  sind  für  sie  ein  Gewinn, 
den  zurückzuweisen,  eine  Unklugheit  wäre.  Um  diesen  Gewinn 
zu  erzielen,  müssen  sie  aber  viele  Vorbedingungen  erfüllen, 
von  denen  die  allerwichtigste  die  ist,  das  sie  sich  zu  einem 
Verbände  zusammenschliessen.  Sie  werden  sich  deshalb 
alle  Mühe  geben,  dieser  Bedingung  nachzukommen,  wie  uns 
die  Art  und  Weise  des  Zustandekommens  mehrerer  Kartelle 
beweist.  „Als  im  Jahre  1908  der  Feinblech  verband  aufgelöst 
wurde,  traten  9  von  den  früheren  Mitgliedern  desselben  an 
den  Stahlwerksverband  mit  dem  Vorschlag  heran,  einen  Fein- 
blechverband zu  gründen,  wenn  er  ihnen  eine  Ausfuhr- 
vergütung auf  Halbzeug  bewilligte,  d.  h.  also  wenn  ihm  eine 
Exportbonifikation  gewährt  würde.  Der  Stahlwerksverband 
hat  sich  entschlossen,  den  Wünschen  der  Feinblechwalzwerke 
zu  entsprechen  und  die  Exportbonifikation  zu  bewilligen. 
Damit  ist  den  Feinblechwerken  ein  Kern  gegeben  worden, 
um  den  sich  ein  neuer  Verband  kristallisieren  konnte.  Dies 
wird  umso  leichter  sein,  als  nun  die  Feinblechwerke,  die 
unter  Führung  des  Stahlwerksverbands  stehen,  durch  dieExport- 
bonifikation  bedeutend  leistungsfähiger  und  kampffähiger  sind, 
als  die  übrigen   Werke."1) 

Die  dem  Verbände  fernstehenden  Werke  wurden  dem- 
nach dadurch  bestraft,  dass  ihnen  die  Ausfuhrvergütungen  nicht 
zuteil  wurden. 

In  demselben  Jahre  hat  bei  der  Verteilung  der  Ausfuhr- 
vergütungen die  Abrechnungsstelle  für  die  Ausfuhr  die  Bestim- 
mung getroffen,  dass  „Werke,  in  deren  Industrie  Vereinigungs- 


*)  Breslauer  Generalanzeiger  v.  15.  Januar  1905. 
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verhandlungeu  mit  Aussicht  auf  Erfolg  schweben  (Stabeisen), 
und  solche,  bei  denen  die  Syndizierung  auf  besondere 
Schwierigkeiten  stösst  (Maschinenfabrikation),  ebenfalls  in  den 
Genuss  der  Ausfuhrbonifikation  treten."1) 

Das  Eisensteinsyndikat  unterstützte  im  Jahre  1906  den 
Roheisenverein  bei  dessen  Verlängerung  dadurch,  dass  es  den 
dem  Roheisenverein  fernbleibenden  Hütten  höhere  Preise  für 
Eisenstein  abverlangte  oder  die  Erzeugung  der  betr.  Hütten 
auf  bestimmte  Roheisensorten  festlegte.  Mit  diesen  Mass- 
nahmen brachte  das  Eisensteinsyndikat  dem  Roheisenverein 
ein  Opfer,  da  die  Nichtsyndikatshütten  nun  möglichst  wenig 
oder  keinen  Eisenstein  mehr  vom  Eisensteinsyndikat  kauften. 
In  diesem  Falle  sieht  man  also,  dass  ein  Syndikat  sogar  be- 
deutendere Opfer  auf  sich  nimmt,  damit  nur  der  Zweck,  die 
weiterverarbeitenden  Industrieen  zu  kartellieren,  erreicht 
werde.  2)  —  Der  Stahlwerksverband  setzte  für  das  erste 
Vierteljahr  1906  eine  Ausfuhrvergütung  für  Draht  unter  der 
Bedingung  an,  dass  der  Drahtverband  verlängert  werde,  und 
der  Verband  für  gezogene  Drähte  zustande  komme.  Da  nun 
der  Walzdrahtverband  erneuert  worden  ist,  wurde  den  daran 
beteiligten  Werken  die  Ausfuhrvergütung  gewährt.  s)  Als 
im  Anfange  des  Jahres  1906  das  Gerücht  von  der  Entziehung 
der  Ausfuhrvergütungen  verbreitet  wurde,  da  drohten  die  dem 
Verbände  angehörenden  reinen  Drahtstiftwerke  aus  dem  Ver- 
bände auszutreten,  wenn  die  Entziehung  der  Ausfuhrvergütung 
seitens  der  Rohstoffverbände  Tatsache  wird,  und  ihnen  in 
diesem  Falle  von  den  gemischten  Werken  kein  Preisvorzug 
gewährt  wird. 

Vergegenwärtigt  man  sich  schliesslich  alle  die  Be- 
dingungen, welche  seitens  der  Rohstoff-  und  Halbzeugkartelle 
tf  r  die  Gewährung  von  Ausfuhrunterstützungen  gestellt  werden, 
so  wird  man  zu  der  Ansicht  kommen,  dass  sie  eine  grosse 
nachteilige  psychische  Wirkung  auf  die  Empfänger  der  Unter- 
stützungen ausüben.    Sie  schaffen  nämlich  ein  Abhängigkeits- 


0  Frankfurter  Zeitung  v.  28.  Februar  1905. 

2)  Köllnische  Zeitung  vom  19.  März  1906. 

3)  Frankfurter  Zeitung  v.  28.  Februar  1905. 
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Verhältnis  des  Einzelnen,  das  ihm  einen  grossen  Teil  seiner 
Dispositionsfreiheit  raubt.  Die  Unternehmungs-  und  Schaffungs- 
lust wird  dadurch  sehr  beeinträchtigt,  die  Tatkraft  geschwächt. 
Es  sind  dies  Erscheinungen,  deren  Wirkungen  erst  nach 
langen  Jahren  eintreten  und  gewöhnlich  nur  von  feinfühlenden 
Beobachtern  gesehen  werden.  Dass  sie  aber  den  Fortschritt 
des  gesamten  Wirtschaftslebens  umso  nachdrucksvoller  nach 
der  ungünstigen  Richtung  hin  beeinflussen,  könnte  wohl 
kaum  angezweifelt  werden. 

Die  Wirkungen  der  Ausfuhrunterstützungen  auf  die 
Industriekreise  erstrecken  sich  demnach  nach  mehreren  Rich- 
tungen; den  kartellierten  Industrieen,  die  infolge  ihrer  Kartel- 
lierung die  Ausfuhrunterstützungen  erhalten,  bedeuten  sie, 
abgesehen  von  der  Höhe  und  sonstigen  Nebenumständen, 
einen  Vorteil;  umsomehr  schädigend  wirken  sie  aber  auf  die 
Fertigwarenindustrieen,  die  nicht  imstande  sind,  den  zwecks 
Erhaltung  der  Subventionen  gestellten  Bedingungen  nach- 
zukommen; letztere  geben  sich  aber  Mühe,  die  Vorbedingungen 
zu  erfüllen,  schliessen  sich  infolgedessen  ebenfalls  in  Kartelle 
zusammen,  und  insofern  üben  die  Ausfuhrunterstützungen 
einen  kartellfördernden  Einfluss  auf  die  Industrieen  aus 

Die  Wirkungen,  welche  die  Ausfuhrunterstützungen  auf 
die  Arbeiterschaft  haben,  sind  zweifacher  Art,  je  nachdem  die 
Arbeiter  in  kartellierten  oder  nichtkartellierten  Betrieben  be- 
schäftigt sind.  Den  Arbeitern,  welche  in  ersteren  Betrieben  be- 
schäftigt sind,  kommen  sie  indirekt  zu  gute.  Sie  haben  dadurch 
den  Vorteil,  dass  sie  nicht  entlassen  werden,  wenn  einmal  der 
Wirtschaftslauf  eine  absteigende  Richtung  nimmt.  Eine  ständige, 
von  dem  Wechsel  der  Konjunkturen  unabhängige  Arbeitsgelegen- 
heit ist  für  den  Arbeiter  eine  gewisse  Wohltat,  die  man  nicht 
hoch  genug  anschlagen  kann,  denn  in  unseren  Tagen  ist  es 
nicht  die  Höhe  der  Löhne,  sondern  die  Ungewissheit,  was 
der  nächste  Morgen  bringen  wird,  welche  die  Lage  des  Ar- 
beiters zu  keiner  angenehmen  gestaltet  und  ihn  zum  Prole- 
tarier kennzeichnet.  Die  Unstetigkeit  ist  es  auch,  die  aus 
ihm  ein  unzufriedenes,  nach  Umwälzungen  strebendes  Element 
macht  Doch  diese  günstigen  Wirkungen  beziehen  sich 
lediglich  auf  die  Arbeiter  der  schweren  kartellierten  Industrieen. 
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Die  Sache  wird  anders,  sobald  man  zu  den  weiterverarbeitenden 
Industriezweigen  übergeht.  Wenn  diese,  wie  bereits  oben 
gezeigt,  durch  das  Ausfuhrunterstützungswesen  geschädigt 
werden,  dann  tragen  einen  grossen  Teil  dieser  Benachteiligung 
auch  die  in  ihnen  beschäftigten  Arbeiter.  Der  Unternehmer 
kann  auf  lange  Zeit  hinaus  nicht  höhere  Löhne  zahlen,  wenn 
das  Untefnehmen  keinen  Gewinn  abwirft.  Die  Löhne  in  die- 
sen Industrieen  werden  sich  im  allgemeinen  niedriger  halten, 
als  die  in  den  „schweren"  Industrieen.  Auch  die  sonstige 
Lage  des  Arbeiters  wird  bei  ihnen  ungünstiger  sein;  denn 
sobald  der  Unternehmer  sieht,  dass  die  durch  Export  erlittenen 
Verluste  zu  gross  sind,  wird  er  ihn  einstellen  und  eine  dem- 
entsprechende  Produktionsreduktion  vornehmen,  was  natur- 
gemäss  meistens  eine  teilweise  Entlassung  der  Arbeiter  nach 
sich  zieht. 

Die  vielfach  verbreitete  Ansicht,  dass  jede  Exporttätigkeit 
dem  exportierenden  Lande  Nutzen  und  Vorteil  bringe,  hält 
nicht  stand  vor  einer  genauen  Kritik.  Diejenigen,  welche 
obiger  Meinung  sind,  gehen  gewöhnlich  von  dem  Standpunkte 
aus,  dass  durch  den  Export  ein  Arbeitsquantum  dem  Inlande 
verbleibe,  dass  bei  einer  noch  so  billigen  Ausfuhr  der  Arbeiter 
nicht  das  geringste  Risiko  zu  tragen  habe,  da  die  Löhne  in 
allen  Fällen  eher  bezahlt  werden,  als  die  Waren  die  Grenze 
passiert  haben,  dass  es  ferner  der  Unternehmer  allein  sei, 
der  die  Gefahr  eines  Verlustes  bei  billigeren  Auslands- 
verkaufen  auf  sich  nimmt.  Der  eifrige  Verteidiger  der  Kartell- 
ausfuhrpolitik, Diepenhorst,  hebt  in  seinem  Büchlein  mit  Nach- 
druck hervor,  es  liege  im  Interesse  der  Arbeiter,  dass  die 
Kartelle  möglichst  viel  exportieren.  „Vollzieht  sich  der  Verkauf  — 
schreibt  er1)  —  auch  noch  zu .  so  billigen  Preisen,  so  verliert 
zwar  der  Unternehmer  an  seinem  Gewinn,  das  Interesse 
der  Arbeiter  bleibt  aber  ungeschmälert."  Allen  diesen  An- 
sichten haftet  eine  grosse  Oberflächlichkeit  an.  Sie  sind 
richtig,  sofern  es  sich  um  diejenigen  Arbeiter  handelt,  welche 
in  den  kartellierten  exportierenden  Industriezweigen  be- 
schäftigt sind.    Diese  haben  tatsächlich,  wie  wir  oben  gezeigt 


>)    w.  o.  S.  21 
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haben,  einen  Vorteil  aus  der  durch  Ausfuhrunterstützungen 
geförderten  Ausfuhrpolitik  der  Kartelle.  Betrachtet  man  aber 
die  Arbeiterschaft  des  ganzen  Landes  und  erwägt  man,  dass 
durch  die  Ausfuhrpolitik  der  Kartelle  ganze  Industrieen,  «Öe 
für  das  Wirtschaftsleben  die  wichtigsten  sind,  nicht  nur  ge- 
schädigt, sondern  manchmal  sogar  lahm  gelegt  werden,  dann 
wird  man  kaum  die  Asfuhrunterstützungen  als  eine  für  die 
gesamte  Arbeiterschaft  günstige  Einrichtung  halten  können, 
m  einer  Tonne  Taschenmesser  oder  Nadel  steckt  zum  min- 
desten hundertmal  soviel  nationale  Arbeit,  als  in  einer  Tonne 
Kohlen  oder  Roheisen;  deshalb  fällt  auch  der  Export  der 
ersteren  Artikel  für  die  Menge  der  Arbeitsgelegenheit  im 
Inlande  ganz  anders  ins  Gewicht  als  der  der  letzteren.  Wenn 
nun  die  Rohstoff-  und  Halbzeugverbände  auf  Kosten  der 
Fertigwaren- Industrieen  gekräftigt  werden  und  mehr  ex- 
portieren, so  können  sie  doch  kaum  so  viel  Arbeitsgelegenheit 
durch  ihren  verstärkten  Export  schaffen  als  sie  durch  die 
Schwächung  der  betreffenden  Industrieen  die  Arbeiterschaft 
derselben  verlustig  gemacht  haben. 

Hinzu  tritt  noch  die  Erwägung  dass,  die  Preispolitik 
der  Kartelle  manche  Zweige  der  weiterverarbeitenden  Indu- 
strieen, die  einen  stärkeren  Export  unterhalten,  dazu  zwingt, 
im  Auslande  Betriebsanlagen  zu  bauen,  um  dort  billige  Roh- 
stoffe erhalten  und  mit  den  ausländischen  Fabrikanten  kon- 
kurrieren zu  können.  Solche  Fälle  gehören  durchaus  nicht 
zu  einer  Seltenheit  Während  der  kontradiktorischen  Ver- 
handlungen über  die  Zentrale  für  Spiiitusverwertung  wurden 
mehrere  solcher  Fälle  vorgebracht;  in  anderen  Industriezweigen 
sind  sie  ebenfalls  vorgekommen.  Die  Verlegung  der  Fabrik- 
anlagen ins  Ausland  bedeutet  aber  sicherlich  eine  Minderung 
der  Arbeitsgelegenheit  für  das  Land,  aus  welchem  die  Fabriken 
ausgewandert  sind. 

Fasst  man  das  über  die  Wirkungen  der  Ausfuhrunter- 
stützungen auf  die  Arbeiter  Gesagte  zusammen,  so  wird  man 
trotz  der  augenscheinlichen  Vorteile  für  einen  Teil  der  Arbei- 
terschaft die  Ausfuhrunterstützungen  im  allgemeinen  als  Schä- 
digung für  die  Arbeiterschaft  des  Landes  ansehen  müssen,  in 
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welchem  sie  gewährt  werden.  Für  die  Arbeiter  wäre  auch 
eine  Kartellierung  der  Industrieen  „auf  der  ganzen  Linie" 
durchaus  nicht  wünschenswert,  denn  dann  würde  eben  die 
Lohnhöhe  im  Verhältnis  zu  den  teuren  Inlandspreisen  auf 
sämtliche  Produkte  eine  sehr  niedrige  sein. 


V. 

Mittel  zur  Entkräftung 
der  ungünstigen  Wirkungen 

der 

Kartellunterstützungspolitik. 


Betrachtet  man  die  Gründe  und  Ursachen,  durch  welche 
die  Kartellpolitik  in  Deutschland  es  fertig  gebracht  hat,  dem 
gesamten  Wirtschaftsleben  grossen  Schaden  zuzufügen,  dann 
wird  man  sie  in  erster  Linie  in  den  hohen  Schutzzöllen  er- 
blicken, welche  die  billigen  Auslandsverkäufe  ermöglicht  und 
das  Ausfuhrsubventionswesen  als  deren  Konsequenz  ins  Leben 
gerufen  haben.  Neben  den  Schutzzöllen  spielen  aber  auch 
die  Eisenbahntarife  bei  dem  billigen  Export  eine  nicht  geringe 
Rolle  mit  und  zwar  deshalb,  weil  der  Export  zum  grossen 
Teil  solche  Produkte  betrifft,  die  einen  niedrigen  specifischen 
Wert  haben.  Billige  Ausfuhrtarife,  wie  sie  in  Deutschland 
bestanden  und  bestehen,  verstärkt  durch  private  Ausfuhrunter- 
stützungen, ermöglichen  erst  die  Versorgung  des  ausländi- 
schen Fabrikanten  und  Konsumenten  mit  erheblich  billiger 
Ware  als  im  Inland. 

Durch  die  jetzigen  Eisenbahntarife  wird  der  Bezug  von 
Kohle  und  Roheisen  aus  dem  Auslande  in  dem  Grade  er- 
schwert, dass  solche  Industrieen,  die  nicht  in  der  Nähe  der 
Grenzen  oder  grosser  schiffbarer  Ströme  gelegen  sind,  ganz 
und  gar  von  der  Willkür  der  heimischen  Rohstoffsyndikate 
abhängig  sind.  Das  trifft  besonders  für  grosse  Teile  Süd- 
deutschlands zu.    Die  Inlandstarife  werden  jetzt  hochgehalten, 
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damit  nicht  die  ausländische  Konkurrenz  etwa  durch  Um- 
kartierung  die  billigen  Roh  Stoff  tarife  mitbenutzen  kann,  sodann 
aber  auch  aus  fiskalischen  Gründen,  weil  sich  der  Eisenbahn- 
fiskus für  die  sehr  niedrigen  Ausfuhrtarife,  die  wenig  oder 
nichts  einbringen,  an  dem  inländischen  Absatz  schadlos  hält. 
Ausserdem  wird  für  Kohle  und  andere  Rohstoffe  der  sogenannte 
Rohstofftarif  eingeführt,  welcher  ebenfalls  die  Ausfuhr  dieser 
Produkte  fördert.  Diese  Frachtbegünstigungen,  welche  die 
Rohstoffindustrieen  seitens  des  Eisenbahnfiskus  gemessen,  gaben 
schon  oft  Grund  zu  vielfachen  Beschwerden  von  Seiten  der 
Verbraucher  der  Erzeugnisse  aus  den  betr.  Industrieen.  Man 
forderte  die  Beseitigung  der  hohen  Einfuhrtarife  und  der 
billigen  Ausfuhrtarife,  wodurch  die  „Begünstigung  der  fremden 
Arbeit"  ermöglicht  wird.  Solche  und  ähnliche  Vorstellungen 
und  Beschwerden  veranlassten  schliesslich  die  Regierung, 
eine  Reform  des  Tarifwesens  für  gewisse  Erzeugnisse  zu 
schaffen.  Vom  1.  Oktober  1908  ab  wurden  mehrere  bestehende 
Ausnahmetarife  für  Steinkohlen,  Koks  und  Briketts  abgeschafft. 
Das  Rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat  empört  sich  in. 
seinem  letzten  Jahresberichte  über  diese  Massnahme  der 
Regierung  mit  folgenden  Worten:  „Der  Herr  Minister  hat 
also  kein  Bedenken  getragen,  ein  Tarifsystem  das  sich  im 
Laufe  langer  Jahre  aus  der  Not  trüber  Erfahrungen  und  in 
engster  Anlehnung  an  die  Verhältnisse  entwickelt  hat,  wie 
sie  durch  den  internationalen  Wettbewerb  geschaffen  wurden, 
dem  ersten  Ansturm  einer  Gegnerschaft  zu  opfern,  die  ihre 
Beweisgründe  vorübergehenden  Erscheinungen  einer  über- 
spannten Marktlage  entnimmt,  und  sich  scherlich  der  wirklichen 
Tragweite  der  von  ihr  beantragten  Massnahmen  bewusst  ist... 
wir  stellen  fest,  dass  die  Tarifänderungen  nicht  nur  den  Ver- 
lust von  Absatzgebieten  bedeuten,  die  durch  jahrelange  Be- 
mühungen erworben  sind,  sondern  auch  der  fremden,  ins- 
besondere der  englischen  Kohle  es  ermöglichen,  uns  in  unseren 
eigensten  Absatzgebieten  zu  bekämpfen."  *)  Diese  Haltung 
des  Kohlensyndikats  ist  verständlich.    Es  ist  ja  dazu  berufen, 


*)  Bericht   des   Rheinisch- Westfälischen   Kohlensyndikats  über 
das  Jahr  1907,  S.  7  u.  8. 
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die  Interessen  der  Kohlenzechen  zu  wahren;  andererseits  aber 
wird  man  die  Tarifreform  als  ein  Zeichen  von  Wohlwollen 
für  ganze  und  sehr  wichtige  Industriezweige  ansehen  müssen. 
Die  Wirkung  der  Frachterhöhungen  für  die  Ausfuhr  wird  auf 
die  Preise  der  betr.  Produkte  eine  segensreiche  Wirkung  aus- 
üben. Die  Zechen  werden  nicht  mehr  einen  so  starken  Export 
unterhalten  können,  werden  demnach  zur  Deckung  der  aus 
ihm  stammenden  Verluste  nicht  mehr  so  hohe  Inlandspreise 
anzusetzen  brauchen.  Die  Inlandspreise  müssen  übrigens 
auch  aus  dem  Grunde  sich  auf  massigen  Niveau  halten,  da 
das  Ausland  jetzt  die  verbilligten  Tarife  geniessen  und  somit 
als  Konkurrent  der  inländischen  Kartelle  eher  erscheinen 
kann,  als  dies  früher  möglich  gewesen  ist.  Dem  Ausfuhr- 
subventionswesen ist  durch  die  Tarifänderung  ein  heftiger 
Stoss  zuteil  geworden,  denn  gerade  das  Kohlensyndikat  war 
es,  welches  bei  den  Ausfuhrvergütungen  die  wichtigste  Rolle 
spielte.  Von  nun  an  wird  es  dieser  Frage  nicht  mehr  das- 
selbe Interesse  beizulegen  brauchen. 

Auch  der  zollfreie  Veredelungsverkebr  gehört  zu  den 
'Mitteln,  die  dem  Kartellunwesen  eine  Schranke  setzen  können. 
Es  ist  ein  Postulat  der  Gerechtigkeit,  dass  Waren,  welche 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden,  um  nach  Verarbeitung 
exportiert  zu  werden,  von  dem  Eingangszolle  befreit  sind. 
Dadurch  wird  die  Exporttätigkeit  des  Inlandes  am  meisten 
gefördert.  Die  Kartelle  selbst  haben  es  für  notwendig  ge- 
funden, Ausfuhrunterstützungsn  auf  zu  exportierende  Produkte 
zu  gewähren,  da  sie  eingesehen  haben,  dass  nur  durch  sol- 
ches Subventionieren  ein  Export  der  weiterverarbeitenden 
Industrieen  ermöglicht  wird.  Es  ist  aber  bereits  ausgeführt 
worden,  dass  diese  Einrichtung  der  Notlage  der  Fertigwaren- 
industrieen  nicht  abhelfen  kann.  Umsomehr  ist  es  Pflicht  des 
Staates,  hier  einzugreifen  und  der  Kartellpreispolitik  durch 
eine  allen  Bedürfnissen  angepasste  Ordnung  des  zollfreien 
Veredelungsverkehr  entgegenzutreten.  Bis  jetzt  aber  lässt 
die  Tätigkeit  in  dieser  Richtung  viel  zu  wünschen  übrig.  Der 
Paragraph  115  des  Vereinszollgesetzes  bestimmt,  dass  „Gegen- 
stände, welche  zur  Verarbeitung,  zur  Vervollkommnung  oder 
zur  Reparatur  mit  der    Bestimmung   der   Wiederausfuhr    ein- 
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gehen,  vom  Eingangszolle  befreit  werden  können".  Doch  der 
Beschluss  der  13.  Generalkonferenz  beengt  diese  Bestimmung 
folgendermassen:  „Wenn  die  zur  Veredelung  eingehende 
Ware  durch  die  Verarbeitung  dergestalt  verändert  wird,  dass 
sie  bei  der  Ausfuhr  im  veredelten  Zustande  nicht  wieder 
erkannt  werden  kann,  darf  der  zollfreie  Veredelungsverkehr 
von  den  einzelstaatlichen  Verwaltungen  nicht  zugelassen 
werden".  Auch  leidet  der  jetzige  Veredelungsverkehr  unter 
dem  Mangel,  dass  darüber,  ob  eine  Ware  zollfrei  eingeführt 
werden  darf,  heute  jeder  Bundesstaat  und  nicht  das  Reich 
zu  bestimmen  hat.  Soll  der  zollfreie  Veredelungsverkehr  eine 
Schutzwaffe  gegen  die  Auswüchse  der  Kartellpolitik  sein,  dann 
muss  er  einheitlich  vom  Reiche  geregelt  werden,  so  wie  auch 
die  Kartelle  ihre  Bestimmungen  für  das  gesamte  Reichsgebiet 
treffen.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  in  der  Oeffnung 
des  Sicherheitsventils  des  zollfreien  Veredelungsverkehrs  ein 
Mittel  gegeben  ist,  eine  verderbliche  Preispolitik  der  Syndi- 
kate wenigstens  insoweit  unwirksam  zu  machen,  als  sie  mit 
einer  Beeinträchtigung  der  deutschen  Ausfuhr  verbunden  ist. 
Eine  ähnliche  Wirkung,  wie  der  zollfreie  Veredelungsverkehr 
hat  auch  die  Zollvergütung,  und  auch  diese  Massnahme 
dürfte  vom  Staate  im  Kampfe  gegen  die  Kartelle  nicht  un- 
berücksichtigt bleiben. 

Von  einigen  Kartellschriftstellern  wird  als  eine  gute 
Schutzwaffe  gegen  die  Preispolitik  der  Kartelle  die  zeitwillige 
Herabsetzung  des  Zolles  angesehen.  Zu  ihnen  gehört  auch 
u.  a.  Morgenroth,  dem  als  Vorbild  hierfür  Kanada  gilt.  Kanada 
hat  nämlich  im  Jahre  1904  ein  Gesetz  eingeführt,  das  die 
Zölle  auf  eine  Ware  erhöht,  sobald  die  Ware  von  fremden 
Exporteuren  zu  billigerem  Preise  eingeführt  wird,  als  sie  auf 
dem  eigenen  Binnenmarkte  kostet.  Der  Zollzuschlag  wird 
so  hoch  bemessen,  wie  sich  die  Differenz  zwischen  dem 
heimischen  und  dem  Einfuhrpreise  beläuft.  Dieses  Gesetz, 
die  sogenannte  Dumpinklausel,  ist  seit  Herbst  1904  in  Kraft 
und  soll  sich  bisher  auch  als  recht  wirkungsvoll  erwiesen 
haben,  was  auch  daraus  zu  schiiessen  ist,  das  der  neue  ka- 
nadische Zolltarif  vom  Jahre  1906  diese  Waffe  beibehält,  nach- 
dem nur  einige  Veränderungen  an  ihm  gemacht  wurden.    Dem 
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Beispiele  Kanadas  folgte  drei  Jahre  später  Australien.  Obwohl 
man  diesem  Mittel  bei  gewissen  Bedingungen  günstige  Erfolge 
nicht  absprechen  kann,  so  wird  man  doch  wohl  kaum  für 
die  Einführung  desselben  in  Deutschland  plaidieren  können. 
Liefmann1)  hält  die  Dumpingklausel  für  undurchführbar,  da 
sie  der  Forderung  einer  sicheren  und  schnell  wirksamen 
Zollpraxis  nicht  genügen  kann.  Eine  Herabsetzung  des  Zolles 
könnte  immer  nur  generell  erfolgen  und  würde  deshalb  in 
das  ganze  Zolltarifsystem  ein  Moment  der  Unsicherheit  und 
Unstetigkeit  hineintragen.  Aehnlich  äussert  sich  Pohle2)  und 
Tschierschky3»  in  dieser  Frage 

Ein  anderes,  vielleicht  das  beste  und  sicherste  Mittel 
gegen  die  Preispolitik  der  Kartelle  wäre  eine  internationale 
Regelung  der  Zölle  auf  die  wichtigsten  Ausfuhrartikel.  Got- 
hein4)  schlägt  eine  solche  Regelung  für  die  Eisenindustrie  vor, 
wobei  er  sich  an  dem  Erfolg  der  Regelung  der  Zuckerzölle 
durch  die  Brüsseler  Konvention  beruft.  Wir  verweisen  auf 
die  diesbzgh  Ausführungen  Gotheins,  wollen  hier  nur  bemer- 
ken, dass  wir  den  Ansichten  Gotheins  im  allgemeinen  zu- 
stimmen, obwohl  wir  uns  völlig  bewusst  sind,  dass  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Regelung  der  Eisenzölle  grosse,  fast 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

Das  wären  somit  die  wichtigsten  Massnahmen,  die  der 
Staat  den  Kartellen  gegenüber  ergreifen  könnte,  und  durch 
welche  neben  anderen  auch  dem  Ausfuhrunterstützungswesen 
grosser  Abbruch  getan  werden  könnte. 

Doch  auch  die  Kartelle  der  einzelnen  Länder  haben 
bereits  selbst  eingesehen,  dass  es  für  sie  in  vielen  Fällen  das 
Beste  sei,  einander  auf  den  Weltmärkten  nicht  zu  bekämpfen, 
sondern  gemeinsam  die  Konsumenten  auszubeuten.  Sie  gin- 
gen daran,  Verträge  mit  ausländischen  Kartellen  zu  schliessen, 
sodann  internationale  Kartelle  zu  gründen.  Dadurch  erreichen 
sie  den  grossen  Vorteil,    dass    sie   Ausfuhrprämien    und  zum 

Schutzzol  und  Kartelle.     S.  ±7. 
»)  Die  Kartelle  der  gewerblichen  Unternehmer.  S.  72—78. 

Die  Neuordnung  des  zollfreien  Veredelungsverkaufes.     Göt- 
tingen 1904.     S.  42—44. 

4    Internationale  Regelung  der  Eisenzölle  S.  1  u.  ff. 


grossen  Teile  auch  Ausfuhrvergütungen  nicht  mehr  zuzahlen 
brauchen,  da  bei  der  Feststellung  der  Preise  wohl  immer  der 
Grundsatz  festgehalten  wird,  dass  das  Kartell,  für  welches  sie 
bindend  sein  sollen,  dabei  immer  einen  guten  Gewinn  erzielt. 
Verlustverkäufe  werden  durch  internationale  Kartelle  aus- 
geschlossen. Wir  wollen  hier  nicht  alle  internationalen  Kar- 
telle aufzählen,  sondern  nur  konstatieren,  das  internationale 
Verbände  bereits  für  eine  grosse  Menge  von  Erzeugnissen 
bestehen.  Der  grösste  von  ihnen  wird  wohl  das  im  Jahre 
1904  geschlossene  internationale  Schienenkartell  sein,  denn 
alle  Länder,  welche  an  der  Schienenproduktion  nur  einiger- 
massen  beteiligt  sind,  gehören  demselben  an.  Die  Entwicklung 
in  der  Richtung  internationaler  Kartelle  ist  noch  keineswegs 
abgeschlossen,  ja  wir  glauben,  behaupten  zu  dürfen,  dass  sie 
erst  in  ihren  Anfängen  sich  befindet.  Die  Bildung  inter- 
nationaler Kartelle  wird  u.  E.  mit  der  Zeit  das  ganze  Aus- 
fuhrunterstützungswesen vollständig  abschaffen,  wie  es  bereits 
auf  einigen  international  kartellierten  Gebieten  geschehen  ist. 
Wenn  aber  die  Dinge  so  weit  kommen  werden,  und  die 
Staaten  bis  dahin  die  Macht  der  Kartelle  nicht  gebrochen 
haben,  dann  wird  die  nationale  Ausbeutung  der  Konsu- 
menten, über  welche  heutzutage  so  laute  Klagen  geführt 
werden,  zu  einer  internationalen. 
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